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1  E I NLE I TUNG  

Zwangsverheiratung stellt eine schwerwiegende Verletzung der Menschenrechte dar: Den Be-

troffenen wird ihr Recht auf freie Wahl des Ehepartners verwehrt, wie es in Art. 16 Abs. 2 der 

Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen sowie in zahlreichen inter-

nationalen und nationalen Rechtsinstrumenten garantiert wird. Zudem verpflichtet die Istanbul-

Konvention des Europarats die Vertragsstaaten, Maßnahmen zur Verhinderung und Bekämp-

fung aller Formen von Gewalt gegen Frauen, einschließlich Zwangsverheiratung, zu ergreifen.  

In Berlin besteht ein breites Angebot an Präventions- und Unterstützungsmöglichkeiten, die sich 

mit dem Thema Zwangsverheiratung beschäftigen. Insbesondere der seit 2003 bestehende Ber-

liner Arbeitskreis gegen Zwangsverheiratung hat dazu beigetragen, die im Feld aktiven Akteure 

zu vernetzen und die Diskussion zu Formen und Angeboten der Prävention und Intervention 

weiterzuentwickeln. Die Prävalenz des Phänomens in Berlin wurde durch Befragungen von Be-

ratungsstellen und anderen Einrichtungen erhoben – zuletzt 2022 –, die die Gleichstellungsbe-

auftragte des Bezirksamts Friedrichshain-Kreuzberg als federführende Vorsitzende des AK ge-

gen Zwangsverheiratung durchgeführt hat. 

Vor diesem Hintergrund hat die Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integra-

tion, Vielfalt und Antidiskriminierung Berlin, Abteilung Frauen und Gleichstellung, die vorlie-

gende Studie zu Zwangsverheiratungen in Berlin in Auftrag gegeben, die im Zeitraum von Juli 

2025 bis März 2026 durchgeführt wurde. Die Studie hat sich zum Ziel gesetzt, aktuelle Aussagen 

zur diesbezüglichen Situation in Berlin zu machen: erstens in Bezug auf Prävalenz, Entwicklung 

und Erscheinungsformen von Zwangsverheiratung und zweitens hinsichtlich der Einschätzung 

und Bewertung bestehender Präventionsangebote. Hierauf aufbauend werden Vorschläge zur 

Weiterentwicklung der Präventionslandschaft formuliert.  

So untersucht die Studie, welche Personengruppen von Zwangsverheiratung betroffen sind, 

beispielsweise in Bezug auf Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit oder Herkunftsland, und 

analysiert die unterschiedlichen Erscheinungsformen von Zwangsverheiratung. In diesem Zu-

sammenhang identifiziert sie Problemlagen und -konstellationen und beschäftigt sich damit, 

welche Zugangsmöglichkeiten und Zugangsbarrieren bestehen, insbesondere für unter familiä-

rer Kontrolle lebende Mädchen und junge Frauen, für bedrohte männliche Personen oder für 

andere Betroffenengruppen. Die Studie fragt weiterhin danach, welche Einflussfaktoren 

Zwangsverheiratungen begünstigen und somit als Risikofaktoren gelten und welche Faktoren 

hingegen protektiv wirken können.  

Bezogen auf das Themenfeld Prävention wird der Frage nachgegangen, wie sich der institutio-

nelle Umgang mit Zwangsverheiratung darstellt und wie die Rolle von Jugendämtern, Polizei  

und weiteren Behörden von den Akteuren im Feld eingeschätzt wird. Eine wichtige Rolle spielt 

hier Schule als ein zentraler Bereich, der (fast) alle Jugendlichen erreicht. Weiterhin wird unter-

sucht, welche Bedarfe bezogen auf Beratung und Unterstützung formuliert werden und welche 

Lücken in der Angebotslandschaft bestehen. Von großer Bedeutung ist dabei die Sicht der Be-

troffenen: Welche Erfahrungen machen sie mit den bestehenden Angeboten, wie bewerten sie 

diese und was wünschen sie sich darüber hinaus? 

Abschließend werden Vorschläge und Empfehlungen formuliert, die sich u.a. darauf beziehen, 

wie von Zwangsverheiratung bedrohte Personen und ihr familiärer Bezugsrahmen besser durch 

Präventionsmaßnahmen erreicht werden können, wie bestehende Angebote im Sinne einer 

niedrigschwelligen und umfassenden Ansprache und Versorgung ausgebaut und weiterentwi-

ckelt werden können und welche weiteren Angebote erforderlich sind, um bestehende Lücken 

zu schließen. 
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Im Rahmen der Studie wird – in Anlehnung an die weite Definition von Zwangsverheiratung in 

vorangegangenen Erhebungen in Deutschland und Berlin – folgende (sozialwissenschaftliche, 

nicht juristische) Definition von Zwangsverheiratung verwendet:  

Eine Zwangsverheiratung liegt dann vor, wenn mindestens eine*r der Eheleute zum Eingehen 

einer formellen oder informellen (durch religiöse oder soziale Zeremonie geschlossenen) Ehe 

gezwungen wird und entweder mit der Weigerung kein Gehör findet oder es nicht wagt sich zu 

widersetzen. Zwang kann dabei u.a. durch massiven Druck, Drohung oder Gewalt ausgeübt 

werden. Für die Zuordnung, ob eine geplante oder vollzogene Verheiratung erzwungen ist, das 

heißt, ohne das Einverständnis und entgegen dem Willen der*des Betroffenen stattfindet, wird 

das subjektive Empfinden, die Wahrnehmung bzw. Perspektive der*des Betroffenen als aus-

schlaggebend betrachtet. Ebenfalls in die Erhebung aufgenommen werden alle Formen von 

Kinderehen, d.h. die Verheiratung von Minderjährigen (unter 18 Jahren). 
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2  ME THO DI S CHE S  V O RG E HE N  

Grundlage der Studie ist ein mehrperspektivisches und multimethodisches Forschungsdesign. 

Es wurden zum einen unterschiedliche Perspektiven einbezogen, nämlich Fachkräf te aus der 

Beratung, der Jugend- und Sozialarbeit, der Schule, der Arbeit im Feld von Migration und Flucht 

und weiteren Bereichen sowie von Verwaltung und Polizei, aber auch von Zwangsverheiratung 

Betroffene. Zum anderen wurde ein qualitativ-quantitatives Studiendesign mit unterschiedlichen 

Erhebungsbausteinen und Methoden entwickelt und umgesetzt. Die Ergebnisse der Erhebun-

gen und Analysen wurden zusammengeführt und orientiert an den verschiedenen Fragestellun-

gen verknüpft. Diese daten- und ergebnisbasierte Triangulation gewährleistet eine Validierung 

der Befunde und ermöglicht belastbare Aussagen zu den Ziel- und Fragestellungen der Studie. 

Im Einzelnen wurden die folgend beschriebenen Bausteine umgesetzt. 

Literatur- und Dokumentenanalyse zur Aufarbeitung des Forschungsstands 

Die Studie startete mit einer Literatur- und Dokumentenanalyse, in die die Fachliteratur, weitere 

Materialien aus dem Bereich der „grauen“ Literatur, aktuelle Studienergebnisse und Berichte 

einbezogen wurden. Berücksichtigt wurden deutschsprachige und internationale Fachpublikati-

onen, insbesondere aus dem europäischen Raum. Auf dieser Grundlage war es möglich, die 

aktuellen Diskurse und Forschungen zur Prävalenz von Zwangsverheiratung sowie zu Präven-

tionsansätzen zu erfassen und auszuwerten. Die Ergebnisse der Literatur- und Dokumen-

tenanalyse bildeten eine wichtige Basis für die Erarbeitung der Fragebögen, die im Rahmen der 

standardisierten Befragungen eingesetzt wurden. 

Auswertung statistischer Daten 

Weiterhin wurden administrative Daten abgefragt und ausgewertet, beispielsweise die Daten 

der Polizeilichen Kriminalstatistik, der Staatsanwaltschaft oder der Jugendverwaltung zu Kin-

deswohlgefährdung. Weitere Daten wurden angefragt, konnten jedoch nicht zur Verfügung ge-

stellt werden; dies gilt für die Daten des „Hilfe- und Unterstützungsverfahrens für Gewaltvorfälle 

und Notfallsituationen an Berliner Schulen“ der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Fa-

milie und die berlinbezogenen Daten des Hilfetelefons „Gewalt gegen Frauen“ beim Bundesamt 

für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben. 

Fokusgruppendiskussionen  

Es wurden vier Fokusgruppendiskussionen mit Vertreter*innen von Beratungsstellen, Verwal-

tung und Schule sowie mit dem Berliner Arbeitskreis gegen Zwangsverheiratung umgesetzt; 

insgesamt nahmen 30 Personen an den Fokusgruppen teil. Die Fokusgruppen dienten der ver-

tiefenden Analyse von Schlüsselfragen wie den Zugangsmöglichkeiten und -barrieren, der Ein-

schätzung der Berliner Maßnahmen und Angebote in den Bereichen Prävention und Intervention 

sowie der Zusammenarbeit der beteiligten Behörden und Institutionen. Die Fokusgruppen wur-

den anhand eines Leitfadens, aber gleichzeitig relativ offen geführt, sodass auch bisher nicht 

ausreichend berücksichtigte Aspekte genannt und diskutiert wurden.  

Leitfadengestützte Interviews 

Es wurden 15 leitfadengestützte Einzelinterviews und ein Gruppeninterview mit Fachkräften aus 

den Bereichen Beratungsstellen – zu den Themenbereichen Zwangsverheiratung, Migration, 

Flucht und Asyl, Menschenhandel, LGBTQI+, Behinderung, Opferhilfe –, Jugendarbeit/Mäd-

chenarbeit, Jugendschutz, Jugendamt, Senatsverwaltung für Jugend und Polizei geführt. Ins-

gesamt nahmen 25 Personen an den Interviews teil.  

Weiterhin wurden drei Interviews mit von Zwangsverheiratung Betroffenen geführt.  
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Die Fokusgruppendiskussionen und Interviews wurden transkribiert, kodiert und inhaltsanaly-

tisch ausgewertet. Sowohl in den Interviews als auch in den Fokusgruppen wurden rassismus-

kritische Perspektiven – insbesondere im Blick auf gruppenbezogene Zuschreibungen und Vor-

urteilsmuster – durchgehend integriert. 

Fachdialog mit Betroffenen 

Der Fachdialog diente dazu, Erfahrungen, Perspektiven und Einschätzungen Betroffener syste-

matisch zu erfassen, um daraus Handlungsempfehlungen für die Präventions- und Unterstüt-

zungsarbeit abzuleiten. Betroffene sollten als Expert*innen ihrer eigenen Lebenswelt einbezo-

gen und ihre Problemdefinitionen, Bedarfe und Einschätzungen als zentrale Datenquelle be-

rücksichtigt werden. 

Die zentralen Leitfragen des Dialogs bezogen sich auf die Bewertung der aktuellen Präventions- 

und Unterstützungsarbeit aus Sicht der Betroffenen, auf die Identifizierung struktureller, institu-

tioneller und kultureller Barrieren sowie auf die Frage, ob Betroffene sinnvoll eingebunden wer-

den können. 

Standardisierte Einrichtungsbefragung 

Im Rahmen dieser standardisierten Online-Einrichtungsbefragung, die im Herbst 2025 durchge-

führt wurde, wurden insgesamt 931 Einrichtungen und Institutionen in Berlin angeschrieben, die 

mit Zwangsverheiratung konfrontiert sein können, z.B. Beratungsstellen, Jugendeinrichtungen, 

Gleichstellungsbeauftragte, Jugendämter, Unterkünfte für Geflüchtete u.a.m. Der Fragebogen 

umfasste rund 30 Fragen zu Ausmaß und Formen von Zwangsverheiratung in Berlin sowie zu 

Bedarfen und Lücken in Bezug auf Präventionsmaßnahmen.  

Innerhalb des Fragebogens wurde eine Stichprobe mit 77 Fällen erstellt : Teilnehmende Einrich-

tungen wurden gebeten, fallspezifische Fragen zu bis zu sieben ihrer letzten im Jahr 2024 be-

arbeiteten Fälle zu beantworten. Die Fragen drehten sich vor allem um assoziierte Problemla-

gen/Risikofaktoren und Gewaltformen sowie Akteure. Die Auswahl der vorgegebenen assozi-

ierten Problemlagen und Risikofaktoren in der Stichprobenerhebung der Einrichtungsbefragung 

orientierte sich an abgefragten Problemkomplexen/Faktoren in einschlägiger Forschung zu Ju-

gendlichen und jungen Erwachsenen.1 

Die Einrichtungen wurden gebeten, auch dann an der Befragung teilzunehmen, wenn Zwangs-

verheiratung in ihrer Einrichtung im Befragungszeitraum 2023/2024 keine Rolle gespielt hat. Um 

Mehrfachzählungen von Fällen zu minimieren bzw. zu erfassen, wurden teilnehmende Einrich-

tungen aufgefordert, nur einen Online-Fragebogen auszufüllen, auch wenn die Einrichtung über 

mehrere Verteiler oder Personen angeschrieben wurde. Zudem wurde versucht, ausschließlich 

Primärdaten zu erfassen, indem lediglich solche Einrichtungen in den Verteiler aufgenommen 

wurden, die potenziell in einem direkten Kontakt zu Betroffenen von Zwangsverheiratung oder 

Personen aus deren Umfeld stehen könnten. Teilnehmende Einrichtungen wurden gebeten, nur 

solche Fälle anzugeben, die durch einen direkten Kontakt oder Kontaktversuch von Betroffenen 

oder ihrem Umfeld bekannt geworden waren. Weiterhin wurden die befragten Einrichtungen 

gefragt, ob ihres Wissens eine oder mehrere weitere Einrichtungen in die Fallbearbeitung ein-

bezogen wurden. Der Rücklauf umfasste trotz mehrmaliger Erinnerungsmails nur 160 Fragebö-

gen. 

Im Folgenden werden einige Hinweise zur Rahmung der Ergebnisse ausgeführt, da sich die 

gemeldeten Fallzahlen deutlich von den Fallzahlen früherer Befragungen in Berlin  – beispiels-

weise der 2022 von der Gleichstellungsbeauftragen in Friedrichshain-Kreuzberg durchgeführten 

Befragung (BA Friedrichshain-Kreuzberg 2023) – unterscheiden. Die Gründe hierfür sind viel-

fältig: Zum einen musste ein neuer Verteiler aufgebaut werden, der deutlich weniger Adressen 

                                                        
1 Vgl. Kuhnke et al. 2014, weiterhin den theoretischen Hintergrund des Konzeptes von „Communities that Care“: 
https://communities-that-care.de/theorie/, 03.09.2025. 
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als der Verteiler von 2022 beinhaltete. Dies liegt u.a. daran, dass die Schulen gesondert befragt 

wurden und folglich aus dem Einrichtungsverteiler herausfallen. Von daher ist nicht verwunder-

lich, dass sowohl die Zahl der antwortenden Einrichtungen als auch die Zahl der gemeldeten 

Fälle geringer sind. Weitere Gründe für den geringeren Rücklauf liegen u.E. darin, dass der 

Zeitraum der Befragung (Herbst 2025) aufgrund von parallel ablaufenden Befragungen – an de-

nen sie sich beteiligen mussten – und Haushaltsverhandlungen für viele Einrichtungen von ho-

her Arbeitsbelastung geprägt war und die Verbindlichkeit, sich an einer Befragung zu beteiligen, 

bei einer Befragung des Bezirksamtes sicherlich größer ist als bei einem unabhängigen Institut. 

Weiterhin war der eingesetzte Fragebogen deutlich umfangreicher als der aus den vorherigen 

Berliner Befragungen, was auch ein Grund für den geringeren Rücklauf sein kann. Ein weiterer 

Grund für die niedrigeren Zahlen liegt auch darin, dass in der Camino-Befragung im Gegenzug 

zu früheren Befragungen Doppelzählungen abgefragt wurden und gezielt nur Einrichtungen mit 

potenziell direktem Kontakt angeschrieben wurden. 

Standardisierte Schulbefragung 

Im Rahmen der standardisierten Online-Schulbefragung, durchgeführt im Februar 2026, wurden 

alle öffentlichen weiterführenden Schulen in Berlin per Mail an die Schulleitung angeschrieben, 

also Integrierte Sekundarschulen, Gemeinschaftsschulen, Oberstufenzentren, Gymnasien und 

Schulen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt. Insgesamt wurden 328 Schulen angeschrie-

ben, von denen 52 Schulen den Fragebogen ausgefüllt zurückschickten.  

Auch die Schulbefragung wurde unter erschwerten Umständen durchgeführt. Hier lag das zent-

rale Problem darin, dass sich das Genehmigungsverfahren, das im Oktober 2025 gestartet wor-

den war, bis Februar 2026 hinzog. Letztlich blieb nur ein sehr kurzer Zeitrahmen für  die Befra-

gung; es war aus terminlichen Gründen nicht möglich, Erinnerungsmails zu verschicken und/o-

der die Frist zu verlängern. Weiterhin spielt sicherlich auch hier eine Rolle, dass eine Befragung 

durch ein unabhängiges Institut weniger verbindlich scheint als eine Befragung durch ein Be-

zirksamt. 

Werkstattgespräch zur Validierung der Ergebnisse 

Das abschließende Werkstattgespräch, das am 4. März 2026 stattfand, richtete sich an die Per-

sonen, die an der Studie teilgenommen hatten, und weitere interessierte Fachakteure. Die Er-

gebnisse wurden vorgestellt, diskutiert und auf dieser Grundlage Empfehlungen erarbeitet.  
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3  S T AND DE R FO R S CHUNG  UN D W E I TE RE  

E RHE BU NG E N I M  THE ME NFE LD  

Die erste und letzte bundesweite wissenschaftliche Studie zu Zwangsverheiratung stammt aus 

dem Jahr 2011, das verwendete Datenmaterial ist somit bereits mehr als 15 Jahre alt (Mirbach 

et al. 2011). Die Studie, die im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend erstellt wurde, führte eine Beratungsstellen- und Schulbefragung sowie Experten-

interviews durch und beleuchtete dabei eine Reihe von Schutz- bzw. Risikofaktoren und Dyna-

miken im Zusammenhang mit Zwangsverheiratung. Hierzu gehörten Faktoren wie Geschlecht 

und Alter, Bildung und Bildungsabbrüche, das Verhältnis zwischen Tätern und Opfern sowie 

sozioökonomische Faktoren, Staatsangehörigkeit und Migrationsgeschichte. Grundlage der Er-

gebnisse sind 3.443 Beratungsfälle zum Thema Zwangsheirat aus 830 Beratungs- und Schutz-

einrichtungen. Dabei fanden etwas mehr als 60,2 % der Beratungen vor, 31,2 % nach, 8,0 % 

vor und nach einer vollzogenen Zwangsverheiratung statt. Die Studie geht davon aus, dass über 

90 % der Betroffenen Frauen sind, Männer machen nur einen kleinen Anteil aus, bei ihnen wird 

jedoch ein besonders hohes Dunkelfeld vermutet. Mit 41,7 % waren die 18- bis 21-Jährigen die 

am stärksten vertretene Altersgruppe, knapp 30 % der Betroffenen waren minderjährig. 

Bundesweit wurde darüber hinaus 2022 eine Umfrage von Terre des Femmes an Schulen durch-

geführt (Terre des Femmes 2022). Die Organisation befragte im Mai 2022 etwa 460 Lehrkräfte 

und Schulsozialarbeiter*innen in 15 Bundesländern und berichtete auf dieser Basis von insge-

samt 1.847 Verdachtsfällen von Frühehen und Zwangsverheiratungen, Dabei wurden vermutete 

und gesicherte Fälle von Zwangsverheiratung aufgeführt, die sich jedoch ohne weitere Kenntnis 

z.B. der Zahl der angeschriebenen Schulen schwer kontextualisieren lassen. Die Umfrage weist 

jedoch auf die Wichtigkeit hin, Schulen in Befragungen zu Fällen und Bedarfen einzubeziehen.  

Die ebenfalls 2022 vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend publi-

zierte Handreichung „Zwangsverheiratung bekämpfen – Betroffene wirksam schützen“ für die 

Kinder- und Jugendhilfe definiert, beschreibt und kategorisiert Zwangsverheiratungen – mit 

Blick auf die 2011 erhobenen Daten (BMFSFJ 2022). Sie erläutert den rechtlichen und instituti-

onellen Rahmen hinsichtlich der Hilfeleistungen für von Zwangsverheiratung Betroffene und lis-

tet spezialisierte Anlaufstellen auf. Dabei werden Verfahrensweisen für Sozialleistungsträger 

einschließlich der Ämter für Ausbildungsförderung und der Familienkassen beschrieben und 

Handlungsempfehlungen für Institutionen wie das Jugendamt gegeben. 

Weiterhin hat sich das Deutsche Zentrum für Migrationsforschung mit dem Komplex 

Zwangsehen beschäftigt und mit dem methodischen Verfahren der Network Scale-up-Methode 

versucht, die Zahl der Menschen zu schätzen, die in Deutschland von Zwangsverheiratung be-

troffen sind.2 Die Veröffentlichung der Forschung soll im Jahr 2026 stattfinden. 

In Berlin wurden in den Jahren 2005, 2007, 2013, 2017 und 2022 Befragungen zum Ausmaß 

von Zwangsverheiratung durch die Gleichstellungsbeauftragte des Bezirksamts Friedrichshain-

Kreuzberg in Zusammenarbeit mit dem Berliner Arbeitskreis gegen Zwangsverheiratung durch-

geführt (BA Friedrichshain-Kreuzberg 2023, 2018; BIG e.V. (Hg.) 2018). Die Befragungen, die 

über 1.000 Berliner Einrichtungen wie Frauen-, Mädchen-, Jungen-, Anti-Gewalt- und Migrati-

onsprojekte, Jugendeinrichtungen, Unterkünfte für Geflüchtete, Schulen und Institutionen wie 

Notdienste, Gleichstellungsbeauftragte, Polizei etc. adressierten, versuchten die Zahl der in 

Berlin in diesen Einrichtungen bekannt gewordenen Fälle von Zwangsverheiratung zu erfassen 

und diese nach Geschlecht, Alter, Staatsangehörigkeit, Ort der Eheschließung, Status (ge-

plant/vollzogen) und Verschleppung sowie Herkunftsländern abzubilden. Auch Problemfelder 

und Bedarfe wurden in den Erhebungen abgefragt. Im Rahmen der letzten Befragung 2022 gab 

es 532 Rückmeldungen von Einrichtungen, die insgesamt 496 Fälle von Zwangsverheiratung in 

                                                        
2 Vgl. https://www.dezim-institut.de/projekte/wie-viele-zwangsehen-gibt-es-in-deutschland-1-33/. 
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Berlin meldeten. Die von den verschiedenen Akteuren rückgemeldeten Fälle wurden jedoch 

nicht in Bezug auf Mehrfachzählungen untersucht. Zwar wurde abgefragt, welche Institutio-

nen/Projekte im Beratungsverlauf mit einbezogen wurden, jedoch ohne dies in der Auswertung 

des Umfangs der berichteten Fälle zu berücksichtigen 

Auf EU-Ebene gibt es aus dem Zeitraum 2014 bis 2017 verschiedene Berichte, die vielverspre-

chende Praktiken zur Intervention und Prävention von Zwangsverheiratung beschreiben (vgl. 

European Union Agency for Fundamental Rights 2014; EU FEM Roadmap 2017; Council of 

Europe 2017). Dazu gehören etwa gesetzliche Bestimmungen, die einen Zugang zu vom Part-

ner unabhängigen Aufenthaltstiteln erleichtern und effektive Möglichkeiten der Rückkehr bei ei-

nem Verlust des Aufenthaltstitels nach Verschleppung gewähren sowie umfassende Schutz- 

und Hilfsangebote für Betroffene und Schulungen von sogenannten „Frontline Professionals“. 

Auch Angebote im Bereich Schule, in denen über Rechte aufgeklärt und Reflexion über soziale 

Normen und Geschlechterrollen angestoßen wird, finden Erwähnung.  

Insbesondere im Leitfaden zu bewährten und vielversprechenden Praktiken zur Bekämpfung 

von weiblicher Genitalverstümmelung und von Zwangsverheiratung des Europarats wird eine 

Vielzahl an präventiven Maßnahmen im Bereich Beteiligung, Sensibilisierung, Bildung und Be-

fähigung (Empowerment) genannt, die Veränderungen in den Bereichen sozialer Normen, Ver-

haltensweisen und Einstellungen anstoßen sollen. Erwähnung finden Beispiele für Aktivitäten, 

die Debatten anstoßen, neue Blickwinkel auf Normen und Mythen zulassen und einen interge-

nerationalen Dialog ermöglichen (Council of Europe 2017).  

In der EU-FEM Roadmap for Frontline Professionals, die Handlungsleitfäden für verschiedene 

Berufsgruppen auflistet, die mit Betroffenen von Zwangsverheiratung in Kontakt kommen kön-

nen, wird neben der Verknüpfung des Themas mit geschlechtsspezifischer Ungleichheit und 

Diskriminierung auf die Verbindung mit verschiedenen Formen des Kindesmissbrauchs hinge-

wiesen. Zudem wird herausgestellt, dass Menschen mit Behinderung und queere Menschen 

einem verstärkten Risiko von Zwangsverheiratung ausgesetzt sind (EU FEM Roadmap 2017).  

Auf internationaler Ebene gibt es zum Thema Zwangsverheiratung 2023 und 2024 Berichte des 

Hochkommissars für Menschenrechte bzw. des UN-Generalsekretärs (UN General Assembly, 

Human Rights Council 2023; UN General Assembly 2024). Dabei wird im Bericht des Hochkom-

missars für Menschenrechte herausgestellt, dass Zwangsverheiratung zwar in einer übergeord-

neten Struktur patriarchaler Normen stattfinde, es jedoch kontextspezifische lokale Treiber für 

solche Praktiken gebe, auf die es mit kontextspezifischen Interventionen zu reagieren gelte. Der 

Bericht fordert zudem, Betroffene von Zwangsverheiratung in politische Debatten sowie die Ge-

staltung von Präventionsmaßnahmen einzubeziehen.  

Die Rolle von Betroffenen wird auch in neuerer wissenschaftlicher Literatur zum Thema unter-

strichten. In einer Analyse von vielversprechenden Praktiken in Spanien wird beispielsweise auf 

die Notwendigkeit klarer Leitlinien, einen betroffenenzentrierten Ansatz bei Polizeibehörden, ef-

fektive Unterstützungsprogramme und die wichtige Rolle von sogenannten „referents“ bei Prä-

ventions- und Unterstützungsmaßnahmen verwiesen (Villacampa 2025). Dabei werden als „re-

ferents“ Frauen und Mädchen bezeichnet, die selbst einer angedrohten oder vollzogenen 

Zwangsverheiratung erfolgreich entkommen sind und sich nun als Mentorinnen in die Unterstüt-

zung von Betroffenen und die Prävention von Zwangsverheiratung einbringen.3 

                                                        
3 Ihre entscheidende Rolle wird dabei wie folgt begründet: “Research has found that some of these women end up 

playing a crucial role as mentors to other girls being assisted. As these mentors belong to the same cultural group as 
the women and adolescents who come into contact with the organization and have gone through the same experience, 
they can become key players in supporting the victims. They are also a valuable asset for detecting and preventing 
potential cases and raising awareness about the negative human rights consequences of FM among affected commu-
nities“ (Villacampa 2025, 267). 
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es im deutschen Kontext nur wenig aktuelle 

empirische Forschung zum Thema Zwangsverheiratung gibt. Die Literatur aus dem europäi-

schen Kontext (vgl. EU FEM Roadmap 2017) und auch die Daten der UK Forced Marriage Unit4 

weisen auf die Risikofaktoren Behinderung bzw. Lernbehinderung und queere sexuelle Orien-

tierung hin, die jedoch im deutschen Kontext bisher kaum untersucht wurden. Insofern gilt es , 

diesen Aspekt in die Einrichtungsbefragungen einzubeziehen und durch qualitative Interviews 

verstärkt zu untersuchen.  

Auch zeigt sich, dass der Bereich Schule bis jetzt nicht ausreichend in den Blick genommen 

wurde – ihm soll daher in der vorliegenden Studie ausreichend Raum gegeben werden. Zudem 

gilt es, hinsichtlich der in den europäischen Leitlinien dargestellten breiten Palette an potenzi-

ellen Präventionsaktivitäten zum Thema Zwangsverheiratung die Präventionslandschaft in Ber-

lin in ihrer Gänze zu erfassen.  

Letztlich zeigen die Berichte aus einer normativen und praktischen Perspektive die große Rele-

vanz des Einbezugs von Betroffenen in die Gestaltung der Präventionsarbeit. Die Perspektive 

von Betroffenen und ihre Zugänge zu diesem Arbeitsbereich sollen daher in dieser Studie ver-

stärkt in den Fokus rücken. 

 

                                                        
4 2024 wurde bei 26 % der von der Statistik der Forced Marriage Unit erfassten Betroffenen von Zwangsverheiratung 
ein sogenannter „mental capacity concern“ ermittelt, siehe: https://www.gov.uk/government/statistics/forced-marriage-
unit-statistics-2024/forced-marriage-unit-statistics-2024#victims-with-mental-capacity-concerns9, 08.01.2026. Die 
Forced Marriage Unit (FMU) ist eine gemeinsame Einrichtung des britischen Außenmin isteriums (Foreign, Common-
wealth and Development Office, FCDO) und des britischen Innenministeriums (Home Office). Sie ist federführend für 
die Regierungspolitik, die Öffentlichkeitsarbeit und Fallbearbeitung im Bereich Zwangsheirat zuständig. Die FMU ist 
sowohl innerhalb Großbritanniens (wo sie Unterstützung für alle Betroffenen anbietet) als auch im Ausland (wo sie 
britischen Staatsangehörigen, einschließlich Doppelstaatsangehörigen, konsularische Unterstützung gewährt) tätig. 
Die FMU betreibt eine öffentliche Hotline, die Beratung und Unterstützung bietet für Opfer und potenzielle Opfer von 
Zwangsheirat sowie für Fachkräfte, die mit solchen Fällen arbeiten. Die FMU führt zudem ein umfassendes Schu-
lungs- und Sensibilisierungsprogramm für Fachkräfte und potenzielle Opfer durch und engagiert sich in verschiedenen 
Bereichen der Aufklärung. 
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4  S I TU AT I O N UN D FO RME N  V O N 

ZW AN G S V E RHE I R ATU NG  I N  BE R L I N  

Im ersten Teil dieses Kapitels wird die Situation in Berlin in Bezug auf bekannt gewordene oder 

vermutete Fälle von Zwangsverheiratung analysiert. Dafür werden amtliche Daten in den Blick 

genommen sowie die Ergebnisse der Einrichtungs- und der Schulbefragung getrennt voneinan-

der dargestellt. Folgend werden die Entwicklungen – wie von Fachkräften eingeschätzt – be-

schrieben sowie die amtlichen Daten und Ergebnisse der Befragungen mit Erkenntnissen aus 

den Interviews verglichen und kontextualisiert.  

Im zweiten Teil des Kapitels wird, basierend auf den Ergebnissen der Einrichtungs- und Schul-

befragung sowie den qualitativen Erhebungen, betrachtet, welche Altersgruppen und Ge-

schlechter vermehrt betroffen sind, welche Rolle sexuelle Orientierung, Behinderung und 

Staatsangehörigkeit spielen und welche Herkunftsländer der Familien vermehrt genannt werden. 

Im dritten Teil wird ermittelt, in welchen Formen Zwangsverheiratung stattfindet, d.h. an welchen 

Orten die Zwangsehen geschlossen werden, mit welchem Status – konkret geplant oder vollzo-

gen – die Zwangsverheiratungen bekannt werden und welche Rolle Verschleppung und unfrei-

williger Umzug nach Deutschland spielen. 

4.1 PRÄVALENZ VON ZWANGSVERHEIRATUNGEN IN BERLIN 

4.1.1 Amtliche Daten zur Situation in Berlin 

Für die Jahre 2023 und 2024 liegt in Berlin keine einheitliche, behördenübergreifende Statistik 

zu Zwangsverheiratungen vor. Die amtliche Datenlage muss daher aus mehreren methodisch 

unterschiedlichen Quellen zusammengesetzt werden. 

Die belastbarsten berlinbezogenen Angaben stammen aus der Polizeilichen Kriminalstatistik 

(PKS) und aus den Daten der Staatsanwaltschaft. Nach der PKS wurden in Berlin 2023 sechs 

und 2024 sieben Fälle von Zwangsheirat registriert (Abgeordnetenhaus 2025a, 2). Die Zahl der 

erfassten Opfer lag ebenfalls bei sechs beziehungsweise sieben, darunter 2023 zwei und 2024 

fünf Minderjährige (ebd.). Die Staatsanwaltschaft Berlin verzeichnete für dieselben Jahre 13 

beziehungsweise 17 Verfahren nach § 237 StGB (ebd., 7). Die Differenz zwischen beiden Da-

tenbeständen verweist darauf, dass polizeiliche und staatsanwaltschaftliche Statistiken unter-

schiedliche Bezugseinheiten und Erfassungslogiken abbilden. Während die PKS abgeschlos-

sene polizeiliche Ermittlungen erfasst, bezieht sich die staatsanwaltschaftliche Statistik auf ein-

gegangene Verfahren (ebd., 1; 4). 

Dass administrative Daten zudem stichtagsabhängig und vorläufig sein können, zeigt eine 

frühere Berliner Senatsantwort auf eine parlamentarische Anfrage, in der für den Zeitraum vom 

1. Januar 2023 bis zum 30. Juni 2024 auf Grundlage der polizeilichen Eingangsstatistik acht 

Fälle ausgewiesen wurden (Abgeordnetenhaus 2024, 4). Für die Staatsanwaltschaft werden 

dort für 2023 13 und für das erste Halbjahr 2024 sechs Verfahren genannt (ebd.) Für die Ein-

ordnung der amtlichen Daten ist deshalb zwischen vorläufigen Zwischenständen und später 

festgeschriebenen Jahresdaten zu unterscheiden (ebd.). 

Für familiengerichtliche Verfahren liegt demgegenüber keine trennscharfe Berliner Statistik zu 

Zwangsverheiratungen vor (Abgeordnetenhaus 2019, 1). Bereits in einer älteren Senatsantwort 

wurde festgehalten, dass weder zur Anwendung des Gesetzes zur Bekämpfung der Zwangs-

verheiratung noch zu entsprechenden Eheaufhebungsverfahren belastbare Fallzahlen geführt 

werden (ebd.). Die quantitative Aussagekraft familiengerichtlicher Daten bleibt für Berlin damit 

deutlich begrenzt.  

Auch die Daten der Kinder- und Jugendhilfe sind nur eingeschränkt aussagekräftig. Möglicher-

weise einschlägige Fälle werden dort nicht als Zwangsverheiratung erfasst, sondern lediglich in 
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breiteren Kategorien wie „Autonomiekonflikt/Autonomiekonflikte aus Kulturkonflikten“, ab 2025 

zusätzlich auch „Handel mit/Ausbeutung von Minderjährigen“. Diese Kategorien beinhalten je-

doch auch zahlreiche andere Konstellationen. Die Jugendamtsdaten können daher nicht als 

Zahl von Zwangsverheiratungen interpretiert werden, sondern allenfalls als Hinweis auf famili-

äre Konflikte und mögliche Gefährdungssituationen, in denen auch Fälle von Zwangsverheira-

tung enthalten sein können.5 

Für die Einordnung des Berliner Hellfeldes sind schließlich auch überregionale amtliche Be-

richte relevant. Der Monitor Gewalt gegen Frauen (Deutsches Institut für Menschenrechte 2024) 

weist für 2023 bundesweit 83 polizeilich bekannte Opfer von Zwangsheirat aus, darunter 80 

weibliche und drei männliche Betroffene. Von den weiblichen Opfern waren 43 minderjährig 

(ebd., 69). Das Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen dokumentierte im Rahmen seiner erweiterten 

Dokumentation 180 Beratungen zum Themenfeld Zwangsverheiratung im Jahr 2023 (ebd., 13) 

und 214 im Jahr 2024 (ebd., 13). Diese Differenz spricht dafür, dass das strafrechtliche Hellfeld 

nur einen Teil des Phänomens sichtbar macht. Auch das Bundeslagebild des BKA verweist mit 

bundesweit 17 Ermittlungsverfahren im Jahr 2024 (BKA 2025, 20) auf einen insgesamt geringen 

justiziell erfassten Fallumfang. 

Ergänzend weist eine spätere Senatsantwort darauf hin, dass Straftaten im Ausland mit Auswir-

kungen auf Deutschland in der PKS seit 2024 gesondert ausgewertet werden. Für das Delikt 

Zwangsheirat wurde im Berichtsjahr 2024 kein Fall erfasst (Abgeordnetenhaus 2025b, 4). Zu-

dem zeigen die bis zum 31. Oktober 2025 fortgeschriebenen staatsanwaltschaftlichen Tabellen, 

dass für die Systemeingangsjahre 2023 und 2024 jeweils keine gerichtlichen Entscheidungen 

in Js-Verfahren (Bekanntsachen) eingetragen sind (ebd., 6). Für 2025 verzeichnete die Staats-

anwaltschaft Berlin bis zum 31. Oktober 2025 insgesamt 16 Verfahren nach § 237 StGB (ebd., 

5).  

Insgesamt sprechen die amtlichen Daten für 2023 und 2024 somit für ein kleines strafrechtliches 

Hellfeld bei zugleich begrenzter administrativer Sichtbarkeit des Phänomens. Verlässliche ber-

linbezogene Quantifizierungen liegen im Kern nur für Polizei und Staatsanwaltschaft vor. In an-

deren Bereichen dominieren fehlende Statistiken, breite Sammelkategorien oder lediglich ein-

geschränkt belastbare Sonderauswertungen. Die amtlichen Daten erlauben daher keine Schät-

zung des tatsächlichen Ausmaßes von Zwangsverheiratungen in Berlin, machen aber die Reich-

weite und Grenzen staatlicher Erfassung deutlich. 

4.1.2 Ergebnisse der Einrichtungsbefragung 

Für die Einrichtungsbefragung wurden 931 Berliner Einrichtungen direkt angeschrieben, wobei 

einige von ihnen mit mehreren Abteilungen im Verteiler vertreten waren bzw. andere Einrich-

tungen mehrere Projekte durchführen. Es wurden Einrichtungen ausgewählt, die durch ihre Ak-

tivitäten potenziell in einem direkten Kontakt zu Betroffenen von Zwangsverheiratung oder ihrem 

Umfeld stehen. Zu den angeschriebenen Einrichtungen gehörten Frauenhäuser, Zufluchts- und 

Zweite-Stufe-Wohnungen, Fachberatungs- und Interventionsstellen zu geschlechtsspezifischer 

Gewalt und weitere Anlaufstellen für Gewaltopfer. Weiterhin wurden zivilgesellschaftliche Ak-

teure einbezogen, die zu spezifischen Themen wie Menschenhandel und/oder mit spezifischen 

Zielgruppen arbeiten wie z.B. mit Menschen mit Behinderung, geflüchteten Menschen oder Mig-

rant*innen, aber auch LSBTIQ+-Projekte. Zudem wurden staatliche und zivilgesellschaftliche 

Akteure in den Bereichen Kinderschutz, Jugendarbeit und Familienhilfe angeschrieben, bei-

spielsweise die bezirklichen Kinderschutzkoordinator*innen, Kinder- und Jugendgesundheits-

dienste, Jugendeinrichtungen, Jugendberatungsstellen und Kriseneinrichtungen, Jugendbil-

dungsstätten, Mädchen- und Jungenprojekte sowie Familienzentren einschließlich der Stadtteil-

                                                        
5 Grundlage der Aussagen sind die von der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie zur Verfügung gestellten 
Statistiken zu „Kindeswohlgefährdung – differenziert nach Gefährdungsmerkmalen“. 
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mütter. Auch Akteure aus dem medizinischen Bereich wie Zentren für Familienplanung und so-

zialpsychiatrische Dienste sowie Akteure aus dem Bereich Betreutes Wohnen und Wohnungs-

nothilfe wurden adressiert. Zudem wurden Migrantenselbstorganisationen und – mit Unterstüt-

zung des Landesamts für Flüchtlinge (LAF) – Unterkünfte für Geflüchtete angeschrieben. 

Ebenso wurden die Schulpsychologischen und Inklusionspädagogischen Beratungs- und Unter-

stützungszentren (SIBUZ) und Träger der Schulsozialarbeit in den Verteiler aufgenommen. Zu-

dem wurden 47 Mitarbeiter*innen der Berliner Verwaltung einschließlich der bezirklichen Gleich-

stellungsbeauftragten, Integrationsbeauftragten, Sozialraumkoordinator*innen und Jugendäm-

ter angeschrieben mit der Bitte, die Befragung an relevante Einrichtungen in den Bezirken wei-

terzuleiten. 

Von den angeschriebenen Einrichtungen haben 160 die Befragung vollständig bearbeitet. Rück-

meldungen gab es dabei aus fast allen angeschriebenen Bereichen. Die befragten Einrichtun-

gen haben sich den unterschiedlichen Kategorien selbst zugeordnet, wobei es möglich war, sich 

entsprechend den jeweiligen Arbeitsfeldern und Zielgruppen mehreren Kategorien zuzuordnen.  

Abbildung 1: Art der rückmeldenden Einrichtungen 
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Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Mehrfachnennung möglich, N = 186. 

Auf die Frage, ob und wie Zwangsverheiratung in der jeweiligen Einrichtung thematisiert wurde, 

geben 47 Einrichtungen, d.h. fast ein Drittel (29,4 %) der an der Befragung beteiligten Einrich-

tungen an, dass Zwangsverheiratung in ihrer Einrichtung ein Thema war. Bei etwa zwei Dritteln 

(68,1 %) dieser 47 Einrichtungen war Zwangsverheiratung im Zusammenhang mit individueller 

Fallberatung/-intervention ein Thema, häufig kombiniert mit dem Austausch zwischen Fachper-

sonen oder mit Fortbildung. Bei dem verbleibenden Drittel (31,9 %) der beteiligten Einrichtungen, 

in denen Zwangsverheiratung im Erhebungszeitrum eine Rolle spielte, wird dies im Zusammen-

hang mit Austausch und Fortbildung benannt. 

Abbildung 2: Thematisierung von Zwangsverheiratung  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, N=46. 
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Fällen von Zwangsverheiratung befasst gewesen zu sein. Davon wurde bei 181 Fällen angege-

ben, dass diese in oder aus Berlin waren.  

Hierbei hat sich in der Befragung ein methodisches Problem ergeben: Die befragten Einrichtun-

gen haben in dem auf Berlin bezogenen Teil teils noch weitere Fälle einbezogen, bei denen aus 

den Befragungsdaten nicht einwandfrei geklärt werden kann, ob sie sich vornehmlich auf Berlin 

beziehen. Diese Fälle wurden in die Auswertung dennoch mit einbezogen, weil wir davon aus-

gehen, dass der Ort für Auswertungen vorwiegend zu soziodemographischen Verteilungen nicht 

ausschlaggebend ist.6 Diese Auswertungen beziehen sich also auf 175 Fälle für 2023 und 200 

Fälle für 2024.  

Anhand der Angaben zu Fällen mit Berlinbezug ist zudem möglich, zumindest das Potenzial für 

eventuelle Doppelzählungen zu beziffern: Bei 41,7 Prozent (2023) bzw. 38,0 Prozent (2024) der 

sich vornehmlich auf Berlin beziehenden Fälle,7 zu denen die teilnehmenden Einrichtungen ag-

gregierte Angaben zur Verfügung stellten, hatten die Betroffenen ihres Wissens nach noch eine 

andere Einrichtung/Institution (aus den Bereichen Beratungsstellen, Zufluchtsstellen/Unter-

künfte, Sozialarbeit, Sozialprojekte, Kinder- oder Jugendschutzstellen oder Polizei) aufgesucht. 

Bei diesen 41,7 Prozent oder 73 Fällen (2023) und 38,0 Prozent oder 76 Fällen (2024), bei 

denen potenziell mehrere Einrichtungen involviert waren, kann eine Mehrfachzählung nicht aus-

geschlossen werden.  

Wie im Kapitel zum methodischen Vorgehen bereits ausführlich ausgeführt, sind die Zahlen der 

Einrichtungsbefragung nur sehr begrenzt aussagefähig und können keinesfalls mit den Fallzah-

len aus früheren Erhebungen vergleichen werden. 

 

Auf die Frage, welche Anzeichen für Zwangsverheiratung es gibt bzw. welche Rolle die Aussa-

gen der Betroffenen spielen, zeigt sich in der Auswertung der Stichprobe, dass der Großteil der 

Betroffenen (die Angst vor) eine(r) Zwangsverheiratung direkt kommuniziert. Bei rund einem 

Fünftel sind es allerdings Beobachtungen oder Vermutungen, die auf das Problem aufmerksam 

machen.  

  

                                                        
6 Konkret haben bei Teil 2 der Befragung, die sich auf Betroffene in oder aus Berlin bezog und aggregierte vorwiegend 

soziodemographische Daten (zu Alter, Geschlecht, sexuelle Orientierung, Behinderung, Staatsangehörigkeit, Herkunft s-
länder, Status, Orte der Eheschließung, Verschleppung bzw. unfreiwilliger Umzug sowie Anzahl der Fälle, bei denen 
die teilnehmende Einrichtung davon weiß, dass der/die Betroffene noch eine andere Einrichtung/Institution aufgesucht 
hat) abfragte, 7 Einrichtungen die zur Verfügung gestellten Angaben auf die insgesamt von der jeweiligen Einrichtung 
erfassten Fälle bezogen. Damit beträgt die der Analyse dieser aggregierten Angaben zu Grunde liegende Gesamtzahl 
175 Fälle für 2023 und 200 Fälle für 2024.  

7 Siehe vorhergehende Fußnote, d.h. die 41,7 Prozent beziehen sich auf die Gesamtzahl von 175 Fällen für 2023, die 
38,9 Prozent auf die Gesamtzahl von 200 Fällen für 2024. 
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Abbildung 3: Anzeichen für Zwangsverheiratung  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Stichprobe N Fälle = 77, Mehrfachnennung möglich (N 

Antworten = 90), Angabe in absoluten Zahlen und Prozent der Antworten.  

4.1.3 Ergebnisse der Schulbefragung 

Im Rahmen der Schulbefragung wurden alle 328 öffentlichen weiterführenden Schulen in Berlin 

angeschrieben: Integrierte Sekundarschulen, Gemeinschaftsschulen, Oberstufenzentren, Gym-

nasien und Schulen mit sonderpädagogischem Schwerpunkt. 52 Schulen schickten den Frage-

bogen ausgefüllt zurück. Es nahmen Schulen aus allen Bezirken teil, wobei die Beteiligung in 

Reinickendorf, Pankow und Lichtenberg am höchsten ausfiel. Hinsichtlich der Schulform haben 

sich Integrierte Sekundarschulen am häufigsten beteiligt.  

Abbildung 4: Teilnehmende Schulen nach Bezirk und Schulform  

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, N = 52. 

Insgesamt werden Fälle von Zwangsverheiratung aus 15 verschiedenen Schulen aus den Be-

zirken Mitte (3), Reinickendorf (3), Lichtenberg (2), Tempelhof-Schöneberg (2), Neukölln (2), 

Steglitz-Zehlendorf (2) und Charlottenburg-Wilmersdorf (1) vermeldet. Hohe Fallzahlen werden 
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von mehreren Schulen in Mitte, Neukölln und Charlottenburg-Wilmersdorf mitgeteilt. Die Fälle 

werden aus ISS (8), OSZ (3), Gymnasien (3) und einer Schule mit sonderpädagogischem För-

derschwerpunkt (1) benannt. Dabei geben 13 Schulen „unsicher“ (8) oder „ja“ (5) auf die Frage 

an, ob 2023 Fälle an der Schule vermutet oder bekannt geworden waren; 14 Schulen geben 

„unsicher“ (5) oder „ja“ (9) an auf die Frage, ob 2024 Fälle an der Schule vermutet oder bekannt 

geworden waren. Insgesamt sind also ein Viertel bis ein Drittel der 52 Schulen, die sich an der 

Befragung beteiligt haben, von Fällen einer Zwangsverheiratung betroffen. 

Die allermeisten Schulen, die Fälle vermeldeten, gaben an, dass Zwangsverheiratung an der 

Schule thematisiert wurde, z.B. im Unterricht oder im Rahmen von Angeboten, die von externen 

Akteuren veranstaltet wurden. Dieser Befund bestätigt, dass eine Beschäftigung mit dem Thema 

Zwangsverheiratung und eine Sensibilisierung für Anzeichen, dass ein*e Schüler*in zwangsver-

heiratet wird, Hand in Hand gehen. Nur eine Schule, die Fälle vermeldete, gab an, dass Zwangs-

verheiratung nicht an der Schule thematisiert wurde.8  

Abbildung 5: Anzahl teilnehmender Schulen, an denen im Erhebungszeitraum Fälle ver-

mutet wurden oder bekannt geworden sind  

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, N 2023 = 51, N 2024 = 52. 

Was die angegebenen Fälle von Zwangsverheiratung an Schulen betrifft, sind die Zahlen für 

2023 und 2024 fast identisch: Für 2023 werden von den Schulen, die sich an der Befragung 

beteiligt haben, 25 Fälle angeführt, für 2024 waren es 26. Dabei kategorisieren die Schulen rund 

zwei Drittel der erfassten Fälle als vermutete (angedrohte oder vollzogene) Zwangsverheira-

tung; in ca. einem Drittel der Fälle halten die antwortenden Schulen es für gesichert, dass eine 

Zwangsverheiratung angedroht oder vollzogen wurde. Zu einigen Fällen werden unvollständige 

Angaben gemacht, sie sind in die folgende Grafik nicht eingerechnet worden. 

  

                                                        
8 Bei einer weiteren Schule, die für 2023 angibt, dass es „unsichere“ Fälle gab, hierzu jedoch keine weiteren Angaben 
macht, war ebenfalls nicht klar, ob das Thema an der Schule vorkam.  
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Abbildung 6: Anzahl an Schulen vermuteter oder bekannt gewordener Fälle  

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, N = 2023 = 22, N 2024 = 22. 

Anzeichen für einen „vermuteten Fall“ sind dabei vor allem eine plötzliche Reise oder ein Umzug 

ins bzw. Aufenthalte im Ausland und/oder ein Fernbleiben/Fehlen in der Schule, Hinweise oder 

Gerüchte von anderen Personen wie Familienangehörigen oder Mitschüler*innen sowie Verhal-

tensauffälligkeiten.  

Das relativ hohe Maß an „vermuteten Fällen“, aber auch die recht hohe Zahl an Schulen, die 

Fälle als „unsicher“ kategorisieren – insbesondere für das weiter zurückliegende Jahr 2023 –, 

weisen auf die Schwierigkeit hin, das Ausmaß von Zwangsverheiratungen an Schulen anhand 

von Befragungen zu erfassen. Relevante Faktoren sind in diesem Zusammenhang Unsicherhei-

ten bezüglich des Themas, fehlende Kenntnisse der Lehrkräfte hinsichtlich der Anzeichen für 

eine Zwangsverheiratung sowie die fehlende oder begrenzte Dokumentation von bekannt ge-

wordenen Fällen.  

4.1.4 Entwicklung von Zwangsverheiratung in Berlin  

Fasst man die Ergebnisse aus Schul- und Einrichtungsbefragung zusammen, ergibt sich eine 

Zahl von 186 Fällen für das Jahr 2023 und 207 Fällen für das Jahr 2024. Wie bereits ausgeführt, 

sind diese Zahlen aufgrund methodischer Probleme nicht mit den Ergebnissen der früheren 

Erhebungen für Berlin vergleichbar. 

Interessanter scheint die Frage nach der Entwicklung von Zwangsverheiratungen. Hier ist auf-

fällig, dass die Einschätzungen, die im Rahmen der Einrichtungsbefragung getätigt wurden, und 

Äußerungen in den Interviews und im Werkstattgespräch teils deutlich voneinander abweichen.  

Einrichtungsbefragung  

Auf die Frage, ob die an der Befragung beteiligten Einrichtungen in ihrem Arbeitsbereich in den 

letzten fünf Jahren eine Ab- oder Zunahme von Zwangsverheiratungen festgestellt haben, 

nimmt die Mehrheit der befragten Einrichtungen keine Einschätzung vor. Die genannten Gründe 

dafür sind zumeist, dass entweder keine Fälle bekannt geworden sind, die ausfüllende Person  

nur einen zeitlich kürzeren Überblick über das Arbeitsfeld hat und daher keine Aussage treffen 

kann/möchte oder die ausfüllende Person von einer hohen Dunkelziffer ausgeht.  

Von den Einrichtungen, die eine Einschätzung abgeben, gehen die meisten davon aus, dass 

die Situation gleichbleibend ist. Die Zahl an Einrichtungen, die von einer leichten Zunahme bzw. 

Abnahme ausgeht, hält sich dabei die Waage. Nur zwei Personen gehen von einer starken Ab-

nahme der Fallzahlen aus.  
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Abbildung 7: Einschätzung der Entwicklung von Zwangsverheiratungen in den letzten 

fünf Jahren durch teilnehmende Einrichtungen  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, N = 160.  

Eine antwortende Person begründet im Fragebogen ihre Einschätzung einer gleichbleibenden 

Entwicklung wie folgt: 

„Aus meiner Wahrnehmung hat sich die Zahl der Fälle oder Verdachtsmomente von Zwangs-

verheiratungen in meinem Arbeitsbereich in den letzten fünf Jahren nicht deutlich verändert. 

Ich beobachte eine relativ stabile Entwicklung, was verschiedene Gründe haben dürfte. Ei-

nerseits gibt es inzwischen mehr öffentliche Aufmerksamkeit, Aufklärungsangebote und spe-

zialisierte Beratungsstellen, wodurch das Thema sensibler behandelt und besser erkannt wird. 

Diese Verbesserungen könnten zu einer gewissen Stabilisierung führen – im Sinne einer kon-

stanten, aber nicht steigenden Zahl bekannter Fälle. Gleichzeitig bestehen jedoch weiterhin 

strukturelle und kulturelle Faktoren, die das Risiko von Zwangsverheiratungen in bestimmten 

Gemeinschaften aufrechterhalten. In vielen Familien spielen traditionelle Vorstellungen von 

Ehre, familiärem Zusammenhalt und weiblicher Keuschheit nach wie vor eine wichtige Rolle.“ 

Weiterhin führt sie aus, dass viele Fälle im Verborgenen blieben, da Betroffene aus Angst vor 

familiären Konsequenzen oder sozialer Ächtung selten offen über Zwangsverheiratungen spre-

chen würden. Weitere Hürden seien Sprachbarrieren, Schamgefühle und ein begrenztes Ver-

trauen in staatliche Institutionen.  

Einrichtungen, die von einer leichten Zunahme von Zwangsverheiratungen ausgehen, begrün-

den dies mit 

• einer verstärken Sensibilisierung, die dazu führe, dass mehr Fälle bekannt werden,  

• Wohnungsnot, die mit sich bringe, dass junge Erwachsene weiter zu Hause wohnen 

und sich der Kontrolle ihrer Familie entsprechend schwerer entziehen können, 

• einem „unsicheren schulischen oder beruflichen Hintergrund von Frauen und Mädchen, 

die neu in Berlin sind“,  

• einer Zunahme von Fluchtbewegungen aus Ländern mit patriarchalen Familienwer-

ten/Ländern wie Afghanistan, 

• einer Zunahme der von ihnen geleisteten Beratungen – was jedoch sowohl mit einer 

besseren Erreichbarkeit von Hilfsangeboten als auch mit steigenden Fallzahlen zusam-

menhängen könne.  

Einrichtungen, die von einer starken oder leichten Abnahme von Zwangsverheiratung ausgehen, 

begründen dies mit 

• einer verbesserten Aufklärung/einem verbesserten Verständnis der Rechtsordnung,  

• besserer Integration, 

• dem Ablegen patriarchaler Machstrukturen – jedoch wird dies nur für über 25-Jährige 

konstatiert –, 
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• einer gestärkten Selbstbestimmung von Mädchen, 

• abgenommenen Anfragen – wobei jedoch nicht klar sei, woran dieser Rückgang fest-

zumachen ist. 

Interviews, Fokusgruppen und Werkstattgespräch 

Auch in mehreren Interviews wird die Entwicklung als „gleichbleibend“ bzw. „gleichbleibend 

hoch“ eingeschätzt. Von anderen Teilnehmer*innen an den qualitativen Erhebungen und an 

dem der Validierung dienenden Werkstattgespräch wird hingegen von einem Anstieg bis zu ei-

nem starken Anstieg an Fällen von Zwangsverheiratung ausgegangen. Zwei Teilnehmende, die 

einen Anstieg der Fallzahlen in ihren Beratungseinrichtungen wahrnehmen, sehen dies im  Kon-

text einer verstärkten Abschiebethematik und verschärfter aufenthaltsrechtlicher Verfahren. Von 

ihnen, aber auch von anderen Befragten wird weiterhin ein sich verstärkendes Problem im Zu-

sammenhang mit einem global verstärkten Trend zunehmend konservativer und reaktionärer 

Haltungen in Bezug auf Geschlechterrollen gesehen, der sich auch in Berlin bemerkbar mache. 

Außerdem wird ein allgemeiner Trend beschrieben, in dem Problemlagen ansteigen, während 

Schutz- und Beratungseinrichtungen unter verstärktem (finanziellen) Druck stehen. 

Ein*e Teilnehmer*in einer Fokusgruppe beschreibt die derzeitigen Entwicklungen wie folgt:  

„Also ich habe schon den Eindruck, dass es eine Prekarisierung gibt. Viele Menschen, die 

von Zwangsverheiratungen betroffen sind, erleben auch andere Formen von Gewalt. In un-

serem Projekt sind sie entweder illegalisiert oder haben andere aufenthaltsrechtliche Prob-

leme. … Auf der anderen Seite habe ich aber den Eindruck, dass eine neue Generation in 

Jugendämtern und auch in der Beratungsarbeit sensibilisierter ist, was dieses Thema als 

Form von geschlechtsspezifischer Gewalt betrifft. Es gibt ein besseres Verständnis. … Ich 

sehe also gleichzeitig Verschlechterungen und Verbesserungen.“ (FokBe) 

Mehrere Interviewpartner*innen und Teilnehmende an Fokusgruppen, z.B. zum Bereich Schule, 

unterstreichen zudem die Schwierigkeit, vom Hellfeld auf Trends und Entwicklungen hinsichtlich 

der Zahl von Zwangsverheiratungen zu schließen, da die Erfassung sowie Dokumentation von 

Fällen davon abhängen, dass Zwangsverheiratung als solche erkannt wird und Betroffene Zu-

gang zum Hilfesystem finden. So würden beispielsweise verbesserte digitale Informationen über 

bestehende Angebote mehr Beratungen nach sich ziehen, mehrsprachige Angebote hätten 

mehr Betroffenenkontakte in den jeweiligen Sprachgruppen zur Folge und eine verbesserte 

Sensibilisierung für das Thema an Grundschulen führe zu mehr dokumentierten Fällen von 

Grundschulkindern. Steigende Fallzahlen seien dann jedoch nicht auf eine veränderte Lage, 

sondern auf verbesserte Zugänge zu Unterstützungsangeboten zurückzuführen. „Dass wir 

Grundschulkinder haben, die betroffen sind, liegt nicht daran, dass das jetzt öfter vorkommt. Es 

liegt darin, dass das jetzt besser erkannt, dass mehr zugehört wird.“ (FokSch)  

Ebenfalls mehrere Interviewpartner*innen betonen das hohe Dunkelfeld. Durch die praktische 

Präventionsarbeit z.B. wurde in Schulen eine hohe Betroffenheit festgestellt. In den Klassen der 

für die Präventionsarbeit ausgewählten Schulen habe man „ immer Betroffene gehabt“ (IntPol1). 

Die Interviews zeigen zudem, dass sich die Situation und die Einschätzungen je nach Quartier 

und Zielgruppe deutlich unterscheiden, so beschreibt ein*e Interviewpartner*in bei den Zielgrup-

pen, mit denen er*sie als Sozialarbeiter*in einer offenen Jugendeinrichtung tätig ist, eine sehr 

hohe Zahl an Zwangsverheiratungen: „Ich würde sagen, dass 99 % unserer Mädchen davon 

betroffen sind. Das ist viel. Ziehen wir mal die ab, wo die Familien mit sich reden lassen würden, 

sind wir bei 90 %. Das ist immer noch sehr viel.“ (IntJu1)  

Deutlich wird hier, dass die Situation innerhalb Berlins sehr heterogen ist: In bestimmten Kiezen, 

Communitys und Gruppen ist eine deutlich stärkere Betroffenheit feststellbar, so die Aussagen 

einzelner Interviewpartner*innen, was eine übergreifende Befragung nicht deutlich abbilden 

kann.  
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4.2 PERSONENGRUPPEN, DIE VON ZWANGSVERHEIRATUNG 

BETROFFEN SIND 

Nur rund die Hälfte (16) der 31 an der Einrichtungsbefragung teilnehmenden Einrichtungen gibt 

an, dass sie eine Falldokumentation und/oder Datenerfassung zu bekannt gewordenen Fällen 

von Zwangsverheiratung haben. Dabei werden von den Einrichtungen, die diese Daten erfassen, 

Aspekte wie Alter und Geschlecht der Betroffenen und von den meisten auch Herkunftsländer, 

Staatsangehörigkeit sowie weitere in den Fall involvierte Einrichtungen dokumentiert. Weniger 

dokumentiert werden Aspekte wie der Ort der Eheschließung oder Verschleppung und noch 

weniger Aspekte wie Behinderung oder sexuelle Orientierung.  

Die folgende Grafik zeigt, welche Informationen von diesen Einrichtungen erfasst werden.  

Abbildung 8: Durch Einrichtungen dokumentierte Daten zu Fällen von Zwangsverheira-

tung  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Mehrfachnennungen möglich, N = 113.  

4.2.1 Alter/Altersverteilung 

Die 14- bis 17-Jährigen stellten sowohl 2023 als auch 2024 mit ca. einem Drittel die Altersgruppe 

mit dem größten Anteil an den durch die Einrichtungsbefragung erfassten Betroffenen in Berlin 

dar, gefolgt von den 18- bis 20-Jährigen. Der Anteil der Minderjährigen (gerechnet auf die Ge-

samtheit der Betroffenen, bei denen das Alter bekannt war) lag 2024 bei 37,2 %, 2023 bei 

39,0 %.  
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Abbildung 9: Alter der in der Einrichtungsbefragung erfassten Betroffenen von Zwangs-

verheiratungen  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, N 2023 = 175, N 2024 = 201. 

Auch in der Schulbefragung werden die 14- bis 17-Jährigen in den Erhebungsjahren als die 

Gruppe mit der größten Zahl der Betroffenen von Zwangsverheiratung erfasst. In verschiedenen 

Interviews werden ebenfalls die beiden Gruppen der 14- bis 17- und der 18- bis 20-Jährigen als 

vornehmlich Betroffene einer angedrohten Zwangsverheiratung benannt. Allerdings werden bei 

den jungen Erwachsenen vielmals erschwerte Zugänge zum Hilfssystem genannt, insofern stellt 

sich bei den 18- bis 20-Jährigen, die sich nicht mehr im Schulkontext befinden, die Frage, in-

wiefern diese Gruppe ausreichend erfasst ist.  

Abbildung 10: Alter der in der Schulbefragung erfassten Betroffenen von Zwangsverhei-

ratung  

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, N 2023 = 20, N 2024 = 21. 

In mehreren Interviews wird jedoch auch das große Altersspektrum der von Zwangsverheiratung 

Betroffenen hervorgehoben. Ein*e Interviewpartner*in beschreibt: „Den Jüngsten, den wir hier 

hatten oder immer noch haben, der ist 15, 16. Und der Älteste war Anfang 40.“ (IntBeM) 

4.2.2 Geschlecht/Geschlechterverteilung 

Die teilnehmenden Einrichtungen geben bei den von ihnen erfassten Betroffenen für das Jahr 

2023 bei 95,4 % (167 Fälle) das Geschlecht Frauen/Mädchen/weiblich an, bei 3,4 % (6 Fälle) 

Junge/Mann/männlich und bei 1,1 % (2 Fälle) ein weiteres Geschlecht (in einem Fall spezifiziert 
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als trans Frau). Für das Jahr 2024 wird bei 93,5 % (187 Fälle) das Geschlecht Mäd-

chen/Frau/weiblich, bei 6 % (12 Fälle) das Geschlecht Junge/Mann/männlich und bei 0,5 % 

(1 Fall) ein anderes Geschlecht ohne weitere Spezifizierung angegeben.  

Abbildung 11: Geschlecht der in der Einrichtungsbefragung erfassten Betroffenen von 

Zwangsverheiratung 

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, N 2023 = 175; N 2024 = 200, Angaben in Prozent.  

In der Schulbefragung wird das Geschlecht der Betroffenen ebenfalls überwiegend als Mäd-

chen/Frau/weiblich angegeben, für 2023 mit 84,0 % und für 2024 mit 76,9 %. 

Junge/Mann/männlich wird 2023 für 16,0 % der Betroffenen angeführt, für 2024 mit 23,1 %. 

Weitere Geschlechter werden hier nicht benannt. Die Anteile von betroffenen Jungen und Män-

nern sind in der Schulbefragung also deutlich höher als in der Einrichtungsbefragung.  

Abbildung 12: Geschlechterverteilung der in der Schulbefragung erfassten Betroffenen 

von Zwangsverheiratung  

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, N 2023 = 25, N 2024 = 26, Angaben in Prozent.  

In vielen Interviews wird herausgestellt, dass Jungen und Männer ebenfalls von Zwangsverhei-

ratung betroffen sind. Dabei unterstreicht ein*e Interviewpartner*in, dass die sozialen Konse-

quenzen für männliche Betroffene jedoch häufig weniger gravierend und ihre Verhandlungs-

spielräume größer seien als diejenigen betroffener Frauen und Mädchen: 

„Also das ist ein ganz besonderer Fall, aber ich erinnere mich an den genau. Da gab es diese 

Heirat und sie war von ihrer Familie dann nach Afghanistan verschleppt worden, , hat aber 

perfektes Deutsch gesprochen, und er hat in Deutschland gelebt, war aus der afghanischen 

Community. … Also sie hat sich gewehrt gegen diese Ehe, die Ehe wurde dann zwar ge-

schlossen, aber sie wurde nicht gelebt. Sie war die Hausfrau, Haushaltskraft der Schwieger-

familie, und er hat in Deutschland gelebt und das war's.“ (IntBe1) 
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Der erhöhte Anteil männlicher Betroffener in der Schulbefragung im Vergleich zur Einrichtungs-

befragung deutet darauf hin, dass nur wenige betroffene Jungen und Männer in Einrichtungen 

des Hilfssystems „ankommen“. Dies könnte auf eine erhöhte Barriere für Männer/Jungen bei 

der Hilfesuche hinweisen. Dies wird auch in Interviews angesprochen. Zwei Interviewpartner*in-

nen bestätigen, dass die Geschlechtererwartungen es für Jungen/Männer schwieriger machten, 

als Opfer erkannt zu werden, gerade von Akteuren wie der Polizei. Ein*e Interviewpartner*in 

meint: 

„Wenn wir so ein Thema hören, dann denken wir an Frauen als Betroffene, genauso wie bei 

häuslicher Gewalt. … Ich wüsste nicht, dass es irgendwelche spezifischen Angebote gibt. 

Und ich glaube, es gibt für Männer noch eine viel höhere Hemmschwelle, sich mit solchen 

Themen zu zeigen, weil es ja auch nicht den Geschlechtererwartungen entspricht. Und ich 

glaube, es gibt auch wenig Bewusstsein dafür, ... Männer oder gerade auch junge Männer 

als potenzielle Opfer zu sehen, die man schützen muss.“ (IntBeF) 

Die Frage nach der Betroffenheit weiterer Geschlechter und nicht-binärer Personen ist schwer 

zu beantworten, da viele Einrichtungen Geschlecht binär oder mit einer offenen dritten Kategorie 

wie „divers“ oder „weitere“ erfassen, die wenig aussagekräftig sind. Deutlich wird jedoch, dass 

Transpersonen von großen Zugangsbarrieren zum Hilfesystem betroffen sind. In einer Fokus-

gruppe wird die Schwierigkeit wie folgt beschrieben:  

„Transpersonen. Und da ist ja auch die Schwierigkeit und die Herausforderung, dass es wenig 

spezialisierte Einrichtungen gibt. … Und ich habe tatsächlich in Stuttgart in einer Zufluchts-

einrichtung gearbeitet, … sie ist genau für Zwangsverheiratung, also darauf spezialisiert, 

junge Migrantinnen bis 18, und da war es so, … da konnten wir zum Beispiel eine Transfrau 

nicht aufnehmen, weil es hieß, ja, also, wir können das nicht auffangen.“ (FokBe) 

4.2.3 Sexuelle Orientierung 

Überwiegend wird angegeben, dass die sexuelle Orientierung der/des Betroffenen unbekannt 

sei. In der Einrichtungsbefragung werden für 2023 nur vier Betroffene unter „lesbisch/schwul“ o-

der „weitere“ sexuelle Orientierung erfasst; für 2024 werden in diesen Kategorien lediglich zwei 

Betroffene angeführt. Nur drei der Einrichtungen, die Fälle erfasst haben, geben an, diesen 

Aspekt zu erheben. In den drei Einrichtungen, in denen eine Vielzahl an Fällen bekannt wurde, 

wird dieser Aspekt nicht dokumentiert.  

In mehreren Interviews wird zur sexuellen Orientierung hingegen beschrieben, dass queere 

Menschen einem erhöhten Risiko von Zwangsverheiratung ausgesetzt sind, da das Umfeld von 

queeren Betroffenen häufig sexuelle Vielfalt ablehnt und die Verheiratung als Weg sieht, dies 

zu sanktionieren bzw. zu „beenden“. Insbesondere in Fällen, in denen die Familien befürchten, 

dass die queere Person sich durch ihre sexuelle Orientierung aus der jeweiligen Community 

entfernt, z.B. durch ein Coming Out, kann die akute Bedrohung höher sein.  

4.2.4 Behinderung 

Für die in den Jahren 2023 und 2024 im Rahmen der Einrichtungsbefragung erfassten Fälle 

wird bei jeweils zwei Fällen angegeben, dass eine Behinderung bekannt ist oder vermutet wird. 

Dabei muss auch hier unterstrichen werden, dass nur sechs Einrichtungen, in denen Fälle be-

kannt wurden, diesen Aspekt überhaupt dokumentieren. Von den drei Einrichtungen, in denen 

viele Fälle bekannt wurden, gab lediglich eine an, dass der Aspekt Behinderung in der Falldo-

kumentation erfasst wird.  

In mehreren Interviews wird davon ausgegangen, dass insbesondere Menschen mit nicht sicht-

baren Lernbehinderungen oder neurodivergente Menschen verstärkt dem Risiko von Zwangs-

verheiratung ausgesetzt sind. Dies liegt zum einen darin begründet, dass Bildungschancen als 

geringer eingestuft werden und die Verheiratung als Möglichkeit betrachtet wird, das Kind bzw. 
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die Familie zu versorgen und abzusichern. Andere Gründe werden darin gesehen, dass Abhän-

gigkeiten und Zugangsbarrieren höher sind, z.B. bei fehlender Lesekompetenz oder dem „Nicht-

Lügen-Können“, aber auch mangelnde barrierefreie Zufluchtsmöglichkeiten können hier eine 

Rolle spielen. Es ergibt sich der Eindruck, dass sich bestehende Präventionsaktivitäten dieser 

Zielgruppe weniger zugewandt haben. So beschreibt eine Lehrkraft einer Förderschule, dass es 

zu dem Thema Zwangsverheiratung beispielsweise kein für Menschen mit Lernbehinderung zu-

geschnittenes Unterrichtsmaterial gibt. 

Auch wenn die Ergebnisse auf ein erhöhtes Risiko von Zwangsverheiratung für Menschen mit 

Behinderung hinweisen, wird von den Befragten gleichfalls hier wieder das breite Spektrum der 

Betroffenengruppe betont. Ein*e Interviewteilnehmer*in beschreibt dies wie folgt:  

„Und wir haben junge Menschen mit einer hohen Intelligenz, mit einer hohen Selbstständig-

keit. Wir haben junge Männer, die sind völlig hilflos. Und dann kommt manchmal auch noch 

die Sprachkompetenz dazu. Also, wie ich schon sagte, das sind so viele Aspekte, die damit 

einhergehen, dass man das gar nicht runterbrechen kann auf irgendwo ein Modell oder so, 

das geht gar nicht.“ (IntBeM) 

4.2.5 Staatsangehörigkeit 

Die weit überwiegende Mehrheit der Betroffenen hat nicht die deutsche Staatsangehörigkeit.  In 

den Interviews und Fokusgruppen wird diesbezüglich einerseits darauf hingewiesen, dass ver-

mehrt Mädchen und Frauen mit Fluchtgeschichte zu den von Zwangsverheiratung Betroffenen 

gehören: „Es betrifft Mädchen der ersten und zweiten Generation, weniger der dritten“ (IntBe1). 

Andererseits wird jedoch auch auf Betroffene verwiesen, deren Familien bereits seit längerer 

Zeit in Deutschland leben. Dies betrifft insbesondere Communitys, in denen konservativ-patri-

archale Strukturen vorherrschen und die Ehre der Mädchen eine hohe Rolle spielt: „Also sie 

sind ja länger hier. Es ist ja nicht so, dass sie irgendwann erst mit 16 hierherkommen. Gibt es 

auch. Ja, aber die meisten sind ja wirklich schon sehr lange bei uns.“ (IntJu1) 

Abbildung 13: Staatsangehörigkeit der in der Einrichtungsbefragung erfassten Betroffe-

nen von Zwangsverheiratung  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, N 2023 = 175; N 2024 = 200, Angaben in Prozent.  

4.2.6 Herkunftsländer der Familien der Betroffenen 

Die durch die Befragten am häufigsten genannten Herkunftsländer der Familien der von 

Zwangsverheiratung Betroffenen sind Afghanistan, Syrien und 2024 auch die Türkei, gefolgt 

von den afrikanischen Staaten Guinea und Benin. Deutschland wird als Herkunftsland zweimal 

(2023) bzw. sechsmal (2024) genannt. Die Häufung von Fällen in Familien aus Syrien und Af-

ghanistan deutet darauf hin, dass nicht wenige der Betroffenen Mädchen und Frauen mit Flucht-

geschichte sind. In Bezug auf Betroffene aus Ländern Südosteuropas wird in Interviews darauf  
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hingewiesen, dass hier vermehrt Menschen aus marginalisierten Minderheiten wie Roma-Com-

munitys betroffen sind. Festzuhalten ist weiterhin, dass zwar eine starke Häufung bei bestimm-

ten Herkunftsländern sichtbar ist, die Liste insgesamt betrachtet jedoch lang ausfällt: Für 2023 

werden 26 und für 2024 30 verschiedene Herkunftsländer genannt. Das Problem Zwangsver-

heiratung spielt also in vielen hier lebenden Gruppen und somit in breiten Teilen der Gesell-

schaft eine Rolle; eine Fokussierung auf bestimmte Communitys wird dieser Komplexität nicht 

gerecht. 

Abbildung 14: Herkunftsländer 2023 

Am häufigsten genannte Herkunftsländer der Familien von Be-
troffenen9 

Anzahl Fälle 

Afghanistan 23 

Syrien 20 

Guinea 11 

Türkei 11 

Libanon 9 

Benin 6 

Rumänien 6 

Burkina Faso 5 

Pakistan 5 

Russland* 4 

Algerien 3 

Irak 3 

Kamerun 3 

Serbien 3 

Bulgarien 2 

Frankreich 2 

Deutschland 2 

Nordmazedonien 2 

Gambia 1 

Iran 1 

Mali 1 

Sudan 1 

Eritrea 1 

Indien 1 

*Hier wurde für zwei Fälle Tschetschenien spezifiziert. 

 
Ebenfalls genannt wurden: 

Land/Gebiet/Zugehörigkeit Anzahl Fälle 

Kurdistan 2 

Palästina/palästinensische Gebiete 2 

Roma 1 

Staatenlos 1 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, N = 132. 

                                                        
9 Jede teilnehmende Einrichtung wurde im Rahmen der Einrichtung gebeten, die bis zu zehn häufigsten Herkunftsländer 
der Familien der bei ihnen bekannt gewordenen Fälle anzugeben. Wenn in der hier aufgenommenen Auflistung ein Land  
bspw. nur mit einem Fall vorkommt, heißt das also, dass das Land (mit einem bekannt gewordenen Fall) in einer Ein-
richtung unter den zehn am häufigsten genannten Einrichtungen war. Es ist möglich, dass in einer Einrichtung, die mit 
sehr vielen Fällen befasst war, noch weitere Fälle mit Familien aus diesem Herkunftsland bekannt geworden sind, sie 
dort aber nicht unter den zehn häufigsten Herkunftsländern genannt wurden.  
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Abbildung 15: Herkunftsländer 2024 

Am häufigsten genannte Herkunftsländer der Familien  
von Betroffenen 

Anzahl 
Fälle 

Syrien* 29 

Türkei 26 

Afghanistan* 23 

Benin 12 

Guinea 10 

Pakistan 9 

Rumänien 9 

Libanon 7 

Deutschland** 6 

Irak 5 

Burkina Faso 4 

Russland*** 4 

Bulgarien 3 

Iran**** 3 

Gambia 2 

Elfenbeinküste 2 

Ägypten 1 

Albanien 1 

Bosnien 1 

Georgien 1 

Kamerun 1 

Moldau 1 

Nigeria 1 

Nordmazedonien 1 

Polen 1 

Serbien 1 

Somalia 1 

Spanien 1 

Sri Lanka 1 

Tansania 1 

* Ein weiterer Fall mit unklarer Herkunft (Afghanistan oder Syrien) wurde hier nicht ge-
zählt. 
** Eine Familie mit mehreren Herkunftsländern 
*** Davon 3 Fälle aus Tschetschenien 
**** Davon ein Fall als Irank geschrieben, insofern könnte Herkunftsland auch Irak 
sein 

 
Ebenfalls genannt wurden: 

Land/Gebiet/Zugehörigkeit 
Anzahl 
Fälle 

Palästina 5 

Kurdistan 2 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, N = 175. 
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4.3 STATUS UND FORMEN VON ZWANGSVERHEIRATUNG 

4.3.1 Status der Zwangsverheiratung 

Der Status der Zwangsverheiratung wird in der Befragung wie folgt definiert:  

• angedrohte Zwangsverheiratung: von der/dem Betroffenen befürchtet, jedoch noch 

nicht konkret geplant/erfolgt,  

• konkret geplante Zwangsverheiratung: ein Heiratstermin wurde gesetzt und/oder ein*e 

Kandidat*in ausgewählt,  

• vollzogene Zwangsverheiratung: Verheiratung bereits erfolgt. 

Legt man diese Definition zugrunde, befand sich 2023 gut ein Drittel der Fälle im Status „unkon-

kret“, die Zwangsverheiratung wurde also befürchtet, aber nicht konkret geplant; 2024 galt das 

für fast die Hälfte. 

Abbildung 16: Status der Zwangsverheiratung  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, N 2023 = 174; N 2024 = 200, Angaben in Prozent.   

In einem der Interviews wird bestätigt, dass im Verlaufe der letzten zwei Jahrzehnte eine Ver-

schiebung stattgefunden habe: Der Anteil der angedrohten Zwangsverheiratungen habe sich im 

Verhältnis zu den vollzogenen Zwangsverheiratungen erhöht. Dies sei darauf zurückzuführen, 

dass die Betroffenen mehr Möglichkeiten hätten, sich gegen eine Zwangsverheiratung zu weh-

ren. Der/die Interviewpartner*in beschreibt dies wie folgt:  

„Eine Betroffene, die eine Zwangsheirat nicht akzeptieren möchte und weg möchte, hat jetzt  

das Internet und kann auf ihr Smartphone gucken und sich relativ schnell informieren und 

eine passende Beratungsstelle finden. Mittlerweile gibt es viele Möglichkeiten, schon vorher 

auszubrechen. Das war vor zehn, 15 ,20 Jahren noch ein bisschen anders.“ (IntBe1) 

4.3.2 Orte der angedrohten/vollzogenen Zwangsverheiratung 

Circa 10 % der geplanten oder vollzogenen Zwangsverheiratungen fanden in Deutschland statt 

bzw. sollen hier stattfinden, bei ca. einem Drittel (2023) oder einem Viertel (2024) sollten sie im 

Ausland erfolgen. In der Mehrzahl der Fälle ist der Ort der Heirat unbekannt. 
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Abbildung 17: Orte der angedrohten (nur konkret geplanten) oder vollzogenen Zwangs-

verheiratung  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, N 2023 = 141; N 2024 = 158, Angaben in Prozent.   

4.3.3 Informelle und formelle Eheschließungen 

Im Kontext von Zwangsverheiratung spielen informelle Ehen, also religiöse oder traditionelle 

Verbindungen ohne standesamtliche Trauung, eine wichtige Rolle. Häufig werden sie genutzt, 

um Altersgrenzen oder staatliche Kontrollen zu umgehen. Da das Mindestalter für eine recht-

mäßige Ehe in Deutschland bei 18 Jahren liegt, werden z.B. Minderjährige oft informell verhei-

ratet. Festzuhalten ist jedoch, dass auch informelle Ehen im sozialen Umfeld als bindend ange-

sehen werden und die Betroffenen demselben psychischen und physischen Druck wie bei for-

mellen Ehen unterliegen. 

Bei den im Rahmen der Einrichtungsbefragung gemeldeten Zwangsverheiratungen zeigt sich, 

dass informelle und formelle Eheschließungen fast gleich oft angestrebt bzw. vollzogen wurden, 

wobei die informelle Ehe etwas häufiger genannt wurde.  

Abbildung 18: Art der angestrebten oder vollzogenen Eheschließung 

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Stichprobe, N = 65. 

Der hohe Anteil informeller Ehen deutet darauf hin, dass im Kontext von Zwangsverheiratungen 

häufig staatliche Verfahren und Regulierungen umgangen werden. Dies wird auch in Interviews 

bestätigt: „Ja, ich meine, wir wissen doch, dass in bestimmten Moscheen einfach auch 13-, 14-

Jährige verheiratet werden.“ (IntJu1) 

Die hohe Zahl der informellen Eheschließungen erschwert auch die Präventionsarbeit : Da keine 

behördliche Registrierung vorliegt, sind diese Verbindungen schwerer zu identifizieren und zu 

verhindern. 
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4.3.4 Unfreiwilliger Umzug und Verschleppung 

Laut Einrichtungsbefragung kommt eine Verschleppung ins Ausland bei ca. 25 % der gemelde-

ten Fälle von Zwangsverheiratung vor (wenn man gesicherte und vermutete Fälle von Ver-

schleppung zusammenrechnet). Verschleppungen oder erzwungene Umzüge ins Ausland kön-

nen für die Betroffenen mit großen psychischen und physischen Belastungen einhergehen. Sie 

werden aus ihrem gewohnten Umfeld gerissen, verlieren Kontakte zu Bezugspersonen und un-

terstützenden Netzwerken und finden sich in Situationen extremer Isolation und Abhängigkeit  

wieder. Sie haben oft keinen Zugang zu Hilfsangeboten mehr, und die rechtlichen sowie logis-

tischen Hürden für eine Rückkehr sind meist hoch. Auch wenn Verschleppungen nur in ca. ei-

nem Viertel der Fälle von Zwangsverheiratung eine Rolle spielen, ist dieses Phänomen bei Prä-

ventions- und Interventionsmaßnahmen mitzudenken. 

Abbildung 19: Unfreiwilliger Umzug ins Ausland/Verschleppung  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, N 2023 = 134, N 2024 = 146. 

Bei der Frage nach einem erzwungenen Umzug nach Deutschland fallen die Zahlen leicht nied-

riger aus, wenn gesicherte und vermutete Fälle zusammengerechnet werden. Aber auch hier 

waren es im Jahr 2024 knapp 25 % der Fälle (und damit deutlich mehr als im Jahr 2023). Solche 

Fallkonstellationen sind für die Betroffenen besonders folgenreich und müssen bei der Planung 

sowie Gestaltung von Maßnahmen der Prävention und Intervention berücksichtigt werden. 

Abbildung 20: Unfreiwilliger Umzug nach Deutschland  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, in Prozent, N 2023 = 54, N 2024 = 49. 

In der Schulbefragung ist der Anteil an Fällen, bei denen Verschleppung ins Ausland eine Rolle 

spielte, höher, wen gesicherte und vermutete Fälle zusammengerechnet werden. Dies könnte 

9,0%

14,9%

45,5%

30,6%

8,9%

19,2%

47,3%

24,7%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

Verschleppung -
bekannt/gesichert

Verschleppung -
vermutet

Keine Verschleppung Unbekannt

2023 2024

13,0%

5,6%

31,5%

50,0%

18,4%

6,1%

38,8% 36,7%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

Unfreiwillig -
bekannt/gesichert

Unfreiwillig - vermutet Trifft nicht zu (kein
unfreiwilliger Umzug
nach Deutschland)

Unbekannt

2023 2024



SITUATION UND FORMEN VON ZWANGSVERHEIRATUNG IN BERLIN 

C A M I N O  33 

sich damit erklären lassen, dass Schulabsenz bzw. Reisen ins Ausland in der Schule als wich-

tiges Anzeichen für Zwangsverheiratung gesehen werden. Möglicherweise fallen solche Fälle 

im Schulkontext besonders auf, was die Differenz erklären würde. 

Abbildung 21: Verschleppung ins Ausland  

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, N 2023 = 11, N 2024 = 14.  

4.4 ZWISCHENFAZIT  

Zwangsverheiratung ist in Berlin statistisch nur begrenzt sichtbar, stellt in der Praxis jedoch ein 

relevantes und vielschichtiges Problem dar. Fasst man die Ergebnisse aus Schul - und Einrich-

tungsbefragung zusammen, ergibt sich eine Zahl von 186 Fällen für das Jahr 2023 und 207 

Fällen für das Jahr 2024. Aufgrund des Studiendesigns sowie von Einschränkungen bei der 

Umsetzung der standardisierten Befragungen sind diese Zahlen jedoch nur begrenzt aussage-

fähig und nicht mit den Ergebnissen früherer Berliner Erhebungen vergleichbar.  

Insgesamt ergibt sich das Bild einer kontinuierlich vorhandenen Problemlage, deren Entwick-

lung laut Einrichtungsbefragung überwiegend als gleichbleibend eingeschätzt wird. Dies wird 

damit begründet, dass zum einen öffentliche Aufmerksamkeit und Präventionsarbeit eine ver-

stärkte Sensibilisierung und verbesserte Zugänge zum Hilfesystem zur Folge hätten, zum an-

deren jedoch weiterhin strukturelle und kulturelle Faktoren – wie traditionelle Vorstellungen von 

Ehre und familiärem Zusammenhalt – beständen, die das Risiko von Zwangsverheiratungen in 

bestimmten Communitys aufrechterhalten. Mehrere Fachkräfte gehen im Rahmen der qualitati-

ven Erhebungen allerdings von einer deutlichen Zunahme der Fallzahlen in den von ihnen beo-

bachteten Zielgruppen und Sozialräumen aus. 

Besonders betroffen sind nach den Erhebungen vor allem Mädchen und junge Frauen zwischen 

14 und 20 Jahren. Gleichzeitig wird deutlich, dass auch Jungen, Männer, queere Menschen und 

Menschen mit Behinderung betroffen sein können, diese Gruppen jedoch bislang nur unzu-

reichend erfasst werden. Bei den Herkunftsländern der Familien der von Zwangsverheiratung 

Betroffenen werden an erster Stelle Afghanistan, Syrien und die Türkei genannt, wobei die 

große Bandbreite der Herkunftsländer zeigt, dass Zwangsverheiratung nicht nur einzelne Grup-

pen bzw. Communitys betrifft sondern in breiten Teilen der Stadtgesellschaft vorkommen kann.  

Hinsichtlich der Erscheinungsformen von Zwangsverheiratung zeigen die Erhebungen, dass 

viele Fälle im Stadium der Androhung oder konkreten Planung bekannt werden. Neben formel-

len Ehen spielen informelle, also religiös oder traditionell geschlossene Ehen eine wichtige Rolle. 

Ein nicht unerheblicher Teil der Fälle – ca. ein Viertel – steht im Zusammenhang mit Verschlep-

pung oder unfreiwilligem Umzug ins Ausland.  
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5  P RO BLE M KO NS T E LL AT I O N E N,  R I S I KO F AKTO RE N  UND 

ZUG ANG S B AR RI E RE N  

Auf Basis sowohl der standardisierten Befragungen als auch der Fokusgruppen und Interviews 

werden in diesem Kapitel Problemkonstellationen und Risikofaktoren identifiziert sowie Zu-

gangsmöglichkeiten und -barrieren beschrieben. Dabei werden u.a. Problemlagen im Zusam-

menhang mit Schule/Ausbildung, in und mit der Familie und die Situation der Betroffenen mit 

Blick auf körperliche und psychische Probleme oder Problemverhalten betrachtet. Die Darstel-

lung von Risikofaktoren und Zugangsbarrieren bildet dabei eine Grundlage für die Entwicklung 

zielgerichteter Präventionsansätze.  

5.1 PROBLEMKONSTELLATIONEN 

In den Interviews wird beschrieben, dass Zwangsverheiratung häufig in Kontexten vorkommt, 

die von einem „Konglomerat an Bevormundung, Aggression und aggressiver, gewaltvoller 

Kontrolle“ (IntBe1) gekennzeichnet sind. Dabei wird Zwangsverheiratung als eine „Zuspit-

zung“10 oder ein „Auswuchs“ beschrieben. Das heißt, dass es in Fällen, in denen es zu einer 

angedrohten Zwangsverheiratung kommt, in der Regel schon vorher Prozesse der zunehmen-

den gewaltvollen Kontrolle gab. Betroffene unterstreichen, dass das Spektrum dieser Gewalt 

groß ist, Zwangsverheiratung und andere Formen massiver Gewalt im Namen der Ehre dabei 

Extremfälle sind, die jedoch „die ganze Zeit als Bedrohung mitgedacht, aber nicht ausgespro-

chen“ werden (IntBet1). 

Problem- und Gewaltkontexte  

Interviewpartner*innen, einschließlich Betroffener, beschreiben, dass Zwangsverheiratung mit 

vielen anderen Gewaltformen assoziiert ist. So wird von Frauen- und allgemeinen Beratungs-

stellen und auch der Polizei beschrieben, dass sich Betroffene melden, bei denen jedoch 

Zwangsverheiratung nicht das primäre Thema oder „die Überschrift“ (IntBeA) ist. Vielmehr stehe 

zunächst z.B. physische häusliche Gewalt im Zentrum, und es stellt sich erst später im Kontext 

der Beratung bzw. des Gesprächs heraus, dass es ebenfalls zu Zwangsverheiratung kam bzw. 

diese befürchtet wird.  

Darauf, dass Zwangsverheiratung in der Regel in einen breiteren Problem- und Gewaltkontext 

einzuordnen ist, weisen auch die Ergebnisse der Stichprobe hin. Dabei geben die Einrichtungen 

für nur drei Betroffene an, dass der jeweilige Fall nicht mit anderen Problemlagen assoziiert war. 

In fast zwei Dritteln der Fälle werden Probleme in der Familie angeführt, in knapp einem Drittel 

der Fälle wird benannt, dass es Probleme bzgl. der Situation oder des Verhaltens der*des Be-

troffenen gab, und für knapp ein Fünftel bzw. 20,8 % der Fälle werden Probleme in oder mit der 

Schule/Ausbildung angegeben. 

  

                                                        
10 Eine solche „Zuspitzung“ wird u.a. wie folgt beschrieben: „Was man häufiger findet, ist, mehrere Kandidaten werden 

vorgeschlagen. Also die Familie möchte, dass … geheiratet wird und es werden Kandidaten immer wieder 
vorgeschlagen und immer wieder irgendwie passiert so eine Art von Brautschau bei irgendwelchen sozialen Happenings 
und das Mädchen sagt immer, nein, ich bin noch zu jung, ich will gar nicht, ich will gar nicht, ich will gar nicht. Und mit 
zunehmendem Widerstand oder wenn die Betroffene dann quasi einen eigenen Freund hat und die Familie dann da 
drauf kommt, dann wird der Druck höher und es kommt zu einer konkreten Situation .” (IntBe1) 
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Abbildung 22: Assoziierte Problemkontexte bei Fällen von Zwangsverheiratung  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Stichprobe N = 77, Mehrfachnennung möglich (N Ant-

worten = 101). 

Bei den Problemlagen in oder mit der Familie wird körperliche Gewalt am häufigsten aufgeführt. 

Damit ist in über einem Drittel oder 37,7 % der Fälle der Stichprobe körperliche Gewalt in der 

Familie ein Thema. Aber auch Probleme wie dauerhafte Auseinandersetzungen mit den Eltern 

(28,6 %), soziale oder räumliche Isolation und Ausgrenzung der Familie (23,4 %) sowie finanzi-

elle Probleme in der Familie (19,5 %) spielen bei einem Viertel bis einem Fünftel aller Fälle eine 

Rolle. Vereinzelt werden auch Probleme im Zusammenhang mit Scheidung/Trennung der Eltern 

und mit Sucht/Abhängigkeit eines anderen Familienmitglieds angegeben. 

Abbildung 23: Art der Probleme in oder mit der Familie  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Stichprobe N = 77, Mehrfachnennung möglich (N Ant-

worten = 95). 

In Bezug auf (individuelle) Probleme der*des Betroffenen werden vor allen Dingen psychische 

und körperliche Probleme genannt. Psychische Probleme sind damit in etwas mehr als einem 

Viertel (28,6 %) und körperliche Probleme in etwa einem Fünftel (20,8 %) der Fälle ein Thema. 

Aus den Antworten lässt sich jedoch nicht ermitteln, inwiefern die psychischen und körperlichen 

Probleme ein Resultat der Gewalt und Zwangserfahrungen sind oder davon unabhängig beste-

hen. Problemverhalten wie Delinquenz oder körperliche Auseinandersetzungen sowie körperli-

che und kognitive Behinderung werden ebenfalls, aber weitaus weniger als assoziierte Prob-

lemlagen angegeben.  
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Abbildung 24: Situation/Verhalten der/des Betroffenen  

 

Quelle: Einrichtungsbefragung, Stichprobe N = 77, Mehrfachnennung möglich (N Antworten = 47). 

Zu Problemen in/mit Schule oder Ausbildung, die in ca. einem Fünftel der Fälle eine Rolle spie-

len, werden in gleichem Maße Probleme mit bzw. die Gefahr von Schul - oder Ausbildungsab-

bruch genannt sowie fehlende Ausbildungs- oder berufliche Perspektiven und in etwas geringe-

rem Maße ein vollzogener Schul- oder Ausbildungsabbruch.  

Abbildung 25: Probleme in/mit Schule oder Ausbildung 

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Stichprobe N = 77, Mehrfachnennung möglich (N Antwor-

ten = 18). 

Formen von Gewalt und Zwang 

In der Stichprobenerhebung wurde weiterhin die Frage gestellt, wodurch die Betroffenen zur 

Eheschließung gezwungen wurden oder werden. In über der Hälfte der Fälle wird dabei psychi-

scher Druck oder Gewalt angewendet, in fast 30 % der Fälle kommt es zudem zu körperlicher 

Gewalt und in rund einem Viertel der Fälle spielen auch Einsperren/Freiheitsberaubung und/o-

der wirtschaftliche Gewalt, z.B. der Entzug von finanziellen Mitteln und Möglichkeiten wie Schule 

und Ausbildung, eine Rolle.  

Eine Betroffene beschreibt, den zunehmenden Druck und Zwang wie folgt: „… weil meine Mutter 

mir mein Handy weggenommen hat. Dann fing es an, dass sie mir meine Freiheit weggenommen 

hat, dass sie gesagt hat: ‚Du kündigst jetzt deine Arbeit, du bleibst zu Hause. Ich möchte nicht  

mehr, dass du rausgehst.‘“ (IntBet2) 
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Abbildung 26: Zwangsmittel im Vorfeld der Zwangsverheiratung 

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Stichprobe N = 77, Mehrfachnennung möglich (N Ant-

worten = 129). 

Mit Blick auf die ausgeübte Gewalt und gerade den Aspekt „psychischer Druck“ wird in den 

Interviews von mehreren Interviewpartner*innen beschrieben, dass die Übergänge zwischen 

arrangierten Ehen und Zwangsverheiratung „fließend“ oder „unübersichtlich“ sein können.  

In diesem Zusammenhang weisen sie darauf hin, dass auch sogenannte arrangierte Ehen sehr 

oft mit familiärem Druck einhergehen. Dabei wird zum einen dargelegt, wie im Kontext einer 

familiären Sozialisierung und sozialer Normen, die gewaltvolle Kontrolle, Unterordnung und feh-

lende Wahlfreiheit als angemessen definieren, schon unterschwelliger Druck oder Angst zu ei-

ner vermeintlichen Zustimmung zur Ehe führen kann. Zwangsverheiratung sei zudem in solchen 

Fällen insofern „normalisiert“, als dass im Umfeld, bei Eltern oder Geschwistern, bereits 

Zwangsehen stattgefunden haben. 

Zum anderen werden Konstellationen der Zwangsehe beschrieben, in denen die Ehe arrangiert, 

aber mit Einverständnis oder selbstbestimmt geschlossen wurde, jedoch das Umfeld eine Tren-

nung nicht akzeptiert und es so zu einem erzwungenen Zusammenbleiben kommt, in dem Be-

troffene auch trotz Gewalt in der Ehe verbleiben. 

Außerdem könne eine vermeintliche Zustimmung ebenso aus einem Zwangskontext heraus ent-

stehen: Wenn – so beschreibt es ein*e Befragte*r – ein 13- oder 14-jähriges Mädchen beispiels-

weise in der eigenen Familie Gewalt und extreme Kontrolle erlebt, dann erscheint die Verheira-

tung im ersten Moment für die Betroffene eventuell als das „kleinere Übel“ und wird als eine 

Option gesehen, der Gewalt zu entkommen. Weiterhin wird sich möglicherweise von dem Status 

der „Ehefrau“ mehr soziale Ankerkennung, aber auch die Chance zur Mitsprache erhofft.  

„Manchmal erlebt ein 14-jähriges oder 13-jähriges Mädchen in der Familie mehr oder weniger 

viel Gewalt und muss ständig die kleineren Geschwister bedienen. … Und inzwischen verliebt 

sie sich und geht zu dem jungen Mann. Überwiegend gehen die Mädchen freiwillig. Oder 

werden sie entführt? Oder wird sie schwanger? Und dann … das Mädchen geht zum Vater 

des Kindes in seine Familie. Also ein 13-jähriges Mädchen ist in der Familie vom Kindesvater, 

ist weiterhin genauso Kind wie vorher, aber in der neuen Umgebung, und da kommt erst das 

zweite Kind und dritte Kind und das Mädchen ist 20 und hat schon drei Kinder. Und diesmal 

nicht bei der Mutter, sondern bei der Schwägerin oder Schwiegermutter, die ihr alles beibrin-

gen muss. Also sie geht, sagen wir, aus einer Hölle in die andere.“ (IntBeC) 

In Bezug auf die in der Stichprobenerhebung gestellte Frage, von wem Gewalt im Vorfeld der 

Zwangsverheiratung maßgeblich ausgeht, werden in erster Linie die Eltern – am häufigsten der 

Vater, aber auch die Mutter – benannt. Im Unterschied zu anderen Gewaltformen ist jedoch des 
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Öfteren gleichfalls das weitere Umfeld wie der erweiterte Familienkreis und etwas seltener Ge-

schwister, Community und die Familie des vorgesehenen Ehepartners an der Gewaltausübung 

beteiligt.  

Abbildung 27: Gewaltausübende Akteure  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Stichprobe N = 77, Mehrfachnennung möglich (N Ant-

worten = 135). 

Das Wissen, darum, dass Gewalt potenziell von einer größeren Zahl von Akteuren über die 

Eltern hinaus ausgeht, ist nicht nur wichtig zur Einschätzung des Risikos der Betroffenen, son-

dern auch in Bezug auf die Einschätzung der Folgen, die mit dem Herauslösen aus der Gewalt-

situation einhergehen – denn dies bedeutet somit nicht nur einen Bruch mit dem engsten Be-

zugsrahmen, sondern mitunter mit auch mit dem weiteren Umfeld. 

Mit Blick auf die Frage nach Gewalterfahrungen nach dem Vollzug der Zwangsverheiratung 

zeigt sich, dass die Mehrzahl der Zwangsverheirateten, die in der Einrichtungsbefragung erfasst 

wurden, Gewalt in der Ehe erlebt.  

Abbildung 28: Gewalterfahrungen in der Zwangsehe  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Stichprobe, N = 48, Mehrfachnennung möglich. 

Die dort erfahrene Gewalt nimmt unterschiedliche Formen an und reicht von körperlicher Gewalt 

über psychische Gewalt – also z.B. Druck, Einschüchterung, Isolation oder Kontrolle – hin zu 

sexueller Gewalt. Diese Gewaltformen werden in ca. der Hälfte der Fälle angewendet. In etwas 

weniger als der Hälfte der Fälle kommt es zu wirtschaftlicher Gewalt, also z.B. dem Entzug von 

finanziellen Mitteln oder Verbot von Schulbesuch oder Ausbildung. 
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Abbildung 29: Formen erlebter Gewalt in der Zwangsehe  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Stichprobe N = 28, Mehrfachnennung möglich.  

In den Interviews werden verschiedene Motive oder Begründungen für Zwangsverheiratung und 

die damit assoziierte Kontrolle, Bevormundung und Gewalt erwähnt, die folglich als Risikofak-

toren für Zwangsverheiratung bezeichnet werden können. Diese Risikofaktoren werden im Fol-

genden näher ausgeführt. 

5.2 RISIKOFAKTOREN UND RISIKOGRUPPEN 

Umfeld strenger sozialer Normen, die patriarchale Rollenvorstellungen beinhalten 

Die Akteure, von denen Gewalt im Kontext von Zwangsverheiratungen ausgeht, beziehen sich 

nach Aussagen von Interviewpartner*innen sehr oft auf soziale Normen, die patriarchale, ho-

mophobe Rollenvorstellungen beinhalten und in denen in der Regel Ideen von Jungfräulichkeit, 

Tradition, Status, Loyalität sowie Ansehen und Ehre der Familie eine Rolle spielen. Diese Nor-

men werden über die Bedürfnisse des Individuums gestellt und rechtfertigen eine gewaltvolle 

Kontrolle, Unterordnung und das Vorenthalten persönlicher Freiheitsrechte. Dabei werden diese 

sozialen Normen zum Teil religiös, aber vor allen Dingen mit Tradition oder Kultur begründet. 

Damit sind Menschen, die sich in einem solchen Umfeld befinden, einem verstärkten Risiko von 

Zwangsverheiratung ausgesetzt – besonders, wenn sie sich diesen Rollenvorstellungen wider-

setzen, sich der Kontrolle entziehen, aus der Perspektive der Familie „entgleiten“ oder wenn 

„unerwünschte Verhaltensweisen von der Betroffenen gelebt“ (IntBe1) werden.  

Die Interviewpartner*innen führen aus, dass in solchen von patriarchalen Normen geprägten 

Kontexten betroffene Mädchen, aber auch Jungen, von klein an mit der Gewissheit aufwachsen, 

dass sie nur jemanden aus dem sozialen Umfeld der Familie oder der jeweiligen Community 

heiraten dürfen und eine freie Wahl des Ehepartners ausgeschlossen ist. Nicht zu unterschätzen 

ist der verinnerlichte Druck, den dieses Wissen auf die Mädchen ausübt: Das Wissen, dass ein 

Widersetzen gegen den Willen der Eltern oder der Verwandtschaft eine völlige Loslösung aus 

der Familie bedeuten würde, macht viele gefügig. Die Angst, ausgeschlossen oder verstoßen 

zu werden, lässt viele Betroffene in eine Ehe einwilligen, die sie sich nicht wünschen. Nicht 

immer ist die Androhung von direktem Zwang oder Gewalt oder gar Ehrenmord nötig, um die 

Zwangsverheiratung des Mädchens durchzusetzen. Der in solchen Communitys ausgeübte 

Druck ist hoch, sodass sich auch liberalere Eltern oft nicht widersetzen können und den Vor-

stellungen von Ehre und Tradition fügen. Die Angst um Ruf und Ehre der Familie ist häufig 

handlungsleitend, wie es eine Betroffene formuliert: „Aber so dieser Verwandtschaftskreis war 

sehr groß und man musste … immer so darauf achten, okay, wie ist mein Ruf, wie stehe ich da 
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als Mutter? Wie verhalten sich meine Kinder? Wie verhalten sich insbesondere meine Töch-

ter?“ (IntBet2)  

In den Interviews wird beschrieben, wie dieser normative Rahmen, der Zwangsverheiratung be-

günstigt, insbesondere dann weiter „normalisiert“ wird und sich so das Risiko erhöht, wenn El-

tern, Geschwister und/oder das sonstige Umfeld auch zwangsverheiratet wurden und Zwangs-

verheiratung somit zum „Normalfall“ wird. Ein*e Interviewpartner*in weist darauf hin, dass es 

sich für Familien allgemein im Kontext von Migration und in der Begegnung mit dem „Ande-

ren“ im Aufnahmeland „leichter und sicherer“ anfühlen kann, an einem „bekannten Kontext“ fest-

zuhalten (IntBeC). Damit kann ein solcher normativer Rahmen weiter an Relevanz gewinnen. 

Ein*e Interviewpartner*in stellt fest, dass sich diese Mechanismen verstärken können, wenn 

sich der Interaktionsrahmen der Familien auf einen Kreis begrenzt, in dem der gleiche restriktive 

normative Rahmen vorherrscht und es darüber hinaus keinen oder wenig Austausch gibt. Ein*e 

andere Interviewpartner*in erklärt, dass Isolierung und Marginalisierung das System sozialer 

Normen insofern verstärken, weil keine anderen Mechanismen sozialer Anerkennung, beispiels-

weise Bildungs- oder finanzielle Erfolge, greifen (können). Der/die Interviewpartner*in be-

schreibt dies wie folgt:  

„Aber wenn man marginalisiert ist, arm ist, mehr Rassismus und Diskriminierung erfährt, we-

niger Unterstützungsangebote hat, dann ist man oder fühlt sich vielleicht mehr gezwungen, 

dieses System … weiterzuführen. Man hat ja keinen Anschluss, also führt man die Möglich-

keiten der sozialen Anerkennung so weiter.“ (IntBeC) 

Auch wenn die oben beschriebenen Normen überwiegend mit Kultur und Tradition begründet 

werden, ist auch Religion ein wichtiger Faktor, da sie oft als Legitimation herangezogen wird , 

wie ein*e Interviewpartner*in ausführt:  

„Also sie [die Religion] spielt eine große Rolle, weil die Eltern oder die Community das ja mit 

der Religion begründen. ... Wenn du auf die Religion wirklich guckst, also wenn du auf den 

Islam oder auf den Koran guckst –, da gibt es keine Zwangsehen. Ja, aber sie benutzen ihn 

sozusagen. Es sind doch überwiegend muslimische Eltern. Ja, mit denen, mit denen wir ar-

beiten, sind überwiegend Muslime und sie benutzen den Koran dafür.“ (IntJu1) 

Die erhobenen Daten zeigen einerseits, dass Zwangsverheiratung ein breites Spektrum an Per-

sonen betreffen kann, wenn in deren Umfeld die oben beschriebenen sozialen Normen einen 

großen Stellenwert einnehmen. Das heißt, Zwangsverheiratung kann eine breite Altersgruppe, 

alle Geschlechter – unabhängig von der sexuellen Orientierung –, Menschen mit unterschiedli-

chen kognitiven Stärken und aus unterschiedlichsten sozialen und Herkunftskontexten betreffen. 

Anderseits zeigen die Ergebnisse, dass es klare Häufungen gibt. Diese Häufungen weisen auf 

erhöhte Risiken in Bezug auf Zwangsverheiratung für Mädchen und Frauen mit Migrationshin-

tergrund zwischen 14 und 21 Jahren hin. Dabei beobachtet eine Anlaufstelle, dass „Mädchen 

… mit einem größeren Freiheitsdrang, die irgendwie Lust haben, ihr Leben selbst zu führen, die 

unangepasst sind“ (IntBe1), stärker betroffen und somit einem erhöhten Risiko ausgesetzt sind. 

Oft ist beispielsweise eine – zu Beginn meist heimliche – Beziehung des Mädchens zu einem 

nicht genehmen Jungen Auslöser für die Gewaltspirale aus psychischem Druck, Suche nach 

dem „richtigen“ Ehepartner, Bedrohung, Freiheitsberaubung und letztlich Zwang. 

Vermehrt haben Betroffene von Zwangsverheiratung nicht die deutsche Staatsangehörigkeit. 

Eine Anlaufstelle stellt fest, dass die Betroffenen vor allem Mädchen/Frauen mit Migrationshin-

tergrund der ersten oder zweiten Generation seien. Ein*e andere Interviewpartner*in, die in ei-

nem durch Migration geprägten Sozialraum tätig ist, wiederum beschreibt eine hohe Gefahr von 

Zwangsverheiratung bei den dort lebenden Mädchen, die überwiegend in Deutschland geboren 

sind und in vielen Fällen die deutsche Staatsbürgerschaft haben. Auch hier zeigt sich, dass die 

Gruppe der von Zwangsheirat Betroffenen sehr vielschichtig ist. So gibt es Betroffene, die aus 

von patriarchalen Normen geprägten Communitys kommen, die schon lange in Berlin ansässig 

sind – diese Personen haben dann die deutsche Staatsangehörigkeit –; andere Betroffene sind 
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beispielsweise im Zuge der Fluchtbewegungen ab 2015 nach Deutschland gekommen bzw. 

kommen heute noch und befinden sich in einer anderen rechtlichen Position. Diese Unterschied-

lichkeit der Lebens- und Rahmenbedingungen gilt es bei der Umsetzung von Präventionsmaß-

nahmen zu berücksichtigen.  

Aber auch für Jungen/Männer, die in der Regel weniger betroffen und deren Handlungsspiel-

räume zumeist größer als die von Mädchen/Frauen sind, und für queere Menschen steigt das 

Risiko, wenn sie bestimmten Männlichkeitsbildern nicht entsprechen (wollen), sexuelle Vielfalt 

leben möchten und/oder selbstbestimmt den*die Partner*in wählen möchten bzw. die Partner-

wahl nicht den elterlichen Vorstellungen entspricht.  

Und auch wenn es durchaus Fälle gibt, in denen das Thema Zwangsverheiratung nicht mit an-

deren Problemlagen assoziiert ist, weisen die aufgeführten Ergebnisse zu Problemkonste llatio-

nen darauf hin, dass in der weit überwiegenden Zahl von Fällen der familiäre Kontext bereits 

von Gewalt und weiteren Problemkonstellationen geprägt ist.    

Darüber hinaus lässt sich anhand der qualitativen Erhebungen eine Reihe weiterer Risikofakto-

ren oder Konstellationen identifizieren, die dadurch gekennzeichnet sind, dass sie die Hand-

lungsoptionen und die Zugänge für Betroffene beschränken.  

Nichtdeutsche Staatsangehörigkeit/asyl- und aufenthaltsrechtliche Hürden  

In den Interviews werden verschiedene Aspekte genannt, die für Betroffene ohne deutsche 

Staatsangehörigkeit und insbesondere für Betroffene, die sich im Asylverfahren befinden zu 

besonderen Schwierigkeiten beim Zugang zu Schutz und Unterstützung führen. Dabei handelt 

es sich also eher um Hürden im Umgang mit Zwangsverheiratung als um Faktoren, die das 

Risiko einer Zwangsverheiratung erhöhen. Sie sollen hier trotzdem kurz dargestellt werden.  

Es wird zum einen beschrieben, wie Menschen, die sich vor Zwangsverheiratung nach Deutsch-

land flüchten, zunehmend mit einer Asylpraxis konfrontiert sind, in der die Gefährdungen durch 

Zwangsverheiratung nicht ernst genommen werden. Dabei sei insbesondere die Situation von 

Betroffenen aus sogenannten sicheren Herkunftsländern schwierig, weil es in den beschleunig-

ten Verfahren weniger Möglichkeiten gebe, sich auf die Termine vorzubereiten und entspre-

chende Unterstützung zu bekommen. Und da diese Verfahren „schnell so abgefertigt“ werden, 

sei es schwierig für Betroffene, Sachverhalte, die „traumatisch“ sind, vorzutragen (IntBeF).  

Zum anderen wird beschrieben, dass sich Menschen im Asylverfahren in verstärkten sozialen, 

emotionalen und insbesondere auch rechtlichen Abhängigkeiten befinden, die den Zugang zu 

Hilfe erschweren. Ein*e Interviewpartner*in beschreibt die Schwierigkeit für Betroffene von voll-

zogener Zwangsverheiratung wie folgt:  

„Also wenn zum Beispiel jetzt eine Familie kommt und nur der Mann bringt Asylgründe vor, 

vielleicht hat nur er Asylgründe oder nur er hat sie vorgebracht, weil es vielleicht erst mal gar 

nicht die Idee war, dass man das getrennt machen könnte. … Und dann ist erst mal die Frage, 

wenn sich die Frau trennt, hat sie überhaupt noch eine eigene Basis für einen Aufenthalt 

hier? … Wenn der Aufenthalt einer Frau an den Aufenthalt ihres Mannes gebunden ist, weil 

der deutscher Staatsbürger ist oder weil der irgendein Aufenthalt hat, und sie nur über die 

Ehe quasi Aufenthalt hat. Dann gibt es ja diese Ehebestandszeit, das heißt , vor drei Jahren 

Ehe kann sie sich nicht trennen und einen eigenen Aufenthaltstitel kriegen ohne Weiteres. 

Es gibt Ausnahmen, bei häuslicher Gewalt. Theoretisch gibt es da Ausnahmen, aber das ist 

schon so was, wo man im Einzelfall gucken muss. Und das heißt, die Trennung wird auch 

dadurch erschwert, dass im Zweifelsfall der Aufenthalt wegfällt.“ (IntBeF) 

Darüber hinaus, so wird es in den Interviews beschrieben, kommen prekäre Wohnverhältnisse 

in Asylunterkünften und Wohnsitzauflagen erschwerend hinzu. Letztere seien zwar lösbar, aber 
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in der Praxis doch eine große Hürde, wenn Betroffene zu ihrem Schutz den Aufenthaltsort än-

dern müssten. Wenn von Familien Ausweisdokumente einbehalten würden, erschwere das zu-

dem gerade die Situation von Personen ohne deutsche Ausweisdokumente.  

Ebenfalls dargelegt werden die erhöhten Risiken für Betroffene ohne deutsche Staatsangehö-

rigkeit im Fall von Verschleppung, da die Möglichkeiten für Behörden, zu handeln, um die Be-

troffenen zurückzuholen, in diesen Fällen stärker beschränkt sind. Dieses Risiko kann z.T. auch 

für Betroffene mit doppelter Staatsangehörigkeit oder bei Staaten, deren Staatsangehörigkeit 

Betroffene nicht ablegen können, gelten. 

Fehlende Bildungschancen und Fehlen wertschätzender Alternativen für Menschen mit 

geringeren Bildungsperspektiven 

Wie oben erwähnt, ist ein breites Spektrum – und damit auch Menschen mit höherer Bil-

dung – potenziell von Zwangsverheiratung betroffen. Von mehreren Interviewpartner*innen wird 

jedoch darauf hingewiesen, dass Bildungsoptionen es zum Teil Betroffenen ermöglichen, eine 

(Früh-)Verheiratung hinauszuzögern oder zu vermeiden. Zwei Betroffene beschreiben beispiels-

weise, wie der Weg zum Abitur bzw. zur Universität ihnen die Chance gab, sich aus ihrem kon-

trollierenden, gewaltvollen Umfeld zu befreien, ohne das Hilfesystem nutzen zu müssen. Dies 

gelang, so begründet es eine Betroffene, weil die Familie Wert auf Bildung legte. In Familien, in 

denen der Bildungsaufstieg der Kinder ebenfalls als ein Mechanismus gesehen wird, soziale 

Anerkennung zu erfahren, können also Bildungsmöglichkeiten die Handlungsspielräume von 

Betroffenen erweitern.    

Entsprechend werden in den Interviews und Fokusgruppen Bildungsferne und das Fehlen von 

Bildungsperspektiven als Risikofaktoren beschrieben. So erklärt ein*e Lehrer*in einer Förder-

schule in Bezug auf Betroffene an Schulen mit Förderschwerpunkt, „dass sie keinen Abschluss 

haben werden, das ist auf jeden Fall ein großer Risikofaktor“ (IntSch). Ausgeführt wird dies wie 

folgt:  

„Und ich glaube, dass sie auch noch mal vulnerabler sind, weil sie eigentlich bei uns an der 

Förderschule sind und die alle keinen Abschluss machen werden. … Dass die Eltern dann 

auch schauen, wie können wir diese Kinder irgendwie unterbringen. Wenn man nicht lesen 

oder schreiben kann, dann kann man ja auch keine Ausbildung machen. Ich weiß nicht, ob 

das anders wäre, [wenn sie auf einer anderen Schule wären und einen Abschluss machen 

würden,] aber für die ist quasi alle vorgesehen, dass sie Hausfrau werden, dass sie bei ir-

gendwelchen Männern untergebracht werden.“ (IntSch) 

In einem anderen Interview wird beschrieben, wie die fehlende Vermittlung von wertschätzen-

den Perspektiven für Kinder mit geringeren Bildungschancen auch bei den betroffenen Kindern 

den Eindruck entstehen lässt, dass die Heirat der einzige Weg sei, soziale Anerkennung zu 

erfahren:  

„In der Schule wurde ihnen die ganze Zeit nur gesagt: ‚Was wird aus dir? Nichts ohne Ab-

schluss. Du bekommst keine Arbeit, du musst dich anstrengen.‘ Das sind viele Anforderun-

gen, für die sie einfach keine Schuld trägt. … Und dann erlebt sie plötzlich, okay, ich habe 

einen Partner. Ich habe eine schöne Hochzeit. Ich habe Kinder, um die ich mich kümmern 

kann, weil ich das mit meinen Geschwistern schon gelernt habe.“ (IntBeC) 

Behinderung 

Das steigende Risiko beim Fehlen von als adäquat empfundenen Alternativen wird insgesamt, 

aber gerade in Bezug auf Menschen mit Behinderung unterstrichen. Eine Beratungseinrichtung 

führt beispielsweise aus, dass ein qualitativ gutes Unterstützungssystem, das auf Bedürfnisse 

eingehe und in dem es z.B. ausreichend Betreute WGs für Mädchen gebe, den Druck aus der 

Herausforderung: „Wer kümmert sich um das Kind?“ nehme. 
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Oft werde mit der Heirat die Idee der Absicherung des Kindes bzw. der Familie verbunden, der 

Glaube, so werde das Kind „gesund“ (IntBeB) und/oder die Behinderung falle so nicht auf – ge-

rade, wenn die Geburt eines behinderten Kindes im jeweiligen sozialen bzw. familiären Kontext 

mit einem Stigma bzw. Behinderung mit einem Tabu verbunden ist. 

Fehlende (außerfamiliäre) Netzwerke und Behördenkontakte 

In den Interviews wird die Wichtigkeit von Netzwerken und Behördenkontakten betont, da deren 

Vorhandensein die Möglichkeiten, Hilfe zu suchen, erhöhe. Das Fehlen von Netzwerken und 

Behördenkontakten hingegen sei ein Risikofaktor für Betroffene. Dabei wird beschrieben, dass 

Menschen, die in Deutschland aufwachsen und zur Schule gehen, zumeist auf die dort etablier-

ten Netzwerke zurückgreifen können. Eine Beratungsstelle beschreibt dies wie folgt:  

„In der Regel haben wir es im Kontext von Zwangsverheiratungen mit Menschen mit Migrati-

onsgeschichte zu tun. Da gibt es aber auch Unterschiede. Ja, das müssen wir auch differen-

zieren, weil Menschen, die hier geboren werden und hier in Netzwerken aufwachsen, die 

bedienen sich dann auch ganz anderer Hilfen als Menschen, die Schule hier in Deutschland 

nicht erlebt haben. Na ja, die können dann eben nicht auf diese entwickelten Netzwerke zu-

rückgreifen. Das ist ein großer Unterschied.“ (IntBeM) 

Dagegen sind die Zugänge für diejenigen erschwert – und damit das Risiko erhöht –, die keine 

Netzwerke aufbauen können/konnten oder von ihnen abgeschnitten sind, weil sie beispiels-

weise nicht (mehr) zur Schule gehen und/oder reduzierten Kontakt z.B. zu Behörden haben. So 

stellt eine Beratungsstelle heraus, dass gerade Menschen mit Behinderung nach dem Ende der 

obligatorischen Schulzeit große Isolation erfahren könnten. Wenn sie eine Erwerbsminderung 

hätten und wenn die Familie sie isolieren wolle, hätten sie keine Vorsprachen bei Institutionen 

wie dem Jobcenter. Mehrere Befragte nennen zudem das erhöhte Risiko von Personen, die 

angeheiratet sind (also durch Heirat nach Deutschland gekommen sind und hier entsprechend 

über besonders wenig Kontakte außerhalb der Familie verfügen), und/oder von Kindern, die z.B. 

nicht gemeldet sind, nicht zur Schule gehen und wenig oder nicht auf dem „Radar“ von Behörden 

auftauchen. Die Einrichtungen stellen dabei heraus, dass es für diese Gruppe andere Zugangs-

wege und Präventionsansätze brauche. Eine Einrichtung beschreibt dies wie folgt:  

„Also es ist ein Riesenunterschied. Sind die Mädchen hier geboren, gemeldet, sind sie sozu-

sagen erfasst von Schulrecht und Schulpflicht oder sind sie halt später [nach Ende der Schul-

pflicht] dazugekommen? Man sieht sie nicht. Also das sind, glaube ich, zwei Herangehens-

weisen, um das zu identifizieren.“ (IntBeC) 

Natürlich fallen diese Gruppen nicht automatisch durchs Raster, aber die Gefahr ist größer, da 

sie seltener in Institutionen auftauchen, in denen zumindest theoretisch die Möglichkeit besteht, 

dass jemand auf ihre Situation aufmerksam wird oder sie sich Hilfe holen können. 

Fehlender Zugang zu Information/fehlende Sprach- und Lesekompetenzen 

In den qualitativen Erhebungen wird die Bedeutung von Sprach- und Lesekompetenzen betont, 

um Zugang zu Informationen über Hilfsangebote, Rechte etc. zu erhalten. Damit sind Personen, 

die diese Kompetenzen nicht haben, verstärkten Zugangsbarrieren und somit Risiken ausge-

setzt. Dazu gehören Menschen, die kein Deutsch oder keine geläufigen Fremdsprachen spre-

chen und/oder aufgrund von fehlendem Zugang zu Bildung oder wegen einer Lernbehinderung 

keine oder nur sehr begrenzte Lesekompetenzen aufweisen.  

„Frauen, die nicht lesen und schreiben können, haben noch mal ganz generell ganz andere 

Herausforderungen. Sich in der Stadt zu bewegen und rauszufinden, wo es Unterstützung 

gibt. Und für die ist zum Beispiel so was wie eine App nicht hilfreich.“ (IntBeF) 

Der*die Lehrer*in einer Förderschule beschreibt dies wie folgt:   
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„Also wenn man nicht lesen oder schreiben kann, dann kann man sich natürlich auch nicht 

informieren, dann bekommt man weniger mit. … Bei uns in der Schule lagen auch mal so 

Hilfebroschüren aus, aber das bringt unseren Schülerinnen nichts, wenn man es halt nicht 

lesen kann.“ (IntSch) 

Digitale und physische Kontrollmöglichkeiten 

In den Erhebungen kommen neben Faktoren, die die Vulnerabilität bei Betroffenen erhöhen, 

ebenfalls die Macht- und Kontrollausübungsmöglichkeiten der (potenziellen) Täter zur Sprache. 

So werden z.B. digitale Kontrollmöglichkeiten genannt, die die Einschränkungen bzw. Risiken 

für Betroffene verstärken können: 

„Es ist viel das eigene Handy, … man hat die Cloud, die Familiensicherung, die Standortfrei-

gabe. WhatsApp kann man sich auf den Desktop holen, dann kannst du die ganze Kommu-

nikation mitlesen. Social Media Accounts kann man ja auch kontrollieren, weil man sie auf 

mehreren Geräten haben kann. Außerdem gibt es kleine haptische Tracker, die man kaufen 

kann. Das ist alles neu, eine neue Qualität und eine neue Dynamik. ... Und das macht ja auch 

psychisch was mit den Betroffenen.“ (IntBe1) 

Aber ebenso die Begleitung durch „männliche Aufpasser“ spielt eine wichtige Rolle: 

„Und der [Bruder] wartet dann auch vor der Schule auf sie. Und bei den anderen sind es vor 

allen Dingen die Cousins. … Ich bin mir nie ganz sicher, ob das direkte Verwandte sind, aber 

auf jeden Fall sind das dann immer Jungs, die dann noch mal kontrollieren, auch ob sie noch 

da sind. Oft wird auf die Mädchen dann gewartet und sie werden abgeholt.“ (IntSch) 

Auch die Übersetzung bei Behörden durch Familienangehörige kann die Betroffenen in ihren 

Möglichkeiten, Hilfe zu suchen, stark einschränken. Dabei zeigt sich, dass Abhängigkeiten, z.B. 

durch fehlende Sprachkompetenz oder Behinderung, die Optionen zur Kontrolle erhöhen. 

Weitere Risikofaktoren 

Als weitere Risikofaktoren werden transaktionale/finanzielle Vorteile erwähnt, z.B. in Bezug auf 

„Brautgeld“ oder wenn die Zwangsverheiratung im Zusammenhang mit anderen Formen des 

Menschenhandels steht. Dabei wird in den Interviews in Bezug auf Betroffene aus marginali-

sierten Minderheiten darauf hingewiesen, dass das Thema auch im Zusammenhang mit Armut 

und der prekären Lage, in der sich Betroffene in den Herkunftsländern befinden, steht (IntBeC). 

Mitigierende und protektive Faktoren 

Mit den Risikofaktoren wird in den qualitativen Erhebungen eine Vielzahl an Aspekten genannt, 

die den Risikofaktoren mitigierend entgegenstehen.  

In Bezug auf das normative Umfeld wird die Aussicht aufgezeigt, dass Veränderung möglich ist 

durch Zugang, Teilhabe, Austausch sowie Anstoß zur Reflexion, die darauf abzielt, dass das 

Gefühl von Zugehörigkeit und sozialer Anerkennung und der Wunsch nach dem „Erhalt der 

Community“ nicht an das Festhalten an gewaltsamen Normen gekoppelt sein müssen, sondern 

dass andere Mechanismen sozialer Anerkennung greifen können. Interviewpartner*innen be-

schreiben die Wichtigkeit von Teilhabe und Zugängen und die daraus resultierenden Verände-

rungsmöglichkeiten wie folgt:  

„Und wir merken aber auch, wenn Familien, die hergekommen sind, und wir mal einen guten 

Zugang bekommen, wirklich sich willkommen fühlen, unterstützt werden, sich als Teil der 

Gesellschaft fühlen, dass es da natürlich Verschiebungen gibt.“ (IntBeC) 

Hinsichtlich der erhöhten Risiken für nichtdeutsche Staatsangehörige wird neben den verbes-

serten Zugängen zu Hilfsangeboten darauf verwiesen, dass ein sicherer Aufenthaltsstatus den 

Zugang zu Hilfe erheblich erleichtert: 
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„Dieses Asylverfahren, das die Menschen lange in Unsicherheit und in prekären Wohnsitua-

tionen hält, ist aus meiner Sicht das Hauptproblem, das alles schwerer macht für Menschen. 

Und das anders zu gestalten ist der Hauptweg, die Hürden abzubauen. Aber das ist natürlich 

jetzt im Moment überhaupt nicht absehbar, sondern es wird ja eigentlich alles noch viel 

schlimmer werden. … Und ich glaube, alles, was da gegensteuert, ist auch eine Hilfe für 

Betroffene, sich Unterstützung zu holen und sich unabhängig zu machen. Wenn sie hier einen 

sicheren Aufenthaltsstatus haben und wenn sie sich ein normales Leben hier aufbauen kön-

nen. (IntBeF) 

Hinsichtlich der mit fehlenden Bildungschancen assoziierten Risiken wird von Betroffenen auf-

gezeigt, dass erleichterte und niedrigschwellige Zugänge, z.B. zu elternunabhängigem Bafög, 

es Betroffenen ermöglichen können, sich aus Zwangskonstellationen zu befreien oder Hand-

lungsspielräume zu erweitern. Aber auch die Vermittlung von Wertschätzung und Zugehörigkeit 

in der Schule, unabhängig von den akademischen Aussichten des jeweiligen Kindes, und die 

Vermittlung alternativer Lebenskonzepte sowie ebenso die Schaffung von Strukturen, die den 

Zugang zu diesen möglich machen, z.B. adäquate Wohnformen für Menschen mit Behinderung, 

Ausbildung etc., werden als wichtig herausgestellt, um Kindern und Eltern Alternativen zur Ver-

heiratung aufzuzeigen.  

Bezogen auf die Verringerung der Risiken von Menschen, die über keine oder begrenzte außer-

familiäre Netzwerke und Behördenkontakte verfügen, wird zum einen über gezielte Ansätze , 

diese Menschen zu erreichen, gesprochen. Dabei werden u.a. aufsuchende Tätigkeiten des 

Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes, sozialraumorientierte Ansätze und die Platzierung von 

barrierefreier und niedrigschwelliger Information an zentralen öffentlichen Orten angesprochen. 

Weiterhin wird die zentrale Rolle von Schule benannt. Dabei beschreibt eine Betroffene, was 

Schule tun könnte, um zu unterstützen: 

„Was mir auch sehr geholfen hat, waren Freunde. Und die hatte ich lange nicht, weil ich halt 

eben auch so gemobbt worden bin, Außenseiterin war. Da muss man auch gucken, dass Kids 

Freunde haben, denen sie sich öffnen können usw. Oder wenn auffällt, dass ein Kind nicht 

mehr mitschwimmen darf, dass man da auch mal die Antennen offen hat, mal mit der Schü-

lerin spricht und schaut, was da los ist, sich dafür die Zeit nimmt.“ (IntBet3) 

Zur Minderung der Barrieren und damit des Risikos, das mit fehlenden Sprach- und Lesekom-

petenzen einhergeht, wird auf die Wichtigkeit von Informationsvermittlung in einfacher Sprache 

und vor allem einfacher Fremdsprache und Gebärdensprache, die stärker auf Bilder und Videos 

setzt, verwiesen. 

Zur Verringerung von Kontrollmöglichkeiten haben Räume und Mechanismen, die es Betroffe-

nen ermöglichen, sich der Kontrolle zu entziehen, eine große Bedeutung. So beschreibt eine 

Betroffene, dass die Schule ein wichtiger Raum für sie war, sich der Kontrolle zu entziehen. Und 

auch ein*e Lehrer*in legt die Relevanz solcher schulischen Räume für Mädchen aus einem stark 

kontrollierenden Umfeld dar:  

„Die Mädchen dürfen halt nicht raus. Es ist da schwierig. Also die machen nichts, die gehen 

mit ihren Eltern dann einkaufen, dann kochen sie, dann machen sie den Haushalt und dann 

liegen sie im Bett und schauen Tiktok. Wir reden viel darüber, was sie machen, weil ich mich 

das auch immer frage. Und auch am Wochenende dürfen sie nicht raus. Deswegen sind sie 

immer froh über die Mädchen-AG, weil sie dann noch ein bisschen länger quasi in der Schule 

sind und mit Kontakt mit anderen Leuten haben und nicht zu Hause sein müssen.“ (IntSch) 

Hierbei wird darauf hingewiesen, dass z.B. während der Mädchen-AG kein ständiges Anrufen 

oder Angerufenwerden oder keine Kontrolle der Kleidung durch Brüder oder Cousins möglich 

sei. Auch von anderen Interviewpartner*innen werden insbesondere geschlechtersegregierte 

Aktivitäten in der Schule als eine Möglichkeit, geschütztere Räume zu schaffen, genannt: „Jetzt 
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haben sie mal die Möglichkeit, sie sind nur unter Mädchen, sozusagen ein geschützter Raum, 

das anzusprechen“ (FokSch). 

Ein weiterer Aspekt entspricht eher einer Strategie Betroffener als einem mitigierenden Faktor: 

Betroffene berichten, dass in einem stark kontrollierenden Umfeld das Lügen zu einer Möglich-

keit werde, sich der Kontrolle zu entziehen.  

Eine Betroffene schildert dies wie folgt:  

„Betroffene werden zu Meisterinnen des Wahrheit-Verdrehens gemacht, damit sie überleben. 

Ich musste super viel lügen, um zu überleben. Super, super viel. Aber natürlich sind auch ein 

paar Lügen ab und an aufgeflogen, wie wenn ich gesagt habe, ich bin in der Schule und war 

aber woanders, um mir so ein bisschen Freiheit zu erkämpfen oder so. Und das hat ein Bild 

innerhalb meiner Community, also nicht nur über mich, sondern über fast alle Betroffenen in 

dieser Community, über alle Mädchen eigentlich kreiert, dass wir so Lügnerinnen seien. Und 

dann gibt es auch diesen Mythos, dass man auf dem Jugendamt alles beweisen müsste und 

dass man auch bei der Polizei immer Beweise vorlegen muss, wenn man eine Meldung 

macht. Das macht einfach, dass man so voll Angst kriegt vor dem Sprechen. Und auch dabei, 

beim Lügen erwischt zu werden, auch wenn man gar nicht lügt, und was auch dazu beiträgt, 

ist einfach, dass du als Betroffener alleine bist.“ (IntBet1) 

5.3 ZUGÄNGE ZUM HILFESYSTEM UND ZUGANGSBARRIEREN  

5.3.1 Zugangsbarrieren 

Neben den bereits genannten Zugangsbarrieren werden die folgenden Hürden genannt, die es 

Betroffenen erschweren, Hilfe zu suchen.  

Angst, Ambivalenz und Loyalitätskonflikte 

Angst vor Isolation, Allein-Sein und davor, das Bezugssystem zu verlieren, wird von den 

Interviewpartner*innen als zentrale Hürde für Betroffene bei der Suche nach Hilfe benannt. Im 

Fluchtkontext, so beschreibt es ein*e Interviewpartner*in, seien häufig keine anderen 

Bezugspersonen vorhanden und damit der Verlust beim Heraustreten aus dem Zwangskontext 

viel größer:  

„Bei Frauen, die mit ihren Ehemännern und vielleicht noch Kindern geflohen sind, sind das ja 

erst mal die wichtigsten Bezugspersonen. Möglicherweise gibt es keine anderen nahen Be-

zugspersonen, und das macht es jenseits von Zwang einfach schwerer, sich zu trennen, weil 

der Verlust viel größer ist, wenn es gar keine anderen Vertrauenspersonen gibt. “ (IntBeF) 

Aber auch Betroffenen, die isoliert wurden und bei denen sich somit alle Kontakte auf den 

Familienkontext beziehen, fehlen andere Bezugspersonen (IntPol2). 

Zudem wird herausgestellt, dass bei einem Aufwachsen in einem familienorientierten System, 

in dem die Gemeinschaft, das Kollektiv, eine große Rolle spielt, die Angst, sich alleine dem 

Kollektiv entgegenzustellen, sowie die Angst vor dem Verlust des Gefühls der Zugehörigkeit 

besonders stark seien.  

„In so einem familienorientierten System oder Kollektiv, ... also da ist schon die größte Strafe, 

komplett rauszufallen, nicht mehr dazuzugehören. Ich glaube, da muss man sehr sensibel 

mit umgehen. … Wir haben auch manchmal Mädchen, die dann rausgehen aus den Konstel-

lationen, und dann fehlt ihnen diese Gemeinschaft.“ (IntBeC) 

Von den Interviewpartner*innen wird außerdem beschrieben, wie sich für Betroffene, die im 

Kontext starker Familiennormen und Familienloyalität aufwachsen, das Suchen nach Hilfe als 

„Verrat an der Familie und Kultur“ anfühlen könne, gerade wenn diese Normen ein „ganzes 

Leben lang die einzige Wahrheit“ (FokSch) waren. Ein*e Betroffene*r beschreibt die daraus 
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resultierende Ambivalenz – Wunsch nach Hilfe bei gleichzeitigem Wunsch, der Familie nicht zu 

schaden – wie folgt:  

„Viele wollen nicht ihrer Familie schaden oder deren Ruf schädigen oder was auch immer. 

Die lieben ihre Familien trotzdem. Und das ist so wichtig bei uns, ob Muslime, Kurden, Türken, 

Araber. Jeder Mensch liebt die eigene Familie und möchte ihr nicht schaden, auch wenn die 

einem schadet. Man muss den Opfern helfen, ... aber den Tätern nicht schaden. Dieses Prob-

lem gehen auch Frauenhäuser nicht wirklich an. ... Man nimmt einfach die Frau weg und sagt, 

ja, lebe dein Doppelleben oder versteck dich. Man sagt, lös dich doch von deiner Familie. Ich 

glaube, dass es vielen hier in Deutschland aufgewachsenen Personen wirklich gar nicht 

leichtfällt, nachzuvollziehen, dass man in solchen Situationen trotzdem noch an der Familie 

hängt. Das sind schon noch mal andere Traditionen, was Familie angeht. Und ich glaube, 

das ist wirklich ein Punkt, der viel ausmacht.“ (FaBet) 

Auch wird beschrieben, wie sich Loyalitäten und Loyalitätskonflikte und die damit assoziierten 

Zugangsbarrieren dann verstärken, wenn die betroffenen Gruppen Anfeindungen ausgesetzt 

sind:  

„Ich sehe da schon eine Veränderung der politischen Färbung in Deutschland, dass man 

irgendwie vorsichtig sein muss mit seiner Herkunft. … Auch als Jugendliche sieht man sich 

nicht mehr so als Einzelperson, sondern man sieht erst mal das Bedürfnis der Community. 

Ich habe das Gefühl, dass die Jugendlichen sich dann egoistisch fühlen, wenn sie sich über 

Bruder oder Vater beschweren, dass sie Probleme haben, weil sie denken, sie müssen als 

vermeintliche Muslime oder muslimisch Gelesene zusammenhalten. Oder sie müssen in 

Deutschland als Menschen mit Migrationshintergrund zusammenhalten.“ (FokSch) 

Rassismuserfahrungen, fehlendes Vertrauen und wenige Kenntnisse hinsichtlich des 

amtlichen Hilfesystems  

Neben der Angst vor dem Verlust, Ambivalenzen und Loyalitätskonflikten, die mit dem Suchen 

von Hilfe verknüpft sind, wird fehlendes Vertrauen in Institutionen und amtliche Hilfsstrukturen 

oder potenziell helfende Personen als entscheidende Barriere beschrieben.  

Hürden seien dabei fehlendes Vertrauen, dass insbesondere von Polizei und Jugendamt Ver-

traulichkeit gewahrt wird, und die Angst, Eltern oder die weitere Community könnten von der 

Hilfesuche erfahren – und damit könnte sich die Situation zu einer akuten Gefahr für die Be-

troffenen entwickeln. Ein*e Betroffene*r meint daher, dass sich Betroffene seltener Personen 

bzw. Strukturen innerhalb der gleichen Community anvertrauen würden, aus Angst, dass die 

Information innerhalb der Community weitergetragen würde (IntBet1).  

In diesem Zusammenhang wird von Betroffenen auch beschrieben, dass Angehörige Betroffe-

ner in bestimmten Fällen sowohl als Täter*innen wie auch als Betroffene zu sehen sind, wenn 

sie ihrerseits unter Druck stehen, Informationen über Betroffene einzuholen. Ein*e Inter-

viewpartner*in beschreibt beispielsweise, dass „Täter auch Betroffene sein können und dass 

das auch dazu geführt hat, dass man Opfer richtig gefährdet hat. Also wenn ich an Fälle denke 

von Fraueneinrichtungen, wo Frauen untergebracht waren und andere Frauen dort hilfesuchend 

hingegangen sind, um mehr über die Einrichtung sagen zu können und Tätern Informationen zu 

geben. Oder bei Fällen vor Gericht, wo Schwestern, Cousinen, Mütter als Nebenklägerinnen 

auftauchen und sich dafür auch als Opfer der Gewalt initiieren, was sie auch irgendwo sind. 

Also sie sind dann in einer Doppelfunktion. Aber das vornehmlich machen, um Täter zu schützen 

und Tätern Informationen zuzuspielen. Das ist natürlich super gefährlich … (IntBet1) 

Zudem berichten Betroffene von negativen Erfahrungen, bei denen ihre Befürchtungen z.B. von 

Schulsozialarbeit und Jugendamt zunächst nicht ernst genommen oder Anzeichen nicht wahr-

genommen oder bewusst ignoriert wurden. In Bezug auf Menschen mit Fluchterfahrung wird 

berichtet, dass negative und/oder rassistische Erfahrungen mit der Polizei im Herkunftsland o-

der in Deutschland die Hürde, Hilfe zu suchen, stark erhöhen würden. 
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Rassistische Erfahrungen und rassistische Zuschreibungen durch Schule und Jugendamt wer-

den von Betroffenen als eine wesentliche Barriere, Hilfe zu suchen, beschrieben. Und auch 

Beratungsstellen weisen auf erschwerte Zugänge durch institutionellen Rassismus hin. Eine 

Betroffene erzählt von dem Gefühl, von Institutionen, aber auch dem weiteren Umfeld als „aso-

zial“ oder „unerzogen“ vorverurteilt zu werden, sowie von dem Gefühl, dass für sie „nicht die 

gleichen Rechte“ gelten (IntBet1). Mit Blick auf ihre Erfahrungen mit dem Jugendamt – die sich 

nicht auf die aktuelle Situation in Berlin beziehen – beschreibt sie Folgendes:  

„Es war nicht so, als wären die für mich da, sondern als wären die so genervt. Also ich glaube, 

das war so mein Grundgefühl in meiner Kindheit, dass von meinen Eltern auf mich geschlos-

sen wurde. Also dass ich so ganz oft so als asozial betrachtet wurde und mir Erwachsene 

das so vermittelt haben, dass ich irgendwie eklig bin. Ja. Dass sie halt ihren Job machen 

müssen, aber eigentlich kein Interesse daran haben.“ (IntBet1)  

Die sich daraus ergebene Barriere, Hilfe zu suchen, legt sie wie folgt dar:  

„Das ist auch so ein Schlüsselfaktor, dass ich ganz lange die Fassade gewahrt habe, nach 

außen hin. Und auch, wenn man mir körperlich ansehen konnte, was mir passiert, habe ich 

ganz oft so getan, als ob ich von der modernsten, coolsten Familie komme, weil ich irgendwie 

diesem rassistischen Bild nicht entsprechen wollte. Und interessanterweise habe ich ja die-

sem Bild total entsprochen. Also nicht dem rassistischen Bild, sondern der Gewalt, die ich 

erlebt habe. ... Und interessanterweise hat mich der Rassismus … davon abgehalten, darüber 

zu sprechen. Und wenn ich jetzt anfange, darüber zu sprechen, wird mir ein Rassismusvor-

wurf gemacht. Also letztendlich hätte ich mir vielleicht früher Schutz gesucht, wenn ich nicht 

die ganze Zeit Angst davor hätte, dass ich irgendeinem rassistischen Bild entspreche. … Also 

wie gesagt, mir wurde vorgehalten, ich sei asozial, weil mir das passiert. Ich wollte aber nicht 

asozial sein. Deswegen wollte ich nicht, dass mir das passiert. Deswegen habe ich so getan, 

als ob es mir nicht passiert.“ (IntBet1) 

In Interviews und Fokusgruppen wurde von verschiedenen Fachkräften ebenfalls betont, dass 

rassistische Zuschreibungen und doppelte Standards Betroffenen den Zugang zu Unterstützung 

erschweren. Eine Fachkraft beschreibt beispielsweise: 

„Das ist ein bisschen so wie im Fall von häuslicher Gewalt. Wenn migrantische Menschen 

betroffen sind oder migrantische Frauen …, dann sind sie selbst schuld. Und das ist auch im 

Fall von Zwangsverheiratung so: … also doppelte Standards.“ (FokBe) 

Ob Betroffene mit ihren Anliegen Gehör finden, sei entsprechend stark abhängig von der indivi-

duellen Herangehensweise der Fachkräfte in Behörden und Institutionen – es hänge „immer 

davon ab, wen du vor dir hast als Fachkraft“ (FokBe). 

Erfahrungen mit institutionellem Rassismus (in Deutschland oder in anderen Herkunftsländern) 

tragen zudem zu fehlendem Vertrauen bei und damit dazu, dass Betroffene sich gar nicht erst 

an Behörden – hier am Beispiel der Polizei beschrieben – wenden: 

„Also es gibt auf jeden Fall auch Klientinnen, die … Angst haben, sich an die Polizei zu wen-

den, weil sie entweder im Herkunftsland schlechte Erfahrungen gemacht haben mit der Poli-

zei oder auch weil sie hier schlechte Erfahrungen gemacht haben mit der Polizei , Rassismus 

erlebt haben und Sorge haben, dort nicht unterstützt zu werden. Oder sie haben von anderen 

gehört, dass sie dort nicht unterstützt werden. (IntBeF) 

Betroffene beschreiben weiterhin die Schwierigkeit für Kinder bzw. Jugendliche, die erlebte Ge-

walt zu benennen und auszusprechen – und damit die Abhängigkeit davon, dass das Umfeld 

auf Anzeichen reagiert, um Hilfe zu aktivieren. Zwei Betroffene meinen, in ihren Fällen hätte es 

viele Andeutungen, aber auch wahrnehmbare Anzeichen von z.B. körperlicher Gewalt, aber 

auch starker Kontrolle gegeben – auf die jedoch von Lehrkräften oder Schulsozialarbeit nicht 

reagiert wurde, so „dass man sich so alleine mit diesem Thema gefühlt hat“ (IntBet3). 
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Von Beratungsstellen und Akteuren aus dem Bereich Schule wird in den Interviews ebenfalls 

auf das Problem verwiesen, dass Fachkräfte bei Themen wie Zwangsverheiratung oft weg-

schauten und nicht hineingezogen werden wollten. Dabei wird dies u.a. mit kulturrelativistischen 

Sichtweisen begründet, die dazu führten, dass z.B. Frühverheiratung nicht als Kindeswohlge-

fährdung eingestuft und somit keine Hilfe aktiviert werde. Vom Jugendamt und von Akteuren 

aus dem Bereich wird jedoch auch darauf verwiesen, dass Diskriminierungs-, Rassismus- und 

Islamophobie-Vorwürfe gegenüber Institutionen und Fachkräften von denjenigen, von denen die 

Gewalt ausgeht, zum Teil auch bewusst eingesetzt werden. 

Zudem beschreiben Betroffene, wie die fehlende Kenntnis, dass man dem Jugendamt „nichts 

beweisen müsse“, eine Barriere darstelle, um bei diesen Strukturen Hilfe zu suchen. Dabei 

würde in Communitys der Mythos des „Beweisen-Müssen“ auch weiter befeuert (IntBet1): 

„Also zum Beispiel bei [Name einer Betroffenen], das habe ich ja eben schon genannt, dass 

uns allen klar gemacht wurde: Das Jugendamt hat ihr nicht geglaubt, und euch wird auch 

niemand glauben. Und deswegen wagt ihr es am besten gar nicht, weil es gibt kein Raus-

kommen. Und das ist ja eigentlich super einfach zu besiegen, wenn man so im Schulunter-

richt, wenn es um Kinderrechte geht, nicht nur über Taschengeld redet, sondern erklärt, was 

ich für Rechte habe, wenn ich von Gewalt zu Hause betroffen bin, um so auch von diesem 

Beweislegungsmythos wegzukommen. Ich muss dem Jugendamt nichts beweisen und ich 

kann auch einfach Hilfe suchen.“ (IntBet1) 

Ebenso wird beschrieben, dass sich das fehlende Vertrauen ins Jugendamt auch noch dadurch 

verstärke, dass diejenigen, die eine Kindeswohlgefährdung melden, keine dahingehende 

Rückmeldung bekämen, sodass der Eindruck einer fehlenden Reaktivität des Jugendamtes 

entstehe und es hier somit verstärkte Aufklärungsarbeit brauche.  

Neben dem Aspekt des Vertrauens wird in den Erhebungen gleichfalls auf die Notwendigkeit 

verwiesen, Kenntnis des Hilfssystems und seiner Funktionsweise zu haben, um Zugang zu 

finden. 

Festzuhalten ist, dass bezogen auf das Hilfesystem Rassismus und Kulturrelativismus in ihren 

verschiedenen Ausprägungen eine bedeutende Rolle spielen. Die Aussagen von Betroffenen 

und Fachkräften aus Beratungsstellen machen deutlich, dass viele Betroffene einerseits 

rassistische und diskriminierende Zuschreibungen seitens der Institutionen erfahren, 

andererseits kulturrelativistische Haltungen erleben, die dazu führen, dass ihre Probleme und 

berechtigten Befürchtungen nicht ausreichend wahrgenommen werden. Fachkräfte stehen oft 

vor dem Dilemma, dass sie die Situation einer möglichen Zwangsverheiratung nicht sicher 

einordnen können (oder wollen) und aus Angst vor Rassismus- und Diskriminierungsvorwürfen 

eher wegschauen. Einfache Lösungen liegen hier nicht auf der Hand, sondern es gilt, 

konsequent für die verschiedenen Aspekte, die im Kontext Zugangsmöglichkeiten und -barrieren 

eine Rolle spielen, zu sensibilisieren und deutlich zu machen, dass Zwangsverheiratung eine 

Kindeswohlgefährdung darstellt und dass es für den Umgang hiermit bewährte Regeln gibt, die 

eingehalten werden müssen.  

5.3.2 Zugänge und Zugangsmöglichkeiten 

Die unten dargestellten Zugangswege für Betroffene zu Einrichtungen beziehen sich auf die 31 Ein-

richtungen, in denen Fälle von Zwangsverheiratung im Erhebungszeitraum erfasst wurden. Dabei 

haben drei Einrichtungen keine Angaben dazu gemacht, auf welchem Weg Betroffene von ihrer Ein-

richtung erfahren haben, und elf Einrichtungen haben weniger als drei Wege angegeben. Zur Kate-

gorie „Sonstiges“ wurden von zwei Einrichtungen Flyer, Plakatwerbung und Öffentlichkeitsarbeit an-

geführt. 

Mit Blick auf die Verteilung lässt sich schlussfolgern, dass eine Vielzahl an Wegen relevant zu sein 

scheint, um Betroffene und ihr Umfeld über das Hilfesystem zu informieren. Gleichzeitig weist die 
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Erhebung darauf hin, dass Zugänge über den Betroffenen nahestehende Personen, die Informatio-

nen oder Kontakte vermitteln, besonders wichtig sind.  

Abbildung 30: Die wichtigsten Wege, auf denen Betroffene oder ihr Umfeld von Hilfsein-

richtungen erfahren  

 

Quelle: Camino-Einrichtungsbefragung 2025, absolute Zahlen, Mehrfachnennung möglich, N = 302.  

Die Ergebnisse der Schulbefragung verdeutlichen zudem, dass im Kontext Schule Schulsozial-

arbeiter*innen und Lehrkräfte, die direkt mit den Betroffenen in Kontakt stehen, besonders wich-

tig für den Zugang zu Hilfe sind.  

Abbildung 31: Wege, auf denen Schulen von der Bedrohung oder der Durchführung einer 

Zwangsverheiratung erfuhren 

 
Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, N = 29. 

 

Sensibilisierte Vertrauenspersonen  

Zum Schaffen von Zugängen wird die zentrale Rolle sensibilisierter Vertrauenspersonen, 

insbesondere im Kontext Schule, aber auch in Jugendarbeit, Sportvereinen oder Beratungsstellen 

in fast allen Interviews hervorgehoben. Dabei wird bekräftigt, dass sich – wie auch bei den Themen 

der geschlechtsspezifischen Gewalt bzw. Kinderschutzthemen – Betroffene zumeist dann Personen 

anvertrauen, wenn bereits eine Beziehung und gewachsenes Vertrauen bestehen und sie das 

Gefühl haben, von den Vertrauenspersonen ernst genommen zu werden, ihnen Glauben geschenkt 

wird und ihnen auf Augenhöhe und mit Respekt begegnet wird. Auch um Veränderungen frühzeitig 

wahrnehmen können, braucht es in der Regel ein gewachsenes und längerfristiges Verhältnis.  
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In den Interviews wird ebenfalls betont, dass der Aufbau eines solchen Vertrauensverhältnisses und 

die Möglichkeit, Veränderung oder Anzeichen bei Betroffenen wahrzunehmen, stark an strukturelle 

Faktoren geknüpft sind – denn das Aufbauen eines Vertrauensverhältnisses bedarf Zeit, Präsenz 

(also auch personeller Ressourcen) und Konstanz. Ein*e Schulsozialarbeiter*in beschreibt dies wie 

folgt:  

„Das Vertrauen wächst nicht von heute auf morgen. Und bei uns in der Schule haben so oft 

Schulsozialarbeiterinnen gewechselt, dass da Beziehungsarbeit gar nicht drin war. Also man-

che waren nur drei Monate da. Oder die nächsten, die gekommen sind, waren sechs Monate 

da. Ich war dann am Ende noch am längsten da. Mir tat es auch in der Seele weh, als ich 

gegangen bin, weil ich dachte, jetzt haben sie dir vertraut, jetzt sind sie zu dir gekommen, 

und jetzt bist du nicht mehr da.“ (FokSch) 

Eine Beratungsstelle betont, dass Schule strukturell im sozialen Bereich besser aufgestellt und bereit 

sein muss, diese Rolle zu übernehmen, indem sozialpädagogische Angebote an Schule angedockt 

und eingebettet werden, aber auch z.B. Klassen eine Größe haben, die es ermöglicht, die Kinder 

wirklich kennenzulernen oder auch einen Hausbesuch zu machen, damit sich ein 

Vertrauensverhältnis entwickeln kann. Ebenfalls weist eine Betroffene darauf hin, dass es zeitlicher 

und personeller Ressourcen bedarf, damit sich Schulsozialarbeit um solche Fälle kümmern kann 

(IntBet3).    

Die zentrale Rolle von Vertrauenspersonen im Kontext Schule begründet sich, wie oben aufgeführt, 

dadurch, dass auch stark kontrollierte Betroffene zur Schule gehen und hier Hilfe niedrigschwellig 

gesucht werden kann. Mehrere Interviewpartner*innen benennen dabei gerade die Schulsozialarbeit 

als zentral. Eine Beratungsstelle beschreibt dies wie folgt:  

„Aber diese stark kontrollierten Mädchen ... Das sind Mädchen, die werden auf dem Weg von 

und zur Schule begleitet. Es gibt sehr viele digitale Kontrolle, Handykontrolle. Die können wir 

eigentlich nur durch die Schulen erreichen. Deswegen ist Schulsozialarbeit so wichtig. Die 

können dann die Unterrichtszeit nutzen, um in Kontakt mit uns zu kommen. Das ist halt wieder 

das Problem, weil die Schulen sind ja so überlastet schon mit ganz vielen anderen Themen, 

sind aber eine zentrale Schnittstelle, und eigentlich müssten die schon sehr früh irgendwie 

diese Betroffenen in den Blick nehmen.“ (IntBe1) 

Dabei unterstreicht ein Akteur, dass sich Schule und Schulsozialarbeit dabei auch verstärkt dem 

Leben der Kinder außerhalb der Schule zuwenden müssten, damit Betroffene Zugang zu Hilfe be-

kommen. Dies wird wie folgt beschrieben:  

„Was ich total verstehe – Schulen sind überbelastet, Schulsozialarbeit ist auch teilweise von 

Kürzungen betroffen – ist, dass eben so dieses Bewusstsein nicht da ist. Ich glaube, da 

braucht es auch Schulungen, vielleicht für Fachpersonal, für Lehrer. Aber man ist ja auch in 

der Schule verantwortlich für den Kinderschutz außerhalb der Schule.“ (IntBeC) 

Ebenfalls wird betont, dass solche Vertrauenspersonen in Hinblick auf die Gefährdung und den 

Gewaltkontext, in dem Zwangsverheiratung stattfindet, sensibilisiert sein müssen, um Hinweise und 

Anzeichen wahrzunehmen, aber auch, um Zugang zu Hilfe zu ermöglichen und Betroffene nicht zu 

gefährden. Eine Betroffene beschreibt diese Notwendigkeit wie folgt:  

„Ich hatte das Gefühl, die eine Schulsozialarbeiterin hat mich gar nicht verstanden und ernst 

genommen. Die andere war das Gegenteil, sie hat mir zugehört und auch direkt gesagt, wir 

müssen da was machen, und hat auch einen Plan gemacht. … Ich glaube, das Wichtigste ist, 

sich damit auseinanderzusetzen, dass es so etwas [Zwangsverheiratungen] gibt, dass es also 

diese strengen kulturellen Familienregeln gibt, und sich auch bewusst zu machen, wie solche 

Strukturen funktionieren. … Das wird ja oft totgeschwiegen, und dann fühlt sich ja jeder damit 

einfach nur alleine.“ (IntBet3) 
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Räume des vorurteilsfreien Dialogs im Kontext Schule, in denen Betroffene gesehen 

werden und Gewalt benannt wird 

In den Interviews und Fokusgruppen wird zudem herausgestellt, dass, um Zugänge zu 

ermöglichen, gerade in der Schule Räume geschaffen werden müssen, in denen über Gewalt 

und auch vorurteilsfrei über Zwangsverheiratung und Gewalt im Namen der Ehre gesprochen 

wird – damit sich Betroffene gesehen fühlen und ihnen vermittelt wird, dass ihre Probleme 

wahrgenommen werden und sie damit nicht alleine sind. Eine Betroffene beschreibt dies wie 

folgt:  

„Also das fängt auch wieder bei der Schule an, wo ich die Hilfe angefangen habe, dass man 

sich einfach so alleine mit diesem Thema gefühlt hat. Also man muss dann irgendwo hinge-

hen, darüber sprechen. Und hätte man zum Beispiel eine Mottowoche über so zu Gewalt an 

Frauen oder Kindern und Mädchen, dann würde man sich ein bisschen mehr gesehen fühlen. 

Ich finde, die Schule ist da eine richtig wichtige Anlaufstelle. Ich durfte nur zur Schule gehen, 

ich durfte nicht raus, sonst irgendwie ein Hobby machen. Da muss man als Erstes ansetzen, 

dass man die Schule zu einem Ort macht, wo Betroffene sich melden können und sich gese-

hen oder sicher fühlen. Und ja, auch das Jugendamt hat keine Ahnung.“ (IntBet3) 

Ähnlich wird von verschiedenen Akteuren – von Betroffenen über Beratungsstellen bis zur 

Polizei – in den Interviews darüber gesprochen, dass Schule gestärkt werden muss, um sich 

ganzheitlich Kindern und Jugendlichen in ihrer Diversität, ihren Gefühlen und 

Herausforderungen und dabei auch gerade schwierigen gesellschaftlichen Themen wie 

häuslicher Gewalt zuzuwenden und diese in der Schule stärker in den Fokus zu rücken. 

Niedrigschwellige Angebote und Informationen 

Neben dem Kontext Schule wird die Rolle von niedrigschwelligen Einrichtungen der Jugend- 

und insbesondere der Mädchenarbeit erwähnt, die wichtig sein können, um Betroffenen 

Zugänge zu Hilfe zu ermöglichen. Ebenfalls wird die Rolle von niedrigschwelligen 

Beratungsangeboten herausgestellt. Dabei werden insbesondere digitale und anonyme 

Beratungsangebote sowie mobile, aufsuchende Beratung, beispielsweise mehrsprachige 

Beratung in Unterkünften, als bedeutsam angeführt, um Betroffenen Zugang zum Hilfesystem 

zu ermöglichen.  

Breit angelegte niedrigschwellige digitale und analoge Informationen zu Anlaufstellen, aber 

auch zu Rechten und zur Jugendhilfe sind mit Blick auf die Zugangsbarrieren und Risikofaktoren 

essenziell für den Zugang zu Hilfe. Dabei ist es wichtig, dass die Informationen zur Jugendhilfe 

Vertrauen aufbauen, Ängste nehmen und die Orte und Möglichkeiten für Betroffene, Hilfe zu 

erhalten, benennen. 

Zur Rolle von Betroffenen 

Eine relevante Rolle beim Thema Zugangswege nehmen auch Betroffene ein. Betroffene 

berichten in den Interviews und im Fachdialog, dass sich, wenn sie öffentlich, z.B. über Social 

Media, über ihre Erfahrungen mit Ehrgewalt oder Zwangsverheiratung sprechen, andere 

Betroffene vermehrt hilfesuchend an sie wenden. Dies geschieht, weil sie als selbst Betroffene 

einen Vertrauensvorschuss genießen, Kenntnisse des Kontrollsystems, der Ängste und 

Ambivalenzen mitbringen, als Vorbilder fungieren, aber auch, weil sie in Sprachen, 

Räumen/Kanälen, wie z.B. Tiktok, präsent sind, in denen sich Betroffene aufhalten. Die 

empowernde oder stützende Wirkung sowie die Vorbild- und mutmachende Funktion, die 

Betroffene, die sich aus einer Gewaltsituation befreien konnten, für andere Betroffene 

einnehmen können, die noch nicht am gleichen Punkt stehen, bestätigen auch Beratungsstellen, 

die z.B. mit Geschichten von Betroffenen arbeiten, und die Polizei. 

Zwar können oder wollen viele Betroffene aufgrund akuter Gefährdung oder Traumata nicht in 

die Öffentlichkeit treten, es gibt jedoch durchaus Betroffene, die bereit sind, in der Öffentlichkeit 

über diese Themen zu sprechen und diese Brückenfunktion, in der sie anderen Betroffenen den 

Zugang zum Hilfesystem erleichtern, einzunehmen. Betroffene berichten jedoch von dem 
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Eindruck, dass Institutionen wie das Jugendamt und auch zivilgesellschaftliche Organisationen 

eher nicht mit Betroffenen arbeiten wollten. Eine Betroffene erklärt die Vorbehalte, aber ebenso 

die Wichtigkeit der Arbeit mit Betroffenen wie folgt:  

„Ich habe manchmal das Gefühl, dass ganz viele zivilgesellschaftliche Organisationen Angst 

davor haben, mit Betroffenen zu arbeiten, weil es immer das Kollektiv geben wird, das sagt : 

‚Diese Person lügt.‘ Und in fast jedem feministischen Kontext glaubt man den Mädchen und 

Frauen. Ich verstehe nicht, warum das bei Gewalt im Namen der Ehre anders ist … Ich fände 

es total wirksam und stark, wenn gerade Organisationen, die sich in der Mädchen- und Frau-

enarbeit engagieren, mit Betroffenen von Gewalt zusammenarbeiten würden.“ (IntBet1) 

Besonders interessant könnten aus Sicht dieser Betroffenen etwa Kooperationen im Bereich der 

Prävention oder Aufklärungsarbeit auf Social Media sein, bei denen die Beteiligung Betroffener 

für mehr Authentizität und Reichweite sorgen könnte.  

5.4 ZWISCHENFAZIT  

Zwangsverheiratung tritt meist nicht isoliert auf, sondern ist in umfassendere Gewalt - und Kon-

trollkontexte eingebettet und stellt häufig die Zuspitzung bereits bestehender familiärer Bevor-

mundung, Aggression und gewaltvoller Kontrolle dar. In der Regel spielen daher auch weitere 

Problemlagen wie körperliche Gewalt in der Familie, dauerhafte Konflikte mit den Eltern, soziale 

Isolation, Schwierigkeiten in Schule und Ausbildung oder fehlende berufliche Perspektiven eine 

Rolle. Zwang wird vor allem durch psychischen Druck ausgeübt, häufig aber auch durch körper-

liche Gewalt, Freiheitsberaubung und wirtschaftliche Abhängigkeit. Zudem zeigt sich, dass auch 

nach einer vollzogenen Zwangsverheiratung viele Betroffene weiterhin Gewalt in der Ehe erle-

ben. 

Als zentrale Risikofaktoren werden strenge soziale Normen genannt, die patriarchale und häufig 

auch homophobe Rollenvorstellungen stützen. In solchen Kontexten werden Ehre, Tradition, 

Loyalität und familiärer Ruf über die Selbstbestimmung der Betroffenen gestellt. Besonders ge-

fährdet sind Personen, die sich elterlicher Kontrolle entziehen (wollen), eigene Partnerwünsche 

äußern oder geschlechtlichen und sexuellen Normen nicht entsprechen. Betroffen sein können 

grundsätzlich Menschen unterschiedlichen Alters, Geschlechts und Hintergrunds; deutliche 

Häufungen zeigen sich jedoch bei Mädchen und jungen Frauen mit Migrationshintergrund im 

Alter von etwa 14 bis 20 Jahren. Weitere Risikofaktoren liegen in einem unsicheren Aufenthalts-

status, fehlenden Bildungsperspektiven, Behinderung, mangelnden außerfamiliären Netzwer-

ken sowie fehlenden Zugängen zu Informationen. Hinzu kommen neue digitale Kontrollmöglich-

keiten, etwa durch Handyüberwachung, sowie physische Kontrolle durch Brüder oder andere 

männliche Bezugspersonen. 

Gleichzeitig werden auch protektive Faktoren benannt. Dazu gehören gesellschaftliche Teil-

habe, sichere Aufenthaltsperspektiven, Bildungschancen, alternative Lebensperspektiven so-

wie verlässliche soziale Netzwerke. Besonders bedeutsam ist Schule als Ort, an dem Betroffene 

Kontakte außerhalb der Familie aufbauen und im besten Fall Unterstützung finden können. Ge-

schützte Räume, etwa im Rahmen von Schule oder von Mädchenarbeit, können helfen, sich 

zeitweise der Kontrolle zu entziehen. Auch barrierefreie Informationen in einfacher Sprache, 

Fremdsprachen oder Gebärdensprache sind wichtige Präventionsangebote. 

Bei den Zugangsbarrieren zum Hilfesystem spielen Angst, Ambivalenz und Loyalitätskonflikte 

eine wichtige Rolle. Viele Betroffene fürchten nicht nur Gewalt, sondern auch Isolation, Einsam-

keit und den Verlust ihrer Familie und Community. Hilfe zu suchen wird deshalb oft als Verrat 

empfunden. Hinzu kommt ein Misstrauen gegenüber Behörden wie Jugendamt oder Polizei, 

insbesondere wenn Betroffene befürchten, dass Informationen an die Familie weitergegeben 

werden könnten oder sie bereits rassistische oder abweisende Erfahrungen mit Institutionen 
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gemacht haben. Auch fehlendes Wissen über Rechte und Hilfestrukturen erschwert den Zu-

gang.  

Als besonders wichtig für den Zugang zu Hilfe erweisen sich sensibilisierte Vertrauenspersonen, 

vor allem im schulischen Kontext. Lehrkräfte oder Schulsozialarbeiter*innen können Hinweise 

erkennen, Vertrauen aufbauen und Betroffene an passende Hilfen vermitteln. Darüber hinaus 

spielen niedrigschwellige Beratungsangebote sowie digitale und analoge Informationen über 

Rechte und Hilfsmöglichkeiten eine herausgehobene Rolle. Eine wichtige Brückenfunktion kön-

nen auch Betroffene übernehmen, die offen über ihre Erfahrungen sprechen, weil sie authen-

tisch sind, Ängste und Kontrollmechanismen aus eigener Erfahrung kennen und andere (poten-

ziell) Betroffene dadurch leichter erreichen. 
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6  AN G E BO TE  DE R P R ÄV E NT I O N UN D I NTE RV E N TI O N  I N  

BE RL I N  

6.1 ÜBERBLICK ÜBER DIE ANGEBOTSLANDSCHAFT IN BERLIN 

Im folgenden Abschnitt wird nur ein kurzer Überblick über die Angebotslandschaft in Berlin ge-

geben, der dazu dient, die anschließenden Bewertungen und Einschätzungen einzuordnen.  

Die Berliner Präventions- und Unterstützungslandschaft in Bezug auf Zwangsverheiratung kann 

als gut ausgebaut und umfassen gelten. So beschreibt ein*e Interviewpartner*in:11 

„Ich glaube, es ist in Berlin schon so, dass es eigentlich ein ziemlich gutes Beratungs- und 

Unterstützungsnetzwerk gibt. Und wenn das auch weiter Geld hat, um seine Arbeit zu ma-

chen, … dann ist das schon ein Netzwerk, das man einfach weiter ausbauen kann.“ (IntBeF) 

Mit dem Berliner Arbeitskreis gegen Zwangsverheiratung besteht ein Akteur, der das Ziel ver-

folgt,  

• Schutz und Hilfe für von Zwangsverheiratung bedrohte Mädchen und Frauen durch Auf-

klärung über Rechte und Hilfsangebote und die Vernetzung von Unterstützungsstruktu-

ren in Berlin zu verbessern, sowie  

• Prävention und Sensibilisierung voranzubringen durch eine breite Informationsarbeit 

und öffentlichkeitswirksame Kampagnen, die Ehrvorstellungen hinterfragen und Gewalt 

entgegenwirken sollen.   

Das gut ausgebaute Netz an Unterstützungs- und Beratungsangeboten für Betroffene von 

Zwangsverheiratung in Berlin umfasst unter anderem Kriseneinrichtungen und Notdienste, also 

den Jugend- und Mädchennotdienst, der rund um die Uhr erreichbar ist und an den sich min-

derjährige und junge volljährige Betroffene richten können. Über den Jugendnotdienst ist Pa-

patya erreichbar, eine anonyme Kriseneinrichtung speziell für Mädchen und junge Frauen mit 

Migrationsgeschichte. Krisenwohnungen mit anonymer Unterbringung gibt es auch über den 

Mädchennotdienst Berlin. Neun Frauenhäuser und mehr als 60 Zufluchtswohnungen bieten er-

wachsenen Frauen Schutz; die BIG-Hotline vermittelt gewaltbetroffene Frauen an geeignete 

Schutzeinrichtungen mit freien Plätzen und bietet Beratung. Weiterhin besteht eine Schutzwoh-

nung mit fünf Schutzplätzen für von Zwangsverheiratung betroffene LSBTIQ+ Personen, die gut 

ausgelastet ist. Vor dem Hintergrund der Umsetzung des Gewalthilfegesetzes werden aktuell 

sowohl die Schutz- als auch die Beratungsangebote deutlich ausgebaut. 

Es existiert ein breites Netz an Beratungsstellen in Berlin, die sich (auch) mit dem Thema 

Zwangsverheiratung beschäftigen. Spezialisiert auf das Thema ist Papatya mit der Online-Be-

ratung SIBEL, viele weitere bieten ebenso Beratungen zu der Thematik an. Mehrere davon rich-

ten sich an spezielle Zielgruppen wie Migrantinnen oder LSBTIQ* Personen. So haben die Ein-

richtungen TIO und Elisi Evi beispielsweise einen deutlichen Schwerpunkt in der Beratung und 

sind zudem in der Prävention aktiv, indem sie Workshops an Schulen anbieten. Terre des Fem-

mes betreibt das Jugendportal www.zwangsheirat.de mit Tipps für Betroffene und Fachkräfte 

und leistet regelmäßig Aufklärungsarbeit an Schulen.  

Präventions- und Aufklärungsangebote werden von unterschiedlichen Trägern und NGOs um-

gesetzt, vornehmlich in Schulen. Diese geben oft auch Materialien heraus wie z.B. die Unter-

richtseinheiten zu den Themen Zwangsverheiratung oder Häusliche und sexualisierte Gewalt 

der AG Schulaktionen gegen Gewalt. 

                                                        
11 Zu dem Zeitpunkt, als die Mehrzahl der Interviews geführt wurden, herrschte noch große Unsicherheit in Bezug auf 
die Haushaltslage. Der später erfolgte Haushaltsbeschluss sieht zumindest für den Etat der Abteilung Frauen und 
Gleichstellung einen Aufwuchs für den Ausbau von Schutzplätzen und Beratung vor. Auch konnten viele - wenn auch 
nicht alle - Kürzungen zurückgenommen werden. 
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Staatliche Stellen für die Unterstützung und den Schutz von Betroffenen von Zwangsverheira-

tung sind sowohl auf Ebene der Bezirke (Jugendämter, Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte, 

Integrationsbeauftragte) als auch auf Landesebene (Senatsverwaltungen für Jugend, Bildung, 

Gleichstellung, Integration) angesiedelt. Bei der Polizei sind u.a. die Opferschutzbeauftragten 

in den Direktionen, Präventionsbeauftragte der örtlichen Abschnitte sowie spezialisierte An-

sprechpersonen im Landeskriminalamt mit dem Thema befasst. 

6.2 BESTANDSAUFNAHME: INSTITUTIONELLER UMGANG MIT 

ZWANGSVERHEIRATUNG IN BERLIN 

Amtliche Akteure wie die Polizei Berlin und die Berliner Jugendämter verfügen über Leitlinien 

bzw. Qualitätsstandards zu dem Umgang mit Betroffenen von Zwangsverheiratung und den da-

mit assoziierten Gefährdungen. Das Thema komme, so berichten Vertreter*innen von Berliner 

Einrichtungen im Rahmen der Erhebungen, zudem in Materialien zu angrenzenden Themen wie 

Menschenhandel oder Kinderschutz vor. Auch für den Bereich Schule gibt es Handlungsemp-

fehlungen im Notfallordner der Schulen.  

Probleme mit Blick auf die Intervention bei Fällen von Zwangsverheiratung sehen die  Akteure 

weniger in einem Mangel an Richtlinien oder Handlungsleitfäden, sondern bei deren Umsetzung. 

Voraussetzung für die Arbeit mit Leitlinien oder Qualitätsstandards sind das Erkennen und die 

richtige Einordnung von Fällen, und dafür müssen gerade diejenigen Kenntnisse mitbringen, die 

in den jeweiligen Institutionen den Erstkontakt mit den Betroffenen haben. Für den Erstkontakt 

sind in den Jugendämtern der Regionale Soziale Dienst sowie der Kindernotdienst und für die 

Polizei die Schutzpolizei auf den einzelnen örtlichen Abschnitten besonders wichtig. Im Folgen-

den wird beschrieben, wie die Befragten die Umsetzung bzw. den Umgang mit dem Thema und 

die hierfür wichtigen Kenntnisse in relevanten Bereichen der Institutionen Jugendamt, Polizei 

und Schule einschätzen. 

6.2.1 Die Jugendämter  

In den Interviews werden unterschiedliche Einschätzungen in Bezug auf die Mitarbeiter*innen 

der Jugendämter hinsichtlich ihres Umgangs mit und ihres Kenntnisstandes zu dem Thema 

Zwangsverheiratung formuliert. Insgesamt werden mehrere Schwierigkeiten im Zusammenhang 

mit der Jugendhilfe beschrieben, gerade in Bezug auf Hilfe für junge Erwachsene, die von 

Zwangsverheiratung betroffen sind. Dabei wird auf die fehlende oder mühsame Finanzierung 

von Hilfeleistungen für Betroffene durch die Berliner Jugendämter verwiesen. So erwähnt ein*e 

Interviewpartner*in, dass sie gehört habe, dass ein Berliner Jugendamt keine Jugendhilfe für 

junge Volljährige mehr gewähre::  

„Wenn man sowas hört, dann denkt man sich, es ist doch erschreckend. Also gle ichzeitig 

wurde ja das Jugendhilfegesetz … reformiert und da wurde ja eigentlich die Hilfe für junge 

Volljährige aufgewertet, von einer Kann- zu einer Sollleistung.“ (IntBe1) 

Auch ein*e Vertreter*in einer Beratungsstelle stellt ähnlich fest:  

„Ich glaube, das ist eine Problematik, bei der wir manchmal pushen müssen in der Jugend-

hilfe. Im Bereich Kinderschutz, wenn ein Mädchen woanders hinzieht, zum Beispiel in eine 

andere Stadt, dass dort eine Hilfe aktiviert wird. Ich würde sagen, dass das in letzter Zeit 

abgenommen hat. Es wird nicht wirklich als Kinderschutz gesehen, die Hilfen werden nicht 

eingesetzt. Ich kann nicht abschätzen, ob das auch Prüfungsfragen sind, ob es an Belas-

tungsfaktoren wie fehlenden Ressourcen liegt, aber definitiv fällt das auf.“ (IntBeC) 

Wie oben beschrieben, wird von verschiedenen Interviewpartner*innen das Problem von kultur-

relativistischen und/oder verharmlosenden Einstellungen bei Mitarbeiter*innen der Jugendämter 

gegenüber der Thematik erwähnt, was dazu führe, dass Zwangsverheiratung nicht (ausrei-

chend) als Kindeswohlgefährdung erkannt und erfasst werde. Beispielsweise wird bemängelt, 
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dass Mitarbeiter*innen der Jugendämter oft zu schnell und leichtfertig Kontakt zur Familie des 

(minderjährigen) Mädchens aufnähmen: „Wenn wir zum Beispiel zu den Jugendämtern gehen 

und da sitzt dann halt nicht jemand wirklich mit Migrationshintergrund, der sich mal damit befasst 

hat, und lernt dann die Eltern kennen und sagt: ‚Die Eltern sind eigentlich voll nett, … ich glaube 

nicht, dass die Eltern dem Mädchen was tun‘“ (IntJu1). 

Auch die befragten Betroffenen beschreiben u.a. im Fachdialog Defizite in der professionellen 

Praxis: So komme es immer wieder zu unangemessenen Interventionen von Behörden und 

Fachkräften, z.B. zu unkoordinierten Kontaktaufnahmen zu Eltern, die in Gewalt eskalieren kön-

nen. Diese Erfahrungen führten zu einem Misstrauen gegenüber staatlichen Einrichtungen. 

Oft würden Mitarbeiter*innen von Jugendämtern ihren Spielraum nicht ausnutzen, sondern sich 

zu stark zurückhalten und dem Opferschutz keinen Vorrang geben. Beispielsweise wird ein Fall 

geschildert, in dem eine Zwangsverheiratung im Raum stand und das zuständige Jugendamt 

sich dennoch um keine Ausreisesperre bemühte.   

Eine Beratungsstelle sieht einen Zusammenhang zwischen der generell schlechten finanziellen 

und personellen Ausstattung der Jugendhilfe in Berlin und solchen Einstellungen, da durch den 

Mangel an Ressourcen „harte Entscheidungen“ getroffen werden müssten, in denen „ein Fall 

gegen einen anderen Fall“ abgewogen werden müsse (IntBe1). Die Interviewpartner*in be-

schreibt dies wie folgt:  

„Haltung entsteht ja auch in einem Raum. Wenn man die ganze Zeit von den Finanzierungs-

problemen hört und die schwierigen Entscheidungen treffen muss, dann entstehen solche 

Haltungen, wo man sagt: ‚Ja, diese 16-Jährige, die hier so hübsch geschminkt vor mir sitzt, 

die will ja nur irgendwie mit Jungs flirten. Und deswegen sagt sie Zwangsheirat. Ich will jetzt 

eigentlich das arme Kind [unterstützen], das vernachlässigt ist und vielleicht sieben Jahre alt. 

Da habe ich jetzt eher meine Sympathien.‘“ (IntBe1) 

Darüber hinaus werden ein Mangel an qualifiziertem Personal sowie die Fluktuation von quali-

fiziertem Personal als große Probleme beschrieben – dies sowohl von Beratungsstellen als 

auch von Vertreter*innen der Jugendämter selbst. Hinzu kommt, so legen es zwei Beratungs-

stellen dar, dass die Zuständigkeiten bei den Jugendämtern häufig von außen nicht klar erkenn-

bar sind und die bezirkliche Aufteilung dies weiter erschweren würde. Eine Beratungsstelle er-

klärt das Problem wie folgt:  

„Also um das mal an einem Beispiel zu erklären: Ich habe eine Familie, die wohnt in Charlot-

tenburg. Dadurch, dass es eine Unterkunft ist, ist die Zuständigkeit aber nach dem Geburts-

datum festgelegt. Zuständig vom Bezirksamt her ist jetzt Mitte, und das Kind geht aber in 

Schöneberg zur Schule, weil es vorher in Schöneberg gewohnt hat. So, und dann? Wo mache 

ich dann ganz essenzielle Sachen wie einen Kitagutschein oder Hortgutschein? Die Zustän-

digkeiten sind unklar, es kann Monate dauern, bis ich im richtigen Bezirk an der richtigen 

Stelle bin, und so wird so etwas zu einer sehr zeitfressenden Sache.“ (IntBeC) 

Von außen klarer ersichtliche Zuständigkeiten bei den Jugendämtern und eine verbesserte fi-

nanzielle Aufstellung der Jugendhilfe insgesamt, aber auch eine Aufwertung der Jugendamtstä-

tigkeit, bei der die Jugendämter ein attraktiverer Arbeitgeber werden, sowie ein verbessertes 

Qualitätsmanagement und bessere Fortbildungsmöglichkeiten werden von den Inter-

viewpartner*innen als wichtige Ansätze beschrieben, um Kenntnisse und Fähigkeiten von Mit-

arbeiter*innen im Umgang mit Fällen von Zwangsverheiratung zu verbessern. Eine Jugendamts-

mitarbeiter*in beschreibt dies wie folgt:  

„Wir haben ja so schon keine Fachkräfte. Wenn man natürlich im Jugendamt oder im Bezirks-

amt immer eine Person hätte, die sich zu diesem Thema auskennt und an die man sich wen-

den kann, als Expertin. Wir haben eine Fachberatungsstelle Menschenhandel. Wenn man da 

vielleicht noch eine spezialisierte Fachkraft mit andocken könnte, wo sich Mitarbeitende des 
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ASD [Allgemeiner Sozialer Dienst] hinwenden können. Aber das sind Wunschvorstellungen.“ 

(IntJug)  

6.2.2 Polizei und Behörden 

Mit Blick auf die Polizei Berlin wird herausgestellt, dass die Funktionen der Beauftragten für 

Opferschutz und häusliche Gewalt und in den Direktionen sowie die Präventionsbeauftragen in 

den örtlichen Abschnitten dazu beitragen, dass es vermehrt und breit Kenntnisse zu Themen 

innerfamiliärer Gewalt einschließlich Zwangsverheiratung in den Dienststellen gibt. Dennoch 

wurde in den Interviews die Einschätzung vertreten, dass Fälle von Zwangsverheiratung „nicht 

gut erkannt werden von der Polizei“ (IntPol1). Dies könne daran liegen, dass Fachwissen und 

Sensibilisierung zu dem Themenfeld noch nicht bei allen Vollzugsbeamt*innen in den örtlichen 

Dienststellen ausreichend vorhanden seien, sodass bei der Anzeigenaufnahme entscheidende 

Informationen nicht immer erfasst werden.  

Zudem sei die Polizei insbesondere bei einem Delikt wie Zwangsverheiratung auf die enge Zu-

sammenarbeit mit Schulen und Beratungsstellen angewiesen, um Betroffene schützen zu kön-

nen. Diese Vernetzungsarbeit könne in der Regel jedoch nur von spezialisierten Fachkräften 

wie etwa den Beauftragten geleistet werden.  

Es wird ebenfalls darauf verwiesen, dass Betroffene zwar Schutz wollen, aber in Loyalitätskon-

flikte geraten und deshalb mitunter keine Anzeige gegen die Familienangehörigen erstatten wol-

len, von denen die Gewalt ausgeht. In solchen Fällen kann die Unterstützung von Beratungs-

stellen eine wichtige Rolle spielen, um Betroffene zu stabilisieren und über den Ablauf eines 

Strafverfahrens zu informieren.  

Weiterhin wird darauf aufmerksam gemacht, dass spezialisierte Fachgebiete der Polizei wie 

etwa das Arbeitsgebiet interkulturelle Aufgaben (AGIA) in den örtlichen Direktionen ihre Aufga-

ben unterschiedlich wahrnähmen, etwa in unterschiedlichem Maße mit Schulen, Migranten-

selbstorganisationen etc. vernetzt seien und sich mit dem Thema Zwangsverheiratung unter-

schiedlich intensiv befassen würden.  

Auch Vertreter*innen von Beratungsstellen betonen, dass die Verfügbarkeit kompetenter An-

sprechpersonen für Themen wie Zwangsverheiratung bei der Polizei wichtig sei, dass diese 

jedoch noch nicht auf allen örtlichen Dienststellen gewährleistet sei. Eine weitere Beratungs-

stelle meint zudem, dass die bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten, Betroffenen Schutz zu 

gewähren, von Institutionen wie der Polizei bisher nicht ausreichend ausgeschöpft werden:  

„Wir müssen davon wegkommen, dass sich die von Gewalt Betroffenen selbst schützen müs-

sen. Die Gesellschaft, die Polizei und die Justiz müssen mehr Schutz bieten. Frauenhaus-

plätze, Zufluchtswohnungen, das Annäherungsverbot nach Gewaltschutzgesetz, das ist wich-

tig, aber da müssen sich Betroffene um vieles selber und alleine kümmern. Bei der Polizei 

bleibt die Frage, ob man ernst genommen wird. Es ist ja auch gerade bei Zwangsverheiratung 

in Bezug auf die eigene Familie wirklich schwierig. Zum Schutz gibt es die Gefährderanspra-

che, bei Verstößen gegen das Gewaltschutzgesetz, gegen das Näherungsverbot Ordnungs-

haft oder Ordnungsgeld. Das wird alles gar nicht ausgeschöpft. Da würde ich mir mehr Ver-

antwortungsübernahme in der Gesellschaft wünschen, bei den Institut ionen und Akteuren. 

Das ist auch ein Signal.“ (IntBeA) 

Als wichtig für den kurz-, aber auch langfristigen Schutz von Betroffenen werden Melderegister-

Auskunftssperren genannt. Die Schwierigkeiten in Bezug auf Auskunftssperren werden von ei-

ner Vielzahl von Akteuren während Interviews und Fokusgruppen angesprochen. Dabei wird 

darauf verwiesen, dass die zeitliche Beschränkung und die potenzielle Vielzahl an Behörden 

und Institutionen, bei denen Auskunftssperren und Sperrvermerke jeweils von Betroffenen mit 

Begründung beantragt werden müssen, es sehr aufwendig und hochschwellig, aber auch feh-
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leranfällig machen. Dabei steigen die Schwierigkeiten mit der Zahl an involvierten Behör-

den – dies sei beispielsweise für Menschen im Asylverfahren schwierig, weil hier noch einmal 

weitere Akteure involviert sind.  

„Die kommen ja nicht in ein Zeugenschutzprogramm. Das ist ja viel zu hochschwellig. Aber 

die ganzen Schritte, die damit verbunden sind, zum Beispiel bei der Rentenversicherung oder 

der Krankenkasse. Da waren dann noch Beispiele, die waren so absurd, da wäre ich über-

haupt nicht drauf gekommen, dass das eine Sicherheitslücke sein könnte. Das muss dann 

die betreuende Beratungsstelle Schritt für Schritt mit den Betroffenen machen.“ (FokVer) 

Auf behördlicher Seite wird außerdem in Interviews und Fokusgruppen darüber berichtet, dass 

sich gerade die Unterstützung für junge Erwachsene dadurch erschwert, dass z.B. das Heraus-

lösen von Betroffenen aus der Bedarfsgemeinschaft beim Jobcenter bzw. die Beantragung von 

elternunabhängigem BAföG sehr hochschwellig und schwierig seien. Betroffene würden manch-

mal gerade darauf warten, dass sie volljährig werden, um sich aus der Gewaltsituation zu be-

freien, stoßen dann aber auf große Schwierigkeiten hinsichtlich der Finanzierung von Hilfe durch 

die Jugendämter oder andere Institutionen. Dabei merkt eine Beratungsstelle auch an, dass 

Institutionen durchaus ihre Hebel zum Schutz von Betroffenen nutzen sollten, wie das Zurück-

halten von Kindergeldzahlungen bei Verdacht auf Verschleppung oder auch verstärkte Kontrol-

len und möglicherweise auch Sanktionen im medizinischen Bereich bei sogenannten „Jungfräu-

lichkeitsattesten“ (IntBe1).  

6.2.3 Schule 

In Bezug auf Schule kommt in den Interviews und Fokusgruppen der Eindruck zur Sprache, 

dass Schulen das Thema „wegdenken“ (FokSch) würden und sich mit dem Thema überfordert 

fühlten (ebd.). Dabei wurde einerseits auf die Vielzahl an Problemlagen an Schulen und eine 

generelle Überlastung sowie fehlende Ressourcen für Schulsozialarbeit hingewiesen. Es gebe 

zwar externe Akteure, die Schulen z.B. mit Workshops zu Themen wie Zwangsverheiratung 

unterstützen könnten, dennoch wurden auch Unsicherheiten und Unkenntnis hinsichtlich des 

Themas und des Hilfesystems zur Sprache gebracht. Neben den oben angeführten Ängsten 

und Unsicherheiten beschreibt ein*e Teilnehmende*r einer Fokusgruppe, wie das Thema im 

Kontext Schule eine Differenzierung erfordert. Lehrkräfte müssten zwar genau hinsehen, sollten 

jedoch dabei nicht stigmatisieren:  

„Wir haben einen Workshop gemacht zu antimuslimischem Rassismus, da ging es ums 

Thema Kopftuch, das man nicht stigmatisieren soll. Und dann haben sie gesagt: ‚Ja, ihr sagt, 

wir sollen nicht stigmatisieren, aber letzte Woche war [Beratungsstelle] da und die haben 

gesagt, wir sollen ganz genau hingucken.‘ Sie müssen halt beides. Ich habe manchmal den 

Eindruck, dass Grundrechte gar nicht mehr gesehen werden, wenn es um eine andere Kultur 

geht. Wir versuchen das jetzt auch in unseren Workshops mehr reinzubringen, also: Was 

sind Kinderrechte, die für alle Kinder gelten.“ (FokSch) 

An dieser Aussage wird das weiter oben erwähnte Dilemma der Fachkräfte noch einmal deut-

lich: Fachkräfte sind einerseits angehalten, nicht von Äußerlichkeiten und Gruppenzugehörig-

keiten verallgemeinernd auf Risiken von Zwangsverheiratung zu schließen und damit ganze 

Gruppen oder einzelne Schüler*innen zu stigmatisieren. Andererseits sollen sie aber nicht aus 

Angst, diskriminierend zu handeln (oder diskriminierendes Handeln vorgeworfen zu bekommen), 

davor zurückschrecken, Probleme zu benennen und wenn nötig zu intervenieren. Viele befürch-

ten, dass sie schnell mit Diskriminierungs- oder Stigmatisierungsvorwürfen konfrontiert sind, 

wenn sie heikle und teils auch umstrittene Themen wie Zwangsverheiratung oder Gewalt im 

Namen der Ehre konkret benennen und aufgreifen. Je nach dem konkreten Setting, in dem sich 

Fachkräfte befinden und arbeiten, kann ein nicht unerheblicher Druck ausgeübt werden. 

In der Schulbefragung wurden Schulen zum Umgang mit vermuteten oder bekannt gewordenen 

Fällen von Zwangsverheiratung befragt. Von denjenigen Schulen, die angeben, mit vermuteten 
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oder gesicherten Fällen von Zwangsverheiratung befasst gewesen zu sein, werden 13 Maßnah-

men beschrieben, die sie angesichts der Fälle unternommen haben. Dabei geben zehn Schulen 

an, die Fälle gemeldet zu haben.  

Abbildung 32: Meldungen zu Fällen von Zwangsverheiratung 

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, in absoluten Zahlen, N = 15. 

Acht dieser Schulen führen an, das Jugendamt, die Polizei oder die Beratungsstelle Papatya 

eingeschaltet zu haben. Bei den Fällen, in denen das Jugendamt eingeschaltet wurde, wurden 

jedoch von einer Schule ebenfalls Gespräche mit den Eltern oder anderen Familienmitgliedern 

erwähnt – entgegen dem im Notfallordner der Schule aufgeführten Empfehlungen. Von zwei 

Schulen wird in Bezug auf drei Fälle von Minderjährigen aus den Jahren 2023 und 2024 lediglich 

die Meldung an das Schulamt bzw. die Schulaufsicht angegeben – ohne dass hier auch eine 

Meldung an das Jugendamt erfolgt ist, was laut Empfehlungen vorgesehen ist. Eine Schule gibt 

an, keine „Meldung“ gemacht zu haben. In dem Fall befand sich die betroffene männliche Per-

son, bei der eine Zwangsverheiratung vermutet wurde, in der Altersgruppe 13 Jahre oder jünger. 

Auch angesichts des Alters ist bemerkenswert, dass keine Meldung beim Jugendamt angege-

ben wurde.  

Abbildung 33: Einrichtungen, an die die Meldung erfolgte 

 

Quelle Camino-Schulbefragung 2026, Mehrfachnennung möglich, N 2023 = 12, N 2024 = 15.  

Die im Folgenden zusammengefassten Ergebnisse der Schulbefragung liefern darüber hinaus 

Einblicke in Kenntnisse und Bedarfe der teilnehmenden Schulen im Zusammenhang mit dem 

Thema. Rund zwei Drittel der teilnehmenden Schulen, die sich hierzu äußern, verweisen auf 

Informationen oder Angebote zum Umgang mit dem Thema Zwangsverheiratung an ihrer Schule. 

Zwölf Schulen vermerken, dass sie zu dem Thema keine Information oder Angebote haben.  

Die Frage, ob es an der Schule Personal mit Kenntnissen bzw. Expertise zum Thema Zwangs-

verheiratung gibt, bejahen 23 Schulen bzw. 44,2 %. Expertise wird dabei vor allem der Schulso-

zialarbeit zugerechnet.  
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Abbildung 34: Personal mit Kenntnissen/Expertise zum Thema Zwangsverheiratung an 

der Schule 

 

Quelle Camino-Schulbefragung 2026, N = 52. 

Auf die Frage, wie gut sich die teilnehmenden Schulleitungen zum Thema Zwangsverheiratung 

und Umgang mit Betroffenen informiert fühlen, zeigt sich eine starke Streuung. Etwas weniger 

als die Hälfte der Schulleitungen, insgesamt 25, fühlt sich sehr gut (eine Schulleitung) oder eher 

gut (24 Schulleitungen) informiert. 27, also etwas mehr als die Hälfte, fühlen sich eher schlecht 

(18 Schulleitungen) oder sehr schlecht (9 Schulleitungen) informiert.  

Abbildung 35: Informationsstand zum Thema Zwangsverheiratung  

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, N = 52. 

Die Frage, ob sich die teilnehmenden Schulen zusätzliche Informationen wünschen oder gerne 

Aktivitäten und Maßnahmen zur besseren Prävention von Zwangsverheiratung und Hilfe von 

betroffenen Schüler*innen durchführen würden, bejahen rund 30 % der Schulen, rund 70 % ver-

neinen.  

Abbildung 36: Wunsch nach zusätzlichen Informationen/Aktivitäten/Maßnahmen/Angebo-

ten zur besseren Prävention von Zwangsverheiratung und Hilfe von betroffenen Schü-

ler*innen  

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, in Prozent, N = 52. 
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Schulen, die dies bejahen, sehen am häufigsten einen Bedarf an Fortbildungen für Lehrkräfte 

(zwölf Schulen) und Workshops für Schüler*innen (neun Schulen). Sechs Schulen sehen Be-

darfe bei der Aufstockung der Schulsozialarbeit, vier in anderen Bereichen, z.B. bei Material ien 

zum Umgang mit Betroffenen bzw. Vermutungen. Einmal wird ein spezielles Projekt angegeben. 

Abbildung 37: Genannte Bedarfe zur Prävention an Schulen 

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, Mehrfachnennung möglich, N = 31.  

Die Bewertung der Schulleitungen bezogen auf die Wichtigkeit, sich an der Schule (intensiver) 

mit dem Thema Zwangsverheiratung zu beschäftigen, zeigt ebenfalls eine starke Streuung, wo-

bei im Spektrum die Zahl der Bewertungen, die die Wichtigkeit als geringer einschätzen 

(35 Schulleitungen), gegenüber denjenigen, die eine hohe oder sehr hohe Wichtigkeit sehen 

(17 Schulleitungen), überwiegt.  

Abbildung 38: Bedeutung der Beschäftigung mit dem Thema Zwangsverheiratung  

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, N = 52. 

Was den Bereich Prävention in der Schule angeht, werden Materialien und Aktivitäten von zivil-

gesellschaftlichen Akteuren, die Workshops an Schulen anbieten, wie z.B. Heroes, Terre des 

Femmes, Gesicht Zeigen, BIG e.V., als wichtig eingeschätzt und sehr wertschätzend erwähnt. 

Es wird jedoch angemerkt, dass solche Angebote nur sehr punktuell wirkten, weil es keine aus-

reichende Finanzierung gebe. Eine Interviewpartner*in beschreibt dies wie folgt:  

„Es gibt zwar einige Angebote zum Gewaltschutz, wie Workshops, aber das ist alles wie ein 

Tropfen auf den heißen Stein, sehr punktuell. Es gibt keine kontinuierlichen Programme, 

keine verbindlichen Inhalte in den Curricula, also in der Ausbildung von Lehrkräften oder in 

der Ausbildung von Schulsozialarbeitern. Das fehlt einfach. Und auch diese frühzeitige Bin-

dung und Kontinuität und Stärkung von eben diesen betroffenen Mädchen.“ (IntBet1)  

Der*die Interviewpartner*in fasst dies wie folgt zusammen: „Es gibt hier in Berlin gute, gute 

Akteure, erfolgreiche Projekte, die aber keine Finanzierung bekommen.“ (IntBe1) 
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Dass die Thematisierung von Zwangsverheiratung an Schulen derzeit nicht flächendeckend er-

folgt, zeigen auch die Ergebnisse der Schulbefragung, in der sich die Schulen, die bejahen bzw. 

verneinen, dass Zwangsverheiratung an ihrer Schule thematisiert wird, die Waage halten.  

Abbildung 39: Thematisierung von Zwangsverheiratung an Schulen 

 

Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, in absoluten Zahlen, N = 52.  

In denjenigen Schulen, in denen eine Thematisierung von Zwangsverheiratung stattfand, er-

folgte dies am häufigsten durch die Schulsozialarbeit (15 Schulen) oder durch Lehrkräfte im 

Unterricht (12 Schulen). Seltener wurde das Thema durch externe Akteure behandelt (drei 

Schulen); im Rahmen von Veranstaltungen von Eltern wurde Zwangsverheiratung an keiner der 

befragten Schulen thematisiert.  

Abbildung 40: Formen der Thematisierung an den Schulen 

 

Quelle Camino-Schulbefragung 2026, Mehrfachnennung möglich, N = 33. 

Zielgruppen, mit denen über das Thema Zwangsverheiratung gesprochen wurde, waren am 

häufigsten Schüler*innen der 7. bis 10. Klassen (13 Schulen) und der 11. bis 13. Klassen (zehn 

Schulen). An Lehrkräfte richteten sich Angebote in sieben, an anderes Personal in sechs Schu-

len, Eltern waren in einer Schule die Zielgruppe.  

Abbildung 41: Zielgruppen der Thematisierung von Zwangsverheiratung an Schulen  
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Quelle: Camino-Schulbefragung 2026, in absoluten Zahlen, Mehrfachnennung möglich, N = 39. 

Aus der Schulbefragung wird ersichtlich, was auch in einer Vielzahl von Interviews und Fokus-

gruppen angesprochen wird: In der insgesamt sehr begrenzten Präventionsarbeit spielen dieje-

nigen, von denen die Gewalt zumeist ausgeht – die Eltern, aber auch z.B. Brüder –, derzeit 

kaum eine Rolle.  

„Wir sind immer fokussiert auf die Schülerinnen selbst als Betroffene und auf die Fachkräfte. 

Aber eigentlich, meiner Meinung nach, muss es Gelder geben für flächendeckende Arbei t, 

und dass Schule auch ein Begegnungsort für Eltern wird. Um dieses Thema überhaupt an-

zugehen, brauchen wir auch Kontakt zu den Eltern und anderen Begleitpersonen. … Die 

[Schulname] lobe ich immer wieder dafür, dass sie so eine Art Mütterfrühstück haben. Da 

kann man auch als Externer hingehen und mit so kleinen Sachen kann man schon eher auch 

die Eltern erreichen. Ohne persönliche Kontakte mit den Eltern sehe ich keine Er-

folge.“ (FokSch) 

Dabei wird herausgestellt, dass die Arbeit mit Müttern, Vätern und Brüdern wichtig und bei Em-

powerment-Projekten mit Kindern und gerade Mädchen mitzudenken ist, um die Handlungs- 

und Bewegungsräume für Betroffene effektiv zu erweitern:  

„Durch diese Elterngespräche können wir Vertrauen aufbauen. Natürlich wollen wir die Mäd-

chen empowern, aber das schafft auch Konflikte für die Mädchen, und da müssen wir schon 

gucken, dass wir das auch mit den Eltern besprechen und Schritt für Schritt Annäherung 

schaffen. Dazu braucht es die Elternarbeit, die Arbeit mit den Brüdern, die Arbei t mit den 

Vätern.“ (IntBeC) 

Ein*e Interviewpartner*in, der*die zuletzt verstärkt Maßnahmen der Jungen- und Väterarbeit 

umsetzen konnte, sieht darin einen wichtigen zusätzlichen Zugang, um Themen wie Geschlech-

terrollen und die Rechte von Mädchen besser „anbringen“ zu können.  

„Also wir sind sehr froh, dass wir jetzt Jungen- und Väterarbeit machen können. Weil wir das 

seit Jahren einfach als wichtig erachten. Allein, was Geschlechterrollen angeht. Wir empo-

wern die Mädchen so stark, und dann kommen sie zurück in die Klassen und die Jungs sind 

aber noch auf dem gleichen Stand wie vorher. Dann haben wir nur die Hälfte der Arbeit ge-

macht. Wir machen die Arbeit mit Jungen und Vätern jetzt noch nicht so lange, aber ich 

glaube, es ist ganz wichtig, die auch mitzudenken. Sie haben natürlich auch eine Rolle in 

dem ganzen System, in den familiären Strukturen, das sehen wir auch als Chance, sie noch 

mehr mitzunehmen und das noch mehr zu reflektieren.“ (FokSch) 

6.2.4 Angebote der Beratung und Unterstützung 

Was die Angebote für Beratung und Unterstützung betrifft, wird in Interviews darauf verwiesen, 

dass Berlin über ein breites, professionelles und engagiertes Netzwerk an Anlaufstellen verfügt 

und dass dieser Bereich auch durch die Arbeit des AK Zwangsverheiratung relativ gut struktu-

riert sei. Im gleichen Atemzug werden jedoch zunehmend fehlende Gelder für Personal und ein 

Mangel an Schutzplätzen, z.B. Frauenhäusern, aufgezeigt (siehe auch den Abschnitt zu Bedar-

fen zur Unterstützung von Betroffenen von Zwangsverheiratung).  

„Es kann nicht sein, dass jede Hilfseinrichtung jedes Jahr um Gelder ringen muss und sagt: 

‚Wir mussten Stellen streichen.‘ Wenn Stellen gestrichen werden …, dann ist nachher keiner 

mehr da, der helfen kann. Es müssen gar nicht noch zehn Hilfseinrichtungen mehr sein, weil 

man dann nachher in der Landschaft nicht mehr durchsieht und nicht mehr weiß, wo kriege 

ich jetzt die Hilfe, sondern wichtig ist, dass die bestehenden Hilfsorganisationen, die wirklich 

richtig gute Arbeit leisten, weiterhin bestehen bleiben und nicht minimiert werden. Also das 

wäre ein ganz großes Anliegen.“ (IntPol2) 
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An diesem Punkt ist noch einmal darauf hinzuweisen, dass vor dem Hintergrund der Umsetzung 

des Gewalthilfegesetzes sowohl die Schutz- als auch die Beratungsangebote deutlich ausge-

baut werden. Zusammenarbeit der beteiligten Institutionen und Einrichtungen 

Wie oben bereits angedeutet, ist für den Schutz und die Hilfe von Betroffenen die Zusammen-

arbeit der relevanten Akteure wichtig. Von einem*einer Interviewpartner*in wird dabei die Zu-

sammenarbeit zwischen Jugendämtern und Polizei als positiv hervorgehoben. Auch die Zusam-

menarbeit mit den Opferschutzbeauftragten der Polizei wird von einer Anlaufstelle als positiv 

beschrieben.  

Schwierigkeiten werden hingegen mit der Schnittstelle zwischen Jugendämtern und Schule so-

wie der Zusammenarbeit dieser beiden Institutionen dargelegt: Aus dem Bereich Schule werden 

Schwierigkeiten und fehlende Reaktivität von Jugendämtern, von Jugendämtern hingegen Un-

sicherheiten im Bereich Schule benannt.  

Was die Zusammenarbeit zwischen Behörden und Zivilgesellschaft betrifft, beschreiben Akteure 

aus der Verwaltung, dass es „Übersetzungsprobleme“ gebe (FokVer). So würde zivilgesell-

schaftlichen Akteuren manchmal die Kenntnis fehlen, was Behörden brauchten, um ihre Hand-

lungsspielräume zugunsten von Betroffenen nutzen zu können. Insofern sind Schulungen, aber 

auch gerade ein Erfahrungsaustausch zwischen Ämtern und Zivilgesellschaft wichtig, um ein 

besseres Verständnis von Arbeitsweisen und Handlungsspielräumen zu entwickeln. 

Die Rolle des AK Zwangsverheiratung für die Festigung der Zusammenarbeit innerhalb des Hil-

fesystems wird positiv erwähnt. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass, seitdem die Gleich-

stellungsbeauftragte Friedrichshain-Kreuzberg, die den AK jahrelang geführt hat, in Rente ge-

gangen ist, das Gremium und das Thema nicht mehr in gleicher Weise politische Aufmerksam-

keit zu erhalten scheinen. Von Beratungsstellen und Verwaltung wird insgesamt das Problem 

beschrieben, dass das Thema Zwangsverheiratung jenseits der für Gleichstellung zuständigen 

Ressorts nicht ausreichend in die Verwaltung integriert ist. Als vielversprechend wird erachtet, 

das Thema Zwangsverheiratung stärker an die Arbeit zu anderen Formen geschlechtsspezifi-

scher oder häuslicher Gewalt anzudocken und verwandte Gewaltformen zusammen zu betrach-

ten und so Ressourcen zu bündeln.  

6.3 BEDARFE DER EINRICHTUNGEN ZUR UNTERSTÜTZUNG VON 

BETROFFENEN UND LÜCKEN IN DER ANGEBOTSLANDSCHAFT  

Im Folgenden wird auf Basis der Einrichtungsbefragung dargestellt, welche Bedarfe zur Unter-

stützung von Betroffenen von Zwangsverheiratung die befragten Einrichtungen formulieren. Da-

bei führen 30 % (49 Einrichtungen) der an der Befragung teilnehmenden Einrichtungen an, dass 

bei ihnen offene Bedarfe vorlägen. Diese Bedarfe werden in verschiedenen vorgegebenen Be-

reichen mit der folgenden Verteilung angegeben: 

  



STUDIE ZU ZWANGSVERHEIRATUNGEN IN BERLIN UND ZU PRÄVENTIONSMAßNAHMEN 

C A M I N O  66 

Abbildung 42: Offene Bedarfe von Einrichtungen zur Unterstützung von Betroffenen von 

Zwangsverheiratung  

 

Camino-Einrichtungsbefragung 2025, Mehrfachnennung möglich, absolute Zahlen, N = 91. 

Der Bedarf an Unterbringungsoptionen für akut bedrohte Personen, in erster Linie für bedrohte 

Frauen und Mädchen (FLINTA/MINTA), wird am häufigsten angegeben. Sechs Einrichtungen 

nennen dabei Bedarf für mehr Frauenhausplätze für volljährige FLINTA; eine Einrichtung erklärt 

explizit Bedarf an Unterbringungsoptionen für junge Volljährige. Eine Einrichtung aus dem Be-

reich Flucht und Asyl formuliert einen Bedarf an Unterbringung (nur) für Frauen mit ihren (auch 

volljährigen) Kindern, ergänzt durch einen Sozialdienst. Zwei Einrichtungen nennen Bedarfe in 

Bezug auf eine spezifische, anonyme Unterbringung von Betroffenen von Zwangsverheiratung 

und einen schnell(er)en Zugang zu diesen Einrichtungen. Neben gruppenunspezifisch formu-

lierten Bedarfen für die Unterbringung von Gewaltopfern und insbesondere hochgefährdeten 

Personen wird von verschiedenen Einrichtungen der Bedarf an Unterbringungsoptionen für akut 

bedrohte junge Männer, für Paare, für Menschen mit starken psychischen Erkrankungen, für 

Personen ohne legalen Aufenthalt und für Schwangere und Mütter mit Kind formuliert.  

Fortbildungen sind in der Einrichtungsbefragung der am zweithäufigsten angegebene Bedarf. 

Ein allgemeiner Bedarf an Fortbildung zum Thema Zwangsverheiratung wird u.a. von drei Ju-

gendämtern, einem Gesundheitsamt, aber auch von einzelnen Einrichtungen aus den Bereichen 

Beratungsstellen, Kinder- und Jugendarbeit und Frauenprojekte formuliert. Auch wird zweimal 

Fortbildungsbedarf für den Sozialdienst von Unterkünften für Geflüchtete genannt sowie Bedarf 

an einer vertiefenden Fortbildung zum Berliner Gewaltschutz/Hilfesystem für amtliche Stellen 

im Bereich Flucht/Asyl. Zwei Einrichtungen (aus den Bereichen Schulsozialarbeit und Frauen-

projekte) nennen außerdem Fortbildungsbedarfe im Bereich Kinderschutz; Einrichtungen aus 

den Bereichen Frauenhaus und Beratungsstellen formulieren Fortbildungsbedarfe im Bereich 

behindertengerechte Arbeit (Inklusion sowie Gebärden- und einfache Sprache). Außerdem wer-

den Fortbildungsbedarfe zu Gewalt (sexualisierte und häusliche Gewalt, digitale Gewalt/Social 

Media), Traumapädagogik und Traumafachberatung, Sexualpädagogik, Rassismuspräven-

tion/Klassismus und Arbeit mit Sprachmittler*innen angegeben.  

Bedarf an Sprachmittler*innen und Dolmetscher*innen wird insbesondere für die Sprachen Ara-

bisch (6-mal genannt), Farsi/Dari/Persisch (4), Türkisch (4) und Russisch (4) formuliert. Bedarf 

an Übersetzungsarbeit wurde ebenfalls mehrfach für Ukrainisch (2), Spanisch (2), Portugiesisch 

(2), Georgisch (2) und Sprachen aus verschiedenen afrikanischen Herkunftsländern (2) sowie 

vereinzelt für Kurdisch (Sorani und Kumanci), Polnisch, Französisch, Hebräisch und Mandarin 

angeführt. Dabei wird auf das Problem fehlender Finanzierung für Sprachmittlung und hoher 

Bedarfe in diesem Bereich hingewiesen.  

Ähnlich wird in Bezug auf Bedarf an Fachpersonal mit Sprachkenntnissen insbesondere Fach-

personal mit Kenntnissen in Arabisch (5), Türkisch (5), Farsi/Persisch (3), Englisch (3) sowie 

vereinzelt in Kurdisch, Russisch, Französisch, Spanisch und in afrikanischen Sprachen genannt. 
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Es wird auch darauf hingewiesen, dass „Beratungen zu traumabezogenen Themen … grund-

sätzlich wesentlich sinnvoller in flüssig gesprochenen Sprachen und im direkten Kontakt zwi-

schen Ratsuchenden und Berater*innen“ (Einrichtungsbefragung) sind. 

Zu sonstigen Bedarfen wird vor allem auf zusätzliche finanzielle Mittel, z.B. für verstärkte Su-

pervision, Freizeitgestaltung von Mädchen in Einrichtungen etc., und gesicherte Finanzierung, 

auch für Bereiche wie Öffentlichkeitsarbeit, sowie auf eine bessere Zusammenarbeit mit Behör-

den und offene Sprechstunden für eine Verweisberatung hingewiesen. Da es sich hier um kurze 

Antworten im Rahmen von Freitextfeldern der Einrichtungsbefragung handelt, wurden diese 

Nennungen zumeist nicht weiter konkretisiert. 

Übereinstimmend mit den Bedarfen werden in der Einrichtungsbefragung bei der Frage nach 

Lücken im Hilfesystem die unzureichenden Schutzangebote und -plätze als häufigstes Problem 

aufgeführt. Neben dem Fehlen von ausreichend Plätzen in Schutzeinrichtungen für Mädchen 

und Frauen im Allgemeinen wird auch hier wieder der Mangel an spezialisierten Schutz- oder 

Unterbringungsangeboten für junge volljährige Frauen, Jungen/Männer sowie für Paare erwähnt.  

Eine Einrichtung aus dem Bereich Flucht und Asyl beschreibt dies wie folgt:  

„Ein zentrales Problem ist der mangelnde Zugang zu spezialisierten Beratungs- und Schutz-

angeboten, insbesondere für junge volljährige Frauen ohne Kinder oder für Männer, die eben-

falls von familiärem Druck betroffen sein können. Viele Hilfsangebote sind auf Minderjährige 

oder auf bestimmte Zielgruppen ausgerichtet, sodass erwachsene Betroffene häufig durch 

das Raster fallen. In akuten Gefährdungssituationen ist zudem der Zugang zu Schutzwoh-

nungen und sicheren Unterbringungsmöglichkeiten begrenzt – besonders in Großstädten wie 

Berlin. Oft sind Notunterkünfte überlastet, und Betroffene müssen lange Wartezeiten in Kauf 

nehmen, was das Risiko weiterer Gewalt erhöht.“ (Einrichtungsbefragung) 

Dabei wird aus dieser Einrichtung darauf hingewiesen, dass eine langfristige Begleitung von 

Betroffenen fehlt, denn:  

„Selbst wenn Schutzmaßnahmen greifen, bleibt die soziale und psychische Stabilisierung 

eine große Herausforderung. Viele Betroffene benötigen Unterstützung beim Aufbau eines 

eigenständigen Lebens – etwa bei der Wohnungssuche, Ausbildung, Sprachförderung oder 

beim Umgang mit familiärem Druck. Hier mangelt es an finanziell und personell ausreichend 

ausgestatteten Angeboten zur Nachbetreuung.“ (Einrichtungsbefragung) 

Zu den fehlenden Angeboten für Jungen/Männer stellt eine andere Einrichtung fest:  

„Auch wenn das System für junge Frauen nicht immer ausreicht, es existiert, ebenso wie ein 

informelles Netzwerk, um sie zu unterstützen, wenn das Hilfesystem versagt. Aber für junge 

Männer gibt es noch viel weniger (oder es ist viel zu unbekannt).“ (Einrichtungsbefragung) 

Ebenso häufig wie das Fehlen von Schutzangeboten und Plätzen für Betroffene wird das Fehlen 

von Präventions-, Aufklärungs- und Informationsangeboten zum Thema und zu bestehenden 

Hilfsangeboten von den Einrichtungen als Lücke benannt. Weiterhin fehle es an offener  Kom-

munikation und Aufmerksamkeit gegenüber dem Thema Zwangsverheiratung in der Öffentlich-

keit sowie an Sichtbarkeit und Bekanntheit der bestehenden Hilfsangebote; es fehlten Informa-

tionen zu Themen wie Zwangsverheiratung, Frauenrechte, Kinderrechte, Selbstbestimmung 

und Hilfsangebote – sowohl online über Social Media als auch offline über Plakate, Flyer etc., 

welche die Öffentlichkeit und vor allem Jugendliche und junge Erwachsene niedrigschwellig er-

reichen. 

Dabei werden fehlende Präventions- und Aufklärungsangebote im Bereich Schule (und hier 

auch gerade für die Grundschule) vermehrt erwähnt. Hier werden sowohl die fehlende Vermitt-

lung von niedrigschwelligen, kultursensiblen Informationen für Jugendliche und Eltern als auch 

fehlende Ressourcen und Unterbesetzung in Schule und Hort, die für das Erkennen von Früh-

warnzeichen notwendig sind, benannt. Aber auch in Bezug auf Gemeinschaftsunterkünfte und 
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das Umfeld von Geflüchteten werde nicht ausreichend über Rechte und die verfügbaren Hilfest-

rukturen informiert.  

Die Wichtigkeit von „niedrigschwelligen, mehrsprachigen und kultursensiblen Zugängen, die 

Vertrauen schaffen und Diskretion gewährleisten“, wird angesichts der von Einrichtungen ge-

nannten Hürden für Betroffene, Hilfe zu suchen, unterstrichen, u.a.: Sprachbarrieren und kultu-

relle Hemmnisse, die es erschweren, über familiäre Gewalt oder Zwangsverheiratung zu spre-

chen; Angst vor Ausgrenzung, Ehrverlust oder Abschiebung; Scham; Angst vor dem Verlust der 

Familie und damit einhergehende Angst vor Isolation und Einsamkeit; aber auch das fehlende 

Vertrauen in Behörden/Institutionen wie Jugendamt oder Polizei.  

Etwas seltener, aber ebenfalls häufig erwähnt werden fehlende flächendeckende Fortbildungen 

von sogenannten „Frontline Professionals“ mit klaren Handlungswegen/Leitlinien dazu, wie mit 

Verdachtsfällen von (angedrohter/vollzogener) Zwangsverheiratung umzugehen ist. Dieser Be-

darf wird für den Bereich Schule, aber auch für andere öffentliche Einrichtungen wie Familien-

zentren formuliert. Einige Einrichtungen nennen zudem das Fehlen von Ansprechpersonen für 

die Problematik und dass „Hilfsangebote nicht überschaubar“ seien. 

Vier Einrichtungen führen als Lücke „zu langsame Reaktionsketten“ in und zwischen Institutio-

nen an. Eine Einrichtung beschreibt die Lücke wie folgt: „Die Kooperation und Kommunikation 

zwischen Unterkünften, Jugendämtern, Schulen, Polizei und Fachberatungsstellen ist nicht im-

mer klar geregelt oder standardisiert. Bei Verdachtsfällen fehlt häufig ein einheitliches Vorgehen 

oder Wissen darüber, welche Schritte im Sinne des Opferschutzes eingeleitet werden kön-

nen.“ Von mehreren Einrichtungen wird die Schnittstelle bzw. Zusammenarbeit von Schule und 

Jugendamt problematisiert. Dabei wird von einem Jugendamt konstatiert, dass Schulen zu spät 

reagieren würden; eine Einrichtung sieht hingegen auf Seiten des Jugendamtes fehlende oder 

unzureichende Reaktionen bei Meldungen durch Schulen. Auch wird auf rechtliche und admi-

nistrative Hürden wie die Schwierigkeit, das Kindergeld auf das Konto der Frau umschreiben zu 

lassen, hingewiesen. 

Die besonderen Schwierigkeiten des Hilfesystems bzw. fehlende institutionelle Unterstützung in 

Fällen von Verschleppung werden von mehreren Einrichtungen unterstrichen. Eine Einrichtung 

beschreibt den Eindruck, dass Jugendämter bei Zwangsverheiratung und gerade bei Fällen von 

Verschleppung die schwere Kindeswohlgefährdung bzw. Menschenrechtsverletzung aufgrund 

von hoher Belastung, Berührungsschwierigkeiten mit dem Thema und fehlender Kultursensibi-

lität nicht ausreichend ernst nehmen würden. Auch eine andere Einrichtung legt dar: „In einem 

Fall schien es so, als hätte das Jugendamt es einfach hingenommen, dass die Person ver-

schleppt wurde.“ Eine andere Einrichtung aus dem Bereich Flucht und Asyl weist auf Schutzlü-

cken im Aufenthaltsrecht bei Verschleppungsfällen hin. So gebe es zwar viele Möglichkeiten, 

aufenthaltsrechtlichen Schutz zu bieten, aber gerade nach einer Verschleppung ins Ausland sei 

die Wiedereinreise sehr schwierig, wenn sich die Person schon lange im Ausland befinde.  

Eine weitere Lücke, die von drei Einrichtungen benannt wird, sei die fehlende Arbeit mit Familien 

und insbesondere Müttern, die eventuell selbst Erfahrungen mit Früh- und Zwangsverheiratung 

gemacht haben, etwa in Form von Beratungsangeboten.  

Eine teilnehmende Einrichtung fasst die Fragen nach Bedarfen und Lücken wie folgt zusammen:  

„Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die größten Lücken im Hilfesystem in den Berei-

chen Zugang, Schutzkapazitäten, institutionelle Vernetzung und nachhaltige Unterstützung 

liegen. Um Betroffene wirksam zu schützen, braucht es daher nicht nur spezialisierte Bera-

tungsstellen, sondern auch mehr Ressourcen, verbindliche Handlungsleitlinien und ein stär-

ker vernetztes Vorgehen zwischen allen beteiligten Akteuren.“ (Einrichtungsbefragung) 
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6.4 EMPFEHLUNGEN UND VORSCHLÄGE AUS SICHT DER FACHPRAXIS 

Die befragten Einrichtungen, Fachkräfte und Betroffenen haben eine Vielzahl von Vorschlägen 

und Empfehlungen zur Verbesserung der Präventions- und Interventionsangebote im Bereich 

Zwangsverheiratung benannt. Übergreifend gehen sie davon aus, dass das Thema keineswegs 

an Bedeutung verloren habe und weiterhin hoher Aufmerksamkeit bedarf. So formuliert ein*e 

Interviewpartner*in: „Viele reden ja gar nicht mehr über Zwangsheirat und Ehrenmorde oder 

denken, es gibt es sowas gar nicht mehr. Das stimmt nicht. … Das ist zum Beispiel auch wieder 

so ein Thema, wo einfach gerne weggeschaut wird“ (IntJu1). In diesem Zusammenhang werden 

von den Befragten eine verstärkte Sensibilisierung und Aufklärung von Fachkräften im Speziel-

len und der Öffentlichkeit im Allgemeinen eingefordert.  

Bezogen auf konkrete Arbeitsfelder steht Schule ganz oben auf der Liste der Bereiche, in denen 

Handlungsbedarf besteht. So beziehen sich die in der Einrichtungsbefragung genannten Ideen 

zur Verbesserung von Prävention und Zugang zu Hilfe für Betroffene von Zwangsverheiratung 

bei rund der Hälfte der Antworten (31 von 61 abgegebenen Antworten zu Vorschlägen und 

Ideen) auf eine verstärke Präventionsarbeit im Kontext Schule und Arbeit mit Kindern und Ju-

gendlichen.  

Die Schule wird als zentral für die „frühzeitige Prävention und das Erkennen von Gefährde-

ten“ gesehen. Eine Einrichtung nennt speziell Schulstationen als „einzigen Ort, wo sich Be-

troffene Hilfe holen können, ohne dass die Familie es merkt“ . Die Vorschläge umfassen eine 

verstärkte „Aufklärung in den Schulen über Kinderrechte, Gewaltformen und Teilhabe“, weiter-

hin zu Gleichberechtigung, Rechten im Allgemeinen und dem Recht von Jungen, Mädchen, 

Frauen und Männern, „nein“ sagen zu dürfen, sowie zu Hilfsangeboten. Dabei wird von einer 

Einrichtung präzisiert, dass die Sensibilisierung zu solchen Themen in der Schule früher, d.h. 

„bereits im 4. Schuljahr“, stattfinden sollte. Auch das Einbinden von externer Expertise, z.B. von 

Fachberatungsstellen, für Workshops, Projekttage und Informationsveranstaltungen an Schulen 

wird von zwei Einrichtungen vorgeschlagen. Zwei Einrichtungen betonen, dass in die Aufklä-

rungsarbeit gleichfalls Jungen einbezogen werden sollten.  

In den Interviews werden diese Vorschläge bestätigt und ausgeführt. Akteure aus dem Bereich 

Schule unterstreichen dabei, dass allgemein die Aufklärung von Kindern über Rechte und ge-

rade auch das Recht auf Mit- und (sexuelle) Selbstbestimmung zentral sind. Ein*e Teilnehmer*in 

einer Fokusgruppe beschreibt dies wie folgt:  

„Ich denke, dass jede Form der Partizipation, jede Form des Lernens, selbstbewusst zu han-

deln und für sich selbst einzustehen, für Jungs und Mädchen und alle anderen Menschen der 

Weg ist zur Prävention. Weil wenn sie begreifen, dass es ihr Leben, ihr Körper ist, ja, das 

kann eigentlich hilfreich für alles sein.“ (FokSch) 

Akteure unterstreichen, dass das Thema Zwangsverheiratung und die damit assoziierte Ehrge-

walt weniger separat, sondern in die bestehende Aufklärungsarbeit zu Kinder- und Frauenrech-

ten, Gleichberechtigung, Homophobie, häusliche Gewalt/Gewaltschutz integriert oder ange-

dockt und innerhalb dieser Themenbereiche sichtbar gemacht werden sollte. Ein*e Vertreter*in 

einer Beratungsstelle beschreibt, wie auch hier die Arbeit von externen Akteuren stärker gebün-

delt stattfinden könnte:  

„Aber dass man ja auch sagen könnte, man fördert bestimmte Kooperationen. … Also man 

muss ja auch nicht für jedes einzelne Thema sozusagen immer einen eigenen Workshop 

machen. Aber dass man für die Workshops oder die Formate, die es an Schulen gibt, sinn-

volle Kooperationen eingeht, um mit den richtigen Menschen auch die notwendige Fachex-

pertise abzudecken. Und das ist, glaube ich, oft noch sehr wenig Thema, dass man in so 

Zweier- oder Dreier-Konstellationen auch die richtigen Träger zusammenbekommt, um dann 

den Mehrwert zu haben.“ (FokBe) 
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Dabei sind Akteure auch gefordert, den unterschiedlichen schulischen Zielgruppen gerecht zu 

werden und z.B. ebenfalls Material für Schulen mit Förderschwerpunkt zu entwickeln. Die Inter-

viewpartner*innen weisen übergreifend darauf hin, dass die Aufklärungsarbeit insgesamt ziel-

gruppengerecht, z.B. in Bezug auf Alter und Vorwissen, erfolgen sollte, beispielsweise in einfa-

cher Sprache oder in einfacher Fremdsprache. Sinnvoll ist die Nutzung jugendaffiner Formate 

wie kurzer Videos oder anderer visueller Medien. Aber es wird auch vorgeschlagen, Schulen 

mit fertigen Unterrichtsmaterial-Paketen in Papierform zu versorgen, damit die Inhalte entspre-

chend in der Schule ankommen. Die Angebote sollten sich auch an Jungen richten; diese Not-

wendigkeit beschreibt eine Beratungsstelle wie folgt: 

„Es muss anfangen bei Präventionsarbeit in Schulen, und zwar mit einem Aufbrechen von 

Rollenbildern. … Es geht darum: Welche Rolle habe ich eigentlich und wie muss ich mich 

geben und muss ich der Starke sein? Und wenn ich vielleicht auch gerade als Junge von 

einer möglichen Zwangsverheiratung betroffen bin, darf ich mir Hilfe suchen? Ist das über-

haupt was, was ich mir vorstellen kann? Dass ich in der hilfesuchenden Position bin usw. 

Also diese ganzen Themen sind die, die gerade sehr, sehr stark weggekürzt wurden. … Zu 

sagen, wir gucken uns Geschlechterrollen und Geschlechterstereotype an und brechen das 

mit Workshops in Schulen auf, das bräuchte es viel mehr. … Es gibt null Orientierung oder 

ganz wenig Orientierungsmöglichkeiten für Jungs.“ (FokBe)  

Auch wird benannt, wie wichtig es sei, dass es in den Schulen eine bekannte Ansprechper-

son – Lehrkraft oder Schulsozialarbeiter*in – gibt, die sensibilisiert ist und beispielsweise mit 

einem betroffenen Mädchen auch mal in einer Schulstunde zu der Beratungsstelle fährt, damit 

die Brüder oder Cousins das Fehlen der Betroffenen nicht bemerken. Dass diese Ansprechper-

sonen ebenfalls Vertrauenspersonen sind, ist essenziell, denn wenn Betroffene sich nicht sicher 

sind, dass sie sich auch um ihren Schutz kümmern, werden sie sich nicht an sie wenden. Dabei 

wird mehrfach unterstrichen, dass geschulte Mitarbeitende und ausreichend personelle Res-

sourcen für die Schulsozialarbeit, aber auch für die offene Jugendarbeit und die Jugendämter 

notwendig sind, um die oben genannte Präventionsarbeit und Schutzfunktion in Bezug auf 

Zwangsverheiratung ausfüllen zu können.  

Neben dem Kontext Schule werden in der Einrichtungsbefragung niedrigschwellige Präventions- 

und Aufklärungsangebote an verschiedenen „Orten, wo Jugendliche Zeit verbringen“, wie Kin-

der- und Jugendzentren, Jugendclubs, Mädcheneinrichtungen etc., aber auch in Familienzen-

tren vorgeschlagen. Eine Einrichtung unterstreicht dabei die niedrigschwellige Gestaltung von 

Angeboten: „Es wäre gut, es mehr indirekt zu thematisieren, indirekte Angebote zu schaffen, 

sodass sich Betroffene trauen“ (Einrichtungsbefragung). 

Insbesondere der Kinder- und Jugendarbeit sowie der Mädchenarbeit kommt hier eine be-

deutende Funktion zu: Sie kann und sollte sowohl präventiv im Sinne von Aufklärung und Em-

powerment als auch intervenierend in Fällen angedrohter Zwangsverheiratung wirksam werden. 

So beschreiben Interviewpartner*innen, wie wichtig es ist, Mädchen und Jungen aus Risiko-

gruppen Wissen zu vermitteln, z.B. über ihre Rechte, und sie gleichzeitig zu unterstützen, ihren 

eigenen Weg zu finden. Nicht jede Betroffene ist willens und in der Lage, mit der Familie zu 

brechen und in eine Zufluchtswohnung zu gehen, wenn sie verheiratet werden soll, denn „die 

Herzen der Mädchen lassen das Abhauen in den seltensten Fällen zu“ (IntJu2), so ein*e Ju-

gendarbeiter*in. In solchen Fällen gilt es, gemeinsam Strategien zu entwickeln, um die Situation 

zu bewältigen – ob das nun ein Verhandeln mit den Eltern ist oder andere Regelungen gefunden 

werden, die der Betroffenen mehr Freiheiten zugestehen. Für Jugendarbeiter*innen bedeutet 

dies, den Eltern gegenüber konsequent aufzutreten und ihnen die Rechte der Betroffenen zu 

verdeutlichen. Wünscht die Betroffene hingegen Schutz in einer Zufluchtswohnung, ist es Auf-

gabe von Jugendarbeit, hier zu unterstützen und ggf. auch Jugendamt und Polizei mit einbezie-

hen. Grundsätzlich müssen die Vorgaben des Kinderschutzes eingehalten werden.  
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Empowerment bedeutet folglich auch, die Mädchen nicht als Opfer zu sehen, sondern sie zu 

stärken und zu selbstbewusstem Handeln zu befähigen. Vertrauensarbeit, die Partizipation und 

Teilhabe ernst nimmt, bildet eine Grundlage hierfür. Darüber hinaus ist es von hoher Bedeutung, 

auch die „die Jungs mitzunehmen: erstens als Brüder, aber später ja auch als Ehemann“ (IntJu2).  

In den Interviews wird darauf hingewiesen, dass zwar die Schule ein entscheidender Raum ist, 

um Betroffene und ebenso ihr Umfeld zu erreichen, es jedoch auch die oben aufgeführten Risi-

kogruppen gibt, die nicht (mehr) zur Schule gehen. Für diese Betroffenengruppen – wie für alle 

anderen auch – ist sozialraumorientierte und/oder aufsuchende Arbeit ein wichtiger Ansatz. 

Hier ist es von großer Bedeutung, mit anderen Einrichtungen zu kooperieren, z.B. mit Familien-

zentren, Beratungsstellen unterschiedlicher Art, Migrantenorganisationen, aber auch z.B. 

Teams der Kinder- und Jugendgesundheitsdienste auf die Thematik aufmerksam zu machen. 

Herausfordernd stellt sich in diesem Kontext die Zusammenarbeit mit Moscheegemeinden dar. 

Hierzu werden unterschiedliche Einschätzungen formuliert. So wird von den Praktiker*innen, 

die sich dazu geäußert haben, festgestellt, dass es nur wenige Moscheegemeinden gebe, die 

eine klare und deutliche Position gegen Zwangsverheiratung öffentlich artikulierten. Anderer-

seits seien Moscheegemeinden ein guter Weg, mit bestimmten Zielgruppen in Kontakt zu kom-

men; so schlägt eine Einrichtung zum Erreichen von Familienvätern beispielsweise auch die 

Einbindung von Moscheen vor. Letztlich gilt es, sehr genau zu prüfen, wie eine Moscheege-

meinde aufgestellt ist, bevor man mit ihr kooperiert, so ein*e Interviewpartner*in 

Auch in Unterkünften für Geflüchtete sollte das Thema deutlich präsenter sein. Eine Einrich-

tung empfiehlt im Rahmen der Einrichtungsbefragung, das Thema in Angebote für Kinder und 

Jugendliche in Geflüchtetenunterkünften zu integrieren. Eine weitere Fachkraft rät, durch „ver-

pflichtende, mehrsprachige Informations- und Sensibilisierungsmodule in Integrations- und Ori-

entierungskursen sowie in schulischen und außerschulischen Angeboten“  Präventionsarbeit 

frühzeitig zu verankern. Dazu wird betont: „Diese Module sollten nicht moralisierend wirken, 

sondern Wissen über individuelle Rechte, Gleichberechtigung und Hilfestrukturen vermit-

teln“ (Einrichtungsbefragung). Auch in den Integrationskursen und anderen Angeboten für El-

tern könne und solle das Thema aufgenommen werden. 

Ein wichtiger Ansatz in der Präventionsarbeit besteht darin, Personen mit Brückenfunktion 

einzubeziehen. Solche Peer-Ansätze im Sinne des Einbezugs und Lernens von Betroffenen, 

aber auch der Ausbildung von Multiplikator*innen aus betroffenen Communitys, um eine Brücke 

zwischen Hilfesystem und Betroffenen zu bauen und Vertrauen zu bilden, können 

Hemmschwellen verringern und Zugänge zu Risikogruppen schaffen. Auch die im Rahmen der 

Studie befragten Betroffenen betonen, wie wichtig es sei, dass sie in die Präventionsarbeit 

einbezogen werden, und schlagen u.a. kontinuierliche und nicht einmalige Workshops z.B. zu 

Gewalt im Namen der Ehre und geschlechtsspezifischer Kontrolle, sexualpädagogische 

Aufklärung und den Aufbau eines Pools von Betroffenen, die beratend zur Seite stehen können, 

vor. Ein solcher Einbezug von Betroffenen erfolgt zwar schon in manchen Einrichtungen, aber 

bei weitem nicht ausreichend.  

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass Betroffene, die öffentlich auftreten, oft hohes Ver-

trauen erfahren und zahlreiche Hilfegesuche erhalten, nicht selten auch in Situationen akuter 

Gefährdung, und somit faktisch eine Brücken- und Lotsenfunktion übernehmen. Diese Personen 

verfügen häufig über keinerlei professionelle Absicherung oder Kooperation mit Institutionen . 

Hier gilt es, sie zu begleiten und perspektivisch in Institutionen einzubinden. 

Von vielen Interviewpartner*innen aus unterschiedlichen Bereichen wird betont, wie wichtig eine 

umfassende Öffentlichkeitsarbeit in relevanten Räumen sei, um sowohl eine breite Öffentlich-

keit zu sensibilisieren als auch potenziell Betroffene zu erreichen und zu informieren. Eine ge-

sellschaftliche Thematisierung von Zwangsverheiratung verdeutlicht (potenziell) Betroffenen, 

dass das Thema ernst genommen wird, dass sie nicht allein sind, und kann sie somit ermutigen, 

sich Hilfe und Unterstützung zu suchen. Betroffene weisen im Fachdialog darauf hin, dass es 
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wichtig sei, zum einen sichtbare positive Vorbilder aus der Betroffenenperspektive zu vermitteln 

und zum anderen nicht nur Extremfälle aufzuzeigen. Auch auf die Relevanz, die Betroffenen-

gruppe in ihrer Vielfalt darzustellen, wird hingewiesen. 

Eine Vielzahl an Einrichtungen nennt in der Einrichtungsbefragung die Bedeutung von nied-

rigschwelligen, mehrsprachigen und kultursensiblen Informationsmaterialien wie Plakaten o-

der Flyern in einfacher Sprache und/oder Piktogrammen mit QR-Code zu berlinweiten Schutz-, 

Zufluchts- und Beratungsangeboten, die z.B. in Schulen, Unterkünften für Geflüchtete, Bera-

tungsstellen, Jugendeinrichtungen, Jobcentern, Sozialbehörden, Deutschkursen, aber auch in 

Arztpraxen, Geburtskliniken, Frauentoiletten an Flughäfen oder Bahnhöfen, Umkleidekabinen 

und anderen öffentlichen Orten zur Verfügung gestellt werden sollten. 

Daneben spielen auch digitale Angebote eine wichtige Rolle. Hier gilt es verstärkt, soziale 

Medien zu nutzen und Informationen auf digitalen Wegen zu verbreiten. So könnten Infos zu 

Hilfsangeboten auf Instragram oder TikTok verbreitet werden, um junge Mädchen besser zu 

erreichen, so ein*e Betroffene*r im Fachdialog. Dort wird weiterhin darauf hingewiesen, dass 

sich Social-Media-Plattformen zu bedeutenden Räumen für Empowerment und informelle Un-

terstützung entwickelt haben und TikTok niedrigschwellige Sichtbarkeit und gegenseitige Be-

stärkung ermögliche. Des Weiteren wird der Aufbau anonymer Meldewege über digitale Tools 

oder Chats vorgeschlagen. Beratungsstellen merken hierzu an, dass diese digitalen Kanäle und 

gerade Social Media sehr wichtig sind, um Betroffene zu erreichen, es jedoch für Beratungs-

stellen Zeit und Fachwissen braucht, um sie adäquat bespielen zu können: „Das würde ich gerne 

noch mal betonen, dass das vor allem auch Fachwissen dafür braucht. … wenn ich diese Infor-

mationen auch wirklich an die richtige Zielgruppe bekommen möchte“ (FokBe). Analoge Infor-

mationswege bleiben jedoch weiterhin wichtig, da nicht alle Betroffenen über Smartphones etc. 

bzw. unkontrollierten Zugang zu diesen Geräten verfügen. 

Entsprechend den oben aufgeführten Bedarfen und Lücken wird in der Einrichtungsbefragung 

vielfach die Wichtigkeit von Fortbildung für „Frontline Professionals“ aus den Bereichen 

Schule (Lehrkräfte, Erzieher*innen, Schulsozialarbeiter*innen), Jugendamt, Jugend- und Sozi-

alarbeit, Familienzentren, Träger der Einzelfall- und Familienhilfe, Unterkünfte für Geflüchtete, 

Sprachmittler*innen, Verwaltung (z.B. Jobcenter, BAFöG-Amt, Familienkasse), Polizei, Justiz, 

aber auch medizinische und Gesundheitseinrichtungen wie z.B. Kinder- und Jugendgesund-

heitsdienste, Hausärzt*innen, Gynäkolog*innen, Geburtskliniken u.a. genannt. Die Inhalte der 

Fortbildungen müssten u.a. folgende Punkte umfassen:  

• Verständnis von Dynamiken in ihrer Brandbreite, 

• Gefährdungen durch kollektive Ehrgewalt, 

• Bedeutung von Angst/Scham, Kontrolle und kollektiven Loyalitäten, 

• Wissen um und Verständnis für die vielfältigen Betroffenengruppen, 

• Verstehen von Anzeichen und Hinweisen, 

• opferzentrierten Umgang mit Betroffenen, 

• akteursbezogene Handlungsleitlinien, 

• Kenntnisse der Hilfsangebote. 

Die Vermittlung dieser Inhalte kann und sollte auf verschiedenen Wegen erfolgen:  

• Integration in (verpflichtende) Fortbildungsformate z.B. zu Gewaltschutz, sexuellem Miss-

brauch oder häusliche Gewalt, 

• Integration in Fortbildungen beim Sozialpädagogischen Fortbildungsinstitut Berlin-Branden-

burg, 

• Inhouse-Schulungen, z.B. auch während Teammeetings, aber ebenso bei der zentralen Ein-

arbeitung im Bereich der Verwaltung, 

• Integration in bestehende Runde Tische, z.B. zu häuslicher Gewalt, 

• Kurzvorträge im Rahmen von kontinuierlich tagenden Arbeitskreisen z.B. zu Mädchenarbeit 

oder Kinderschutz, oder auch  
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• im Rahmen von Netzwerktreffen oder Fachveranstaltungen. 

So schlägt eine Einrichtung beispielsweise eine Fachveranstaltung für Jugendhilfe, Polizei, Fa-

miliengerichte, Staatsanwaltschaft in Präsenz und online vor, eventuell mit dem Ziel, neben der 

Weiterbildung auch die Vernetzung zu fördern. Wichtig ist hier, auf regelmäßige Wiederholun-

gen zu achten – allein aufgrund der üblichen Personalfluktuationen. 

Von hoher Bedeutung ist weiterhin die Integration in bestehende Ausbildungs- und Studien-

gänge. So erläutert eine Einrichtung in der Befragung, dass schon viel gewonnen sei, wenn 

Erzieher*innen und Sozialarbeiter*innen bereits in ihren Ausbildungen mit dem Thema Zwangs-

verheiratung in Kontakt kämen, denn das „Thema und daran hängende notwendige Vorsichts-

maßnahmen im Schutz von Betroffenen ist noch viel zu oft bei Fachkräften nicht bekannt“.   

Viele Einrichtungen unterstreichen die Wichtigkeit, Fachpersonal zu vorurteils- und rassismus-

kritischem sowie kultursensiblem Arbeiten zum Thema Zwangsverheiratung weiterzubilden und 

darin zu schulen, Anzeichen besser zu erkennen und sensibel und professionell darauf zu rea-

gieren. In diesem Zusammenhang weisen andere Interviewpartner*innen und insbesondere Be-

troffene darauf hin, dass kulturrelativistische Haltungen und falsch verstandener Antirassismus 

dazu führten, dass Fachkräfte das Thema vermieden, um Stereotypisierungen zu verhin-

dern – diese Haltung jedoch lasse Betroffene im Stich. In diesem Zusammenhang wurde die 

Familienhilfe genannt als eine Einrichtung, die oft direkten Kontakt zu möglichen Betroffenen 

und ihrem Umfeld hat, sich häufig jedoch sehr zurückhalten und problematische Entwicklungen 

nicht ansprechen würde. Die Interviewpartner*innen sehen deutliche Defizite in der professio-

nellen Praxis, indem Fachkräfte die spezifischen Dynamiken von Gewalt im Namen der Ehre oft 

nicht erkennen würden und meist nicht über Kenntnisse zu patriarchalen Strukturen, familiärer 

Kontrolle, Tabuisierungen von Sexualität oder der erhöhten Gefährdung queerer Personen ver-

fügten. Das führe dann dazu, dass komplexe Angst-, Scham- und Loyalitätskonflikte von Insti-

tutionen häufig wenig verstanden würden. Vor diesem Hintergrund sei es sinnvoll, verstärkt Be-

troffene in Fortbildungsangebote einzubeziehen.  

Von mehreren Interviewpartner*innen wird ausgeführt, dass es notwendig sei, einen Reflexi-

onsprozess über soziale Normen in den Communitys, in denen Zwangsverheiratung verstärkt 

vorkommt, anzustoßen. Es gelte, einen Perspektivwechsel zu fördern: weg von dem Fokus auf 

Ehre und Ruf der Familie hin zu Kinder- und Menschenrechten sowie zu Anerkennung durch 

Bildung und sozialen Status. Hierbei müssten Normen und vermeintliche Gewissheiten wie der 

Jungfräulichkeitsmythos in Frage gestellt werden. Eltern, die selber zwangsverheiratet wurden, 

halten dies oft für den „Normalfall“, der auch für ihre Töchter (und Söhne) vorgesehen ist. Hier 

gilt es, ein Hinterfragen von Beweggründen anzustoßen und zu ermöglichen, eigene Erfahrun-

gen und Traumata aufarbeiten zu können. Vor diesem Hintergrund ist es Ziel, alternative Le-

benskonzepte für die Töchter, aber letztlich auch für die ganze Familie aufzuzeigen. Das Recht 

jedes Kindes auf Selbstbestimmung muss dabei allerdings im Mittelpunkt bleiben und darf nicht 

relativiert werden. In Situationen, in denen Druck aus der Verwandtschaft oder Community aus-

geübt wird, aber die betroffene Familie zugänglich und gesprächsbereit ist, gilt es, die betroffene 

Familie zu stärken, ohne das Wohl und die Rechte der Kinder aus den Augen zu verlieren – also 

sie zu unterstützen, auf der Seite ihres Kindes zu stehen, auch gegen den Druck aus dem so-

zialen Umfeld. Eine Fachkraft aus der Jugendarbeit erklärt dazu:  

„Die meisten Eltern, die wir bis jetzt kennengelernt haben, wollen ja eigentlich das Gute für 

ihre Kinder. Also sie machen es ja auch nicht, weil sie ihre Kinder hassen, sondern weil sie 

es einfach so beigebracht bekommen haben und der Meinung sind, dass es die beste Ent-

scheidung ist, wenn sie in der Familie heiratet, weil sie dann gut behandelt wird. … Wir geben 

ihnen eine Perspektive, dass sie gute Eltern für ihre Kinder sein können, dass sie für ihre 

Kinder etwas ganz anderes erreichen können, indem sie zum Beispiel Bildungssachen ma-

chen.“ (IntJu1) 
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Eine solche Elternarbeit ist anspruchsvoll und nicht leicht umzusetzen. Sie erfordert ein Wissen 

um die Situation in der jeweiligen Community, Einfühlungsvermögen, Begegnung auf Augen-

höhe und Vertrauen. Und es benötigt stabile und langfristig angelegte Strukturen in der Fami-

lien-, Kinder- und Jugendarbeit, in denen die Grundlage für eine solche Beziehungsarbeit gelegt 

werden kann. Dann allerdings ist Elternarbeit auf lange Sicht gesehen ein erfolgversprechender 

Weg in der Präventionsarbeit, so die Einschätzung einiger Interviewpartner*innen, der aus un-

serer Sicht zuzustimmen ist. 

Neben Einrichtungen der Familien- und Jugendarbeit gibt es noch andere Möglichkeiten, Eltern 

zu erreichen, auch wenn hier oft nicht solch eine intensive Arbeit geleistet werden kann wie 

oben beschrieben. Diese Wege sollten verstärkt genutzt werden, um mit Familien ins Gespräch 

zu kommen. Gerade Schule wird hier (wieder) in der Verantwortung gesehen, verstärkt Räume 

der Interaktion mit Eltern zu schaffen. In Interviews werden beispielsweise Elterncafés an Schu-

len – die auch an Oberschulen eingerichtet werden sollten – genannt, aber ebenso Sportver-

eine – hier könnten insbesondere Väter gut erreicht werden –, Integrationskurse, Unterkünfte 

für Geflüchtete oder auch Räume außerhalb des sozialen Bereichs, in denen sich Frauen auf-

halten, wie z.B. Kosmetikstudios. Elternkurse, Elternbriefe oder Elternportale könnten ebenfalls 

als Möglichkeit genutzt werden, über Kinderrechte zu informieren und Reflexionen zu Normen 

und Praktiken anzustoßen. Weiterhin sollten Angebote wie die Stadtteilmütter oder Integrations-

lots*innen das Thema verstärkt in ihre Arbeit aufnehmen. Von verschiedenen Akteuren wird 

unterstrichen, dass es für Elternarbeit wichtig sei, zunächst Räume der positiven Interaktion zu 

schaffen, Vertrauen aufzubauen und sich auf Augenhöhe zu begegnen. Von einer Einrichtung 

wird auch vorgeschlagen, in den relevanten Communitys verstärkt ein Bewusstsein für die Straf-

barkeit von Zwangsverheiratung zu wecken. Eine Einrichtung beschreibt dies im Interview wie 

folgt: „… gleichzeitig deutlich machen, was die Gesetzeslage in Deutschland betrifft, gar nicht 

in einer diskriminierenden Form, sondern tatsächlich in einer Begegnung auf Augenhöhe, und 

auch Informationen zu geben, was eben tatsächlich nicht möglich ist“ (IntBe2). 

In diesem Zusammenhang muss gleichfalls erwähnt werden, dass mehrere der befragten Be-

troffenen, insbesondere im Fachdialog, und auch Beratungsstellen eine deutliche Skepsis ge-

genüber der Elternarbeit äußern. Als Argumente werden ins Feld geführt, dass die ausgeübte 

Gewalt von den Familien häufig geleugnet werde und dass Scham- und Ehrvorstellungen Re-

flexionsprozesse verhinderten. Weiterhin wird beschrieben, dass kollektivistische Familienstruk-

turen Veränderung erschwerten und religiöse Fehlinterpretationen Kontrolle und Zwang stabili-

sierten. Eltern sind zudem in vielen – auch in weniger sensiblen – Bereichen für pädagogische 

Angebote oft schwerer erreichbar als Jugendliche oder pädagogische Fachkräfte.  

Von Beratungsstellen wird das Problem aufgezeigt, dass Prävention nicht ausreichend von In-

tervention differenziert wird. Prävention würde zudem auch durch die kurzfristige Finanzierung 

von Projekten und Maßnahmen erschwert, weil Präventionsarbeit langfristig gedacht werden 

müsse.  

Neben der Prävention spielt die Intervention im Kontext von Zwangsverheiratung eine zentrale 

Rolle. Sicherheit und Schutz der Betroffenen müssen Priorität haben und am Anfang aller Maß-

nahmen stehen. Sicherheit und Schutz stehen jedoch nicht nur am Anfang, sondern müssen 

mitunter für einen langen Zeitraum aufrechterhalten werden. Somit werden schnelle behördliche 

Hilfen zur Sicherstellung von geschützter Unterbringung und Maßnahmen z.B. in Bezug auf 

Auskunftssperren, in denen auch längerfristig keine Sicherheitslücken entstehen, zu wichtigen 

Faktoren, um die Sicherheit der Betroffenen zu gewährleisten. Hierbei ist es wichtig, über Berlin 

hinaus tätig zu sein: Oft sind Betroffene nur durch eine größere physische Distanz vor dem 

bedrohenden Umfeld sicher. Da hochgefährdete Betroffene folglich oft Berlin verlassen müssen, 

sind deutschlandweite Schutzangebote von Bedeutung. Betroffene aus Berlin sind auf entspre-

chende Angebote in anderen Bundesländern genauso angewiesen wie umgekehrt.  
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Sowohl in der Einrichtungsbefragung als auch von vielen Interviewpartner* innen werden aller-

dings unzureichende Schutzangebote und -plätze als häufigstes Problem aufgeführt. Das 

bezieht sich sowohl auf das Fehlen ausreichender Plätze in Schutzeinrichtungen für Mädchen 

und Frauen im Allgemeinen als auch insbesondere in spezialisierten Schutz- oder Unterbrin-

gungsangeboten für junge volljährige Frauen, Mädchen aus Familien, die mit mafiöser Organi-

sierter Kriminalität (mOK)12 in Verbindung gebracht werden, Mädchen und Frauen mit Behinde-

rung, Frauen mit über 12-jährigen Söhnen, für Jungen/Männer und Paare. Gerade letzterer 

Punkt wird mehrfach benannt, da nicht selten ein fester Freund der Auslöser dafür ist, dass ein 

Mädchen zwangsverheiratet werden soll und es dann gemeinsam mit ihm Zuflucht sucht. Eine 

Betroffene beschreibt das Dilemma: „Sonst hätte er ins Obdachlosenheim müssen und ich in 

ein Frauenhaus“ (IntBet2). In einer solchen Situation – die für das Mädchen immer sehr belas-

tend ist – kann eine Unterbringung in getrennten Einrichtungen für das Mädchen eine weitere 

Traumatisierung bedeuten. Grundsätzlich ist es von hoher Bedeutung, dass die Schutzeinrich-

tungen auf diese Zielgruppe junger Mädchen im Vorfeld einer Zwangsverheiratung eingestellt 

sind und psychosoziale Betreuung anbieten, die auf die Spezifika dieser Fälle eingeht.  

Wichtig ist an dieser Stelle auch, darauf hinzuweisen, dass die Unterbringung von Betroffenen 

in einer sicheren Zufluchtswohnung ebenso bedeuten kann, dass andere Interventionsformen 

auf eine andere Basis gestellt werden. Beispielsweise können Verhandlungen mit den Eltern 

anders geführt werden, wenn die Betroffene erst einmal in Sicherheit ist: „Zuflucht steht am 

Anfang. … Sichere Hilfe heißt ja durchaus, das Mädchen ist sicher untergebracht und dann 

reden wir mit den Eltern.“ (IntJug2)  

In den Interviews wird dargestellt, wie entscheidend ein opferzentrierter Umgang mit Betroffe-

nen ist, der die Wünsche und Bedürfnisse des*der Betroffenen ernstnimmt: „Und da passiert 

viel, was eher dann dazu führt, dass sich auch die Betroffenen wieder zurückziehen, anstatt 

sich weiter Hilfe zu holen, weil sie noch mal die Erfahrung machen, ohnmächtig zu sein, nicht 

gehört zu werden“ (IntBeF). Weiterhin wird von mehreren Interviewpartner*innen herausgestellt, 

wie wichtig eine engmaschige und längerfristige Unterstützung (von z.B. Therapie hin zu Aus-

bildung) und eine enge personelle Begleitung sind, auch um es den Betroffenen zu ermöglichen, 

neue unterstützende Netzwerke aufzubauen.  

Jenseits geschützter Unterbringung werden insbesondere von Betroffenen niedrigschwellige 

und sichtbare Unterstützungsangebote eingefordert. Sie betonen, dass zwischen akuter 

Schutzunterbringung und autonomem Leben kaum tragfähige Unterstützungsangebote existie-

ren. Benötigt werden insbesondere anonyme, digitale Beratungswege und psychosoziale Be-

gleitung, aber auch Unterstützung bei Behördenkontakten (BAföG, Studium, Wohnen) sowie 

finanzielle Übergangs- und Krisenhilfen, die gewährt werden, ohne dass man Kontakt zu den 

Eltern aufnehmen oder sie gar verklagen muss (wie z.B. bei elternabhängigem Bafög).  

Deutlich wird, dass – obwohl Berlin über gut ausgebaute Präventions- und Unterstützungsstruk-

turen verfügt – Bedarf an Bündelung, Ausbau und Weiterentwicklung besteht. In diesem Zusam-

menhang wird insbesondere unter den Beratungsstellen diskutiert, inwiefern eine spezifische 

Fachstelle oder Fachberatungsstelle zum Thema Zwangsverheiratung dazu beitragen könnte, 

dem Thema bessere Sichtbarkeit zu verleihen und gleichzeitig auch den Ausbau und die Koor-

dination z.B. von Fortbildungen und weiteren Angeboten sicherzustellen. Als Beispiel für eine 

solche Fachstelle wird beispielsweise die „Forced Marriage Unit" in Großbritannien genannt . 

Eine Fachstelle könne auch die Datenerhebung zum Thema zentralisieren und somit verbessern. 

Die Interviewpartner*innen vertreten unterschiedliche Positionen dazu, ob eine solche Fach-

stelle auch Beratung anbieten solle und auf welcher Ebene – staatlich oder zivilgesellschaftlich, 

                                                        
12 Hierfür reicht oft der Nachname des Mädchens aus: Kann er einer bestimmten Familie zugeordnet werden, kann das 
Mädchen es schwerer haben, Schutz zu finden, da Reaktionen seitens der Familie befürchtet werden. Medial wird in 
diesem Zusammenhang häufig von Clankriminalität gesprochen, zur Problematik des Clan-Begriffs siehe beispielsweise 
Başdinkçi/Lehnert 2024. 
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national oder berlinbezogen – sie umgesetzt werden sollte. Von einem Akteur wird hervorgeho-

ben, dass, anstatt neue Strukturen zu schaffen, die Verstärkung der bestehenden wichtiger sei.  

6.5 ZWISCHENFAZIT  

Berlin verfügt über eine breit ausgebaute und differenzierte Präventions- und Unterstützungs-

landschaft im Bereich Zwangsverheiratung. Die Herausforderungen bei der Intervention in Fäl-

len von Zwangsverheiratung liegen weniger im Fehlen von Strukturen oder Handlungsleitfäden 

als vielmehr in deren praktischer Umsetzung. Insbesondere in Bezug auf die Jugendämter wer-

den Defizite benannt wie mangelnde Ressourcen, unklare Zuständigkeiten, Personalfluktuation 

und zum Teil problematische Einschätzungen von Gefährdungslagen. So wird kritisiert, dass 

Zwangsverheiratung nicht immer als Kindeswohlgefährdung erkannt oder konsequent bearbei-

tet wird und dass unangemessene Interventionen, etwa unkoordinierte Kontakte zur Familie, die 

Lage der Betroffenen verschlechtern können. Auch bei der Polizei wird zwar das Fachwissen 

von Opferschutzbeauftragten und spezialisierten Stellen gesehen, zugleich aber darauf hinge-

wiesen, dass Fälle von Zwangsverheiratung oft nicht sicher erkannt werden. Weiterhin werden 

von einer Vielzahl von Akteuren Schwierigkeiten in Bezug auf Auskunftssperren benannt. 

Schule nimmt eine besonders wichtige Rolle in der Präventionsarbeit ein. Einerseits gilt Schule 

als zentraler Ort für Aufklärung und Hilfe, weil viele Betroffene nur hier außerhalb der Familie 

erreicht werden können. Andererseits zeigt sich, dass viele Schulen sich schlecht informiert 

fühlen und/oder das Thema nicht systematisch behandeln. Schulsozialarbeit wird in diesem Zu-

sammenhang als besonders wichtig beschrieben, doch fehlen hier häufig Zeit und personelle 

Kontinuität.  

In Bezug auf Bedarfe und Lücken in der Angebotslandschaft wird oft der Mangel an Schutzplät-

zen genannt – generell und insbesondere für Paare, junge volljährige Frauen, junge Männer 

sowie Menschen mit Behinderung, für die wenig oder gar keine Angebote bestehen. Ebenfalls 

häufig genannt werden fehlende Fortbildungen, Bedarf an Sprachmittler*innen und Dolmet-

scher*innen, fehlendes Fachpersonal mit relevanten Sprachkenntnissen und unzureichende Öf-

fentlichkeitsarbeit. 

Die aus diesen Befunden abgeleiteten Empfehlungen und Vorschläge beziehen sich vorrangig 

auf Weiterentwicklung, Verstetigung und bessere Verzahnung bestehender Angebote. Beson-

ders hervorgehoben wird die Schule als zentraler Präventionsort: Hier braucht es frühzeitige 

Aufklärung über Kinderrechte, Selbstbestimmung, Gleichberechtigung und Hilfsangebote, mög-

lichst schon ab der Grundschule. Diese Aufklärung solle nicht isoliert, sondern eingebettet in 

Themen wie Gewaltschutz, Geschlechterrollen, Homophobie und Menschenrechte erfolgen. 

Weiterhin solle schulische Präventionsarbeit stärker auch Jungen als Zielgruppe in den Blick 

nehmen. Ebenso wichtig sind bekannte und sensibilisierte Vertrauenspersonen an Schulen, vor 

allem Schulsozialarbeiter*innen. Darüber hinaus sind mehr sozialraumorientierte und aufsu-

chende Angebote sowie eine stärkere Einbindung von Einrichtungen der Jugend- und Mädchen-

arbeit und Familienzentren wichtig, um Betroffene auch außerhalb der Schule zu erreichen und 

informieren zu können. Peer-Ansätze und die Einbeziehung von Betroffenen werden als beson-

ders wirksam angesehen, um Vertrauen aufzubauen und schwer erreichbare Zielgruppen anzu-

sprechen. Wichtig ist weiterhin eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit, beispielsweise auch über 

mehrsprachige und kultursensible Informationsmaterialien, die breit verteilt und ausgelegt wer-

den. Daneben spielen auch digitale Angebote über Social Media eine bedeutende Rolle.  

Außerdem wird ein breiter Fortbildungsbedarf für Frontline Professionals benannt: Lehrkräfte, 

Schulsozialarbeit, Jugendämter, Polizei, Justiz, Gesundheitswesen, Sozialarbeit und Verwal-

tung sollen besser qualifiziert werden, Gefährdungen, Anzeichen und Schutzbedarfe im Kontext 

von Zwangsverheiratung wahrzunehmen. Wichtig ist dabei ein opferzentrierter, rassismuskriti-

scher und kultursensibler Ansatz, der Gewalt im Namen der Ehre nicht relativiert. Weiterhin 
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kann es erfolgversprechend sein, stärker mit Eltern zu arbeiten, um bei ihnen eine Reflexion 

über patriarchale Normen, Ehrvorstellungen und Geschlechterrollen anzustoßen. Allerdings 

wird gegenüber Elternarbeit auch Skepsis geäußert, da Veränderungen nur schwer erreichbar 

seien. 
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F AZ I T  U ND E MP FE HLU NG E N  

Die vorliegende Studie befasst sich mit dem Phänomen der Zwangsverheiratung in Berlin und 

mit Maßnahmen und Angeboten zur Prävention von Zwangsverheiratung und Unterstützung von 

Betroffenen. Hierbei wird von der Definition ausgegangen, dass eine Zwangsverheiratung dann 

vorliegt, wenn mindestens eine*r der Eheleute zum Eingehen einer formellen oder informellen 

(durch religiöse oder soziale Zeremonie geschlossenen) Ehe gezwungen wird und entweder mit 

der Weigerung kein Gehör findet oder es nicht wagt, sich zu widersetzen. Zwang kann dabei 

u.a. durch massiven Druck, Drohung oder Gewalt ausgeübt werden. 

Grundlage der Studie ist ein mehrperspektivisches und multimethodisches Forschungsdesign. 

Es wurden zum einen unterschiedliche Perspektiven einbezogen, nämlich Fachkräfte aus der 

Beratung, der Jugend- und Sozialarbeit, der Schule, der Arbeit im Feld von Migration und Flucht 

und weiteren Bereichen sowie von Verwaltung und Polizei, aber auch von Zwangsverheiratung 

Betroffene. Zum anderen wurde ein qualitativ-quantitatives Studiendesign mit unterschiedlichen 

Erhebungsbausteinen und Methoden entwickelt und umgesetzt. Im Einzelnen gehörten dazu 

folgende Bausteine: 

• Literatur- und Dokumentenanalyse, Aufarbeitung der Forschungsstandes sowie Auswer-

tung statistischer Daten. 

• Vier Fokusgruppendiskussionen, 15 Interviews und ein Gruppeninterview mit unterschiedli-

chen Akteuren aus dem Feld sowie drei Interviews mit von Zwangsverheiratung Betroffenen. 

• Standardisierte Einrichtungsbefragung zu Ausmaß und Formen von Zwangsverheiratung in 

Berlin sowie zu Bedarfen und Lücken in Bezug auf Präventionsmaßnahmen: Hier wurden 

insgesamt 931 Einrichtungen und Institutionen in Berlin angeschrieben, die mit Zwangsver-

heiratung konfrontiert sein können; der Rücklauf betrug 160 Fragebögen. Aufgrund des sehr 

geringen Rücklaufs und weiterer methodischer Probleme sind die Fallzahlen der Einrich-

tungsbefragung nur sehr begrenzt aussagefähig und nicht mit den Ergebnissen der früheren 

Erhebungen für Berlin vergleichbar. 

• Standardisierte Online-Befragung der weiterführenden Schulen zu der Frage, ob und in wel-

cher Form das Thema Zwangsverheiratungen im schulischen Kontext eine Rolle spielt und 

welche Informations- und Unterstützungsbedarfe an Schulen bestehen: Hier wurden 328 

Schulen angeschrieben, von denen 52 Schulen den Fragebogen ausfüllten.  

• Ein Fachdialog mit Betroffenen und ein Werkstattgespräch zur Vorstellung, Diskussion und 

Validierung der Ergebnisse. 

Zwangsverheiratung in Berlin ist zwar statistisch nur begrenzt sichtbar, stellt in der Praxis jedoch 

ein relevantes und vielschichtiges Problem dar. Fasst man die Ergebnisse aus Schul - und Ein-

richtungsbefragung zusammen, ergibt sich eine Zahl von 186 Fällen für das Jahr 2023 und 207 

Fällen für das Jahr 2024. Es zeigt sich das Bild einer kontinuierlich vorhandenen Problemlage, 

deren Entwicklung laut Einrichtungsbefragung überwiegend als gleichbleibend eingeschätzt 

wird. Dies wird damit begründet, dass zum einen öffentliche Aufmerksamkeit und Präventions-

arbeit eine verstärkte Sensibilisierung und verbesserte Zugänge zum Hilfesystem zur Folge hät-

ten, zum anderen jedoch weiterhin strukturelle und kulturelle Faktoren – wie traditionelle Vor-

stellungen von Ehre und familiärem Zusammenhalt – beständen, die das Risiko von Zwangs-

verheiratungen in bestimmten Communitys aufrechterhalten. Mehrere Fachkräfte gehen im 

Rahmen der qualitativen Erhebungen allerdings von einer (deutlichen) Zunahme der Fallzahlen 

aus. 

Die Gruppe der (potenziell) von Zwangsverheiratung Betroffenen ist vielschichtig: Obwohl 

Zwangsverheiratung ein breites Spektrum an Personen betreffen kann, sind nach den Erhebun-

gen vor allem Mädchen und junge Frauen mit Migrationshintergrund im Alter von etwa 14 bis 21 

Jahren betroffen. Inwieweit queere Menschen, Menschen mit Behinderung sowie Jungen und 



ANGEBOTE DER PRÄVENTION UND INTERVENTION IN BERLIN 

C A M I N O  79 

Männer13 betroffen sind, wird bislang nur unzureichend erfasst. Die Befunde hinsichtlich der 

Geschlechter- und Altersverteilung der Betroffenen, aber auch der Hinweis auf die Untererfas-

sung männlicher Betroffener finden sich ähnlich bereits in der bundesweiten Studie zu Zwangs-

verheiratung aus dem Jahr 2011 (Mirbach et al. 2011). Die Betroffenheit von queeren Menschen 

und Menschen mit Behinderung wurde in bisherigen Studien in Deutschland kaum berücksich-

tigt. Die vorliegende Studie macht hier einen Anfang, dem weiter nachgegangen werden sollte.  

Bei den Herkunftsländern Betroffener werden im Rahmen der Einrichtungsbefragung an erster 

Stelle Afghanistan, Syrien und die Türkei genannt, die große Bandbreite der Herkunftsländer 

zeigt aber, dass Zwangsverheiratung nicht nur einzelne Gruppen oder Communitys betrifft , son-

dern in breiten Teilen der Stadtgesellschaft vorkommen kann. Fälle werden häufig im Stadium 

der Androhung oder konkreten Planung bekannt. Neben formellen Ehen spielen informelle, also 

religiös oder traditionell geschlossene Ehen eine wichtige Rolle. Ein nicht unerheblicher Teil der 

Fälle – ca. ein Viertel – steht im Zusammenhang mit Verschleppung oder unfreiwilligem Umzug 

ins Ausland. 

Zwangsverheiratung ist oft nur Bestandteil und Zuspitzung eines größeren Gewalt- und Kon-

trollkontexts, häufig spielen weitere Problemlagen wie körperliche Gewalt in der Familie, dauer-

hafte Konflikte mit den Eltern, soziale Isolation und fehlende schulische und berufliche Perspek-

tiven eine Rolle. Zudem zeigt sich, dass auch nach einer vollzogenen Zwangsverheiratung viele 

Betroffene weiterhin Gewalt in der Ehe erleben. Häufig erfolgt Zwangsverheiratung im Kontext 

familiärer Strukturen, die stark von traditionellen Normen und Ehrvorstellungen geprägt sind. 

Patriarchale Gesellschaftsstrukturen spielen dabei eine zentrale Rolle, da sie klare Geschlech-

terhierarchien und Erwartungen an das Verhalten von Frauen und Männern vorgeben. In sol-

chen Kontexten wird die individuelle Entscheidungsfreiheit zugunsten kollektiver Interessen ein-

geschränkt und werden Ehre, Tradition, Loyalität und familiärer Ruf über die Selbstbestimmung 

der Betroffenen gestellt. Besonders gefährdet sind Personen, die sich elterlicher Kontrolle ent-

ziehen (wollen), eigene Partnerwünsche äußern oder geschlechtlichen und sexuellen Normen 

nicht entsprechen. Insbesondere Frauen und Mädchen sind häufig betroffen, da ihre Sexualität 

und Lebensführung stärker kontrolliert werden. Gleichzeitig ist darauf hinzuweisen, dass auch 

Jungen/Männer Opfer von Zwangsverheiratung sein können, wenngleich dies seltener themati-

siert wird. 

Weitere Risikofaktoren liegen in einem unsicheren Aufenthaltsstatus, fehlenden Bildungsper-

spektiven, Behinderung, mangelnden außerfamiliären Netzwerken sowie fehlenden Zugängen 

zu Informationen. Hinzu kommen digitale Kontrollmöglichkeiten, etwa durch Handyüberwachung, 

sowie physische Kontrolle durch Brüder oder andere männliche Bezugspersonen. 

Gleichzeitig werden auch protektive Faktoren benannt. Dazu gehören gesellschaftliche Teilhabe, 

sichere Aufenthaltsperspektiven, Bildungschancen, alternative Lebensperspektiven sowie ver-

lässliche soziale Netzwerke. Besonders bedeutsam ist Schule als Ort, an dem Betroffene Kon-

takte außerhalb der Familie aufbauen und im besten Fall Unterstützung finden können. Ge-

schützte Räume, etwa im Rahmen von Schule oder von Mädchenarbeit, können helfen, sich 

zeitweise der Kontrolle zu entziehen. 

Angst, Loyalitätskonflikte und mangelndes Vertrauen sind die wichtigsten Barrieren beim Zu-

gang zum Hilfesystem. Viele Betroffene fürchten nicht nur Gewalt, sondern auch Isola tion, Ein-

samkeit und den Verlust ihrer Familie und Community. Hilfe zu suchen wird deshalb oft als 

Verrat empfunden. Hinzu kommt ein Misstrauen gegenüber Behörden wie Jugendamt oder Po-

                                                        
13 Zu Jungen und Männern wurden in der Einrichtungsbefragung und der Schulbefragung zwar Fälle erfasst, die in der 
Schulbefragung deutlich höheren Fallzahlen legen aber nahe, dass betroffene Jungen und Männer bisher noch seltener 
als Mädchen und Frauen den Weg ins Hilfesystem finden und über ihre Betroffenheit entsprechend weniger Wissen 
besteht.  



STUDIE ZU ZWANGSVERHEIRATUNGEN IN BERLIN UND ZU PRÄVENTIONSMAßNAHMEN 

C A M I N O  80 

lizei, insbesondere wenn Betroffene befürchten, dass Informationen an die Familie weitergege-

ben werden könnten oder sie bereits rassistische oder abweisende Erfahrungen mit Institutionen 

gemacht haben. Auch fehlendes Wissen über Rechte und Hilfestrukturen erschwert den Zugang.  

Trotz dieser schwierigen Bedingungen sind Betroffene nicht ausschließlich passive Opfer. Viele 

entwickeln Strategien, um sich der Situation zu entziehen oder Unterstützung zu suchen. Dazu 

gehören das Anvertrauen gegenüber Vertrauenspersonen, die Kontaktaufnahme mit Beratungs-

stellen oder auch Aushandlungen mit der Familie. Allerdings sind diese Wege mit erheblichen 

Risiken verbunden, da sie häufig mit einem Bruch mit der Familie einhergehen. Wichtig für den 

Zugang zu Hilfe sind insofern sensibilisierte Vertrauenspersonen insbesondere im schulischen 

Kontext und niedrigschwellige Beratungs- und Informationsangebote. Betroffene, die über ihre 

Erfahrungen sprechen, können dabei eine wichtige Brückenfunktion übernehmen. 

Berlin verfügt über eine breit ausgebaute und differenzierte Präventions- und Unterstützungs-

landschaft im Bereich Zwangsverheiratung. Die Herausforderungen bei der Intervention in Fäl-

len von Zwangsverheiratung liegen weniger im Fehlen von Strukturen oder Handlungsleitfäden 

als vielmehr in deren praktischer Umsetzung. Insbesondere in Bezug auf die Jugendämter wer-

den Defizite benannt wie mangelnde Ressourcen, unklare Zuständigkeiten, Personalfluktuation 

und zum Teil problematische Einschätzungen von Gefährdungslagen: So wird z.B. kritisiert, 

dass Zwangsverheiratung nicht immer als Kindeswohlgefährdung erkannt oder konsequent be-

arbeitet wird. Auch bei der Polizei wird zwar das Fachwissen von Opferschutzbeauftragten und 

spezialisierten Stellen gesehen, zugleich aber darauf hingewiesen, dass Fälle von Zwangsver-

heiratung oft nicht sicher erkannt werden. Weiterhin werden von einer Vielzahl von Akteuren 

Schwierigkeiten in Bezug auf Auskunftssperren benannt. Schulen sind einerseits ein zentraler 

Ort für Aufklärung und Hilfe, andererseits zeigt sich aber, dass viele Schulen sich schlecht in-

formiert fühlen und/oder das Thema nicht systematisch behandeln. Zudem ist eine enge Zu-

sammenarbeit verschiedener Institutionen erforderlich, um wirksame Schutzmaßnahmen zu ge-

währleisten. Dies umfasst insbesondere die Kooperation zwischen Schulen, Jugendhilfe, Polizei 

und spezialisierten Beratungsstellen. 

In Bezug auf Bedarfe und Lücken in der Angebotslandschaft wird oft der Mangel an Schutzplät-

zen genannt. Ebenfalls häufig genannt werden fehlende Fortbildungen, Bedarf an Sprachmitt-

ler*innen und Dolmetscher*innen, fehlendes Fachpersonal mit relevanten Sprachkenntnissen 

und unzureichende Öffentlichkeitsarbeit. 

Die Handlungsempfehlungen und Vorschläge der Fachpraxis beziehen sich vorrangig auf die 

Weiterentwicklung, Verstetigung und bessere Verzahnung bestehender Angebote in den unter-

schiedlichen relevanten Bereichen. 

• Schule nimmt eine herausgehobene Rolle ein, wenn es um breit angelegte Prävention geht. 

Hervorzuheben ist die Notwendigkeit von Sensibilisierung und Fortbildung von Lehrkräften 

und Schulsozialarbeiter*innen, um sie in die Lage zu versetzen, als sensibilisierte Vertrau-

enspersonen zu agieren, Betroffene zu unterstützen und angemessen zu reagieren. Ebenso 

wichtig sind umfassende Bildungsangebote ab der Grundschule, die den Schüler*innen ihre 

Rechte vermitteln und zur Stärkung von Selbstbestimmung und Gleichberechtigung beitra-

gen. 

• Kinder-, Jugend- und Mädchenarbeit sowie sozialraumorientierte und aufsuchende 

Arbeit sollte gestärkt und ausgebaut werden, um Betroffene auch außerhalb der Schule zu 

erreichen und informieren zu können. Auch hier ist Aufklärungsarbeit wichtig, die sowohl 

Jugendliche als auch Eltern und Communitys erreichen sollte, um Bewusstsein für das 

Thema zu schaffen und alternative Handlungsoptionen aufzuzeigen. 

• In Unterkünften für Geflüchtete sollte das Thema Zwangsverheiratung deutlich präsenter 

sein und z.B. in Angebote für Kinder und Jugendliche, aber auch für Eltern integriert werden. 

• Im Sinne von Peer-Ansätzen sollten Betroffene stärker in die Präventionsarbeit einbezogen 

werden, da sie eine wichtige Brückenfunktion übernehmen können, indem sie glaubwürdig 
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sind, Ängste und Kontrollmechanismen aus eigener Erfahrung kennen und andere (poten-

ziell) Betroffene dadurch leichter erreichen. 

• Öffentlichkeitsarbeit sollte breit und umfassend angelegt sein, beispielsweise über mehr-

sprachige und kultursensible Informationsmaterialien – auch in einfacher Sprache –, die 

breit verteilt und ausgelegt werden. Daneben spielen auch digitale Angebote über Social 

Media eine bedeutende Rolle.  

• Fortbildungen für Frontline Professionals – Lehrkräfte, Schulsozialarbeit, Jugendämter, 

Polizei, Justiz, Gesundheitswesen, Sozialarbeit und Verwaltung –, sind ein wichtiger Ansatz, 

um diese Gruppen besser zu qualifizieren, Gefährdungen, Anzeichen und Schutzbedarfe 

im Kontext von Zwangsverheiratung wahrzunehmen. Wichtig ist hierbei ein opferzentrierter, 

rassismuskritischer und kultursensibler Ansatz, der Gewalt im Namen der Ehre nicht relati-

viert. 

• Verstärkte Elternarbeit, um Reflexionsprozesse über soziale Normen, Ehrvorstellungen 

und Geschlechterrollen anzustoßen, ist ein weiterer Ansatzpunkt der Prävention. Bedingung 

hierfür ist ein langfristig aufgebautes Vertrauensverhältnis. Allerdings wird gegenüber El-

ternarbeit auch Skepsis geäußert, da Veränderungen nur schwer erreichbar seien.  

• Sicherstellung von geschützter Unterbringung ist eine weitere zentrale Forderung der 

Akteure im Bereich Zwangsverheiratung. Wichtig ist hier ein Ausbau der Schutzangebote 

und -plätze für Mädchen und Frauen im Allgemeinen und für besondere Zielgruppen wie 

junge volljährige Frauen, Mädchen aus sogenannten Clanfamilien, Mädchen und Frauen 

mit Behinderung, Frauen mit über 12-jährigen Söhnen, für Jungen/Männer und Paare. Wei-

terhin wird die Notwendigkeit schneller behördlicher Hilfen und gut koordinierter Maßnah-

men z.B. in Bezug auf Auskunftssperren betont. 

• Darüber hinaus spielen niedrigschwellige und sichtbare Beratungsangebote eine wich-

tige Rolle. Benötigt werden insbesondere anonyme, digitale Beratungswege und psychoso-

ziale Begleitung, aber auch Unterstützung bei Behördenkontakten (BAföG, Studium, Woh-

nen) sowie finanzielle Übergangs- und Krisenhilfen. 

6.6 HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN 

Zusammenfassend lassen sich aus den Ergebnissen der Studie folgende Handlungsempfehlun-

gen ableiten, die zudem an in Kapitel 3 (Stand der Forschung) dargestellte Präventionsansätze 

anschließen, die in europäischen und internationalen Studien als bewährt oder vielversprechend 

identifiziert wurden: 

Sensibilisieren und verstärkte Öffentlichkeitsarbeit umsetzen 

Die Ergebnisse der Studie haben gezeigt, dass das Thema Zwangsverheiratung weiterhin eine 

hohe Relevanz hat, viele Fachkräfte jedoch eher zurückhaltend agieren, z.T. aus Unkenntnis, 

z.T. aber auch, da sie Stigmatisierungs- und Diskriminierungsvorwürfe befürchten. Vor diesem 

Hintergrund halten wir eine breit und umfassend angelegte Öffentlichkeitsarbeit für notwendig, 

die sowohl allgemeine gesellschaftliche Diskurse in den Blick nimmt als auch gezielt die Fachöf-

fentlichkeit adressiert. Ziel muss sein, dass das Thema nicht in bestimmten politischen Richtun-

gen verortet wird, sondern als Herausforderung gesehen wird, die viele unterschiedliche Pro-

fessionen, Institutionen und Behörden betrifft.  

Ein Schritt in diese Richtung könnte eine groß angelegte Kampagne zum Thema Zwangsver-

heiratung sein, die die verschiedenen in dieser Studie aufgezeigten Aspekte berücksichtigt und 

thematisiert. Weiterhin schlagen wir die jährliche Veranstaltung eines Fachtages zum Thema 

Zwangsverheiratung oder einer Veranstaltungsreihe mit unterschiedlichen Themenschwerpunk-

ten vor, die sich primär an eine breite Fachöffentlichkeit richten. Dies könnte ein wichtiger Schritt 

zu einer breiten Sensibilisierung sein.  
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Fort- und Weiterbildungen ausbauen 

Notwendig ist weiterhin der Ausbau von Fort- und Weiterbildung in verschiedenen Bereichen 

mit dem Ziel, die dort tätigen Fachkräfte in die Lage zu versetzen, Anzeichen für Zwangsverhei-

ratung und die spezifischen Dynamiken in diesem Kontext zu erkennen, angemessen zu rea-

gieren und die weiteren zuständigen Stellen sinnvoll einzubeziehen bzw. mit ihnen zu kooperie-

ren. Wichtig ist hierbei, dass ein solches Fortbildungsangebot langfristig und kontinuierlich an-

gelegt sowie institutionell verankert ist, so dass auch die nachwachsenden Generationen an 

Fachkräften erreicht werden. Insbesondere die Personengruppen, die in ihrem Berufsalltag Kon-

takt zu potenziell Betroffenen haben, sollten adressiert werden, also beispielsweise Lehrer*in-

nen, Jugendsozialarbeiter*innen, Familienhelfer*innen, Mitarbeiter*innen in Geflüchtetenunter-

künften, Mitarbeiter*innen der Jugendämter, aber auch Polizei und Justiz. Sinnvoll ist es weiter-

hin, die entsprechenden Inhalte schon in die Ausbildung zu integrieren. Grundsätzlich sollten 

Opferschutz und betroffenenzentrierte Perspektiven im Mittelpunkt von Fortbildungen stehen, 

dies könnte Fachkräfte auch darin unterstützen, Handlungsperspektiven jenseits polarisierter 

Diskurse zu entwickeln. In diesem Kontext halten wir es für sinnvoll, in Fortbildungen das Di-

lemma zwischen vorschneller Zuschreibung einerseits und fehlender Unterstützung für Be-

troffene andererseits auch explizit zum Thema zu machen. 

Angebote für Jugendliche ausbauen und Jugendliche besser erreichen 

Jenseits der Sensibilisierung der Fachkräfte gilt es, Jugendliche insbesondere aus Risikogrup-

pen zu erreichen, über ihre Rechte aufzuklären und zu empowern, sich für ein selbstbestimmtes 

Leben einzusetzen. Dabei ist Schule ein zentraler Raum, da hier (fast) alle Jugendlichen erreicht 

werden. Sinnvoll kann es sein, das Thema Zwangsverheiratung in andere Themen einzubetten, 

es beispielsweise im Zusammenhang mit Kinderrechten, Gleichstellung, der Auseinanderset-

zung mit Geschlechterrollen und -bildern oder Sexualaufklärung zu behandeln. Neben bewähr-

ten Angeboten für Schüler*innen wie z.B. Workshops, die weiter ausgebaut werden sollten, 

sollte hier auch geprüft werden, Konzepte, die sich bei anderen Problemlagen bewährt haben, 

umzusetzen, z.B. verstärkt Betroffene als Peers einzusetzen. 

Präventionsangebote im Sozialraum stärken 

Neben der Schule spielen auch Einrichtungen der Jugend- und Mädchenarbeit sowie sozial-

raumorientierte und/oder aufsuchende Arbeit eine bedeutende Rolle, wenn es darum geht, Ju-

gendliche zu erreichen und zu informieren, insbesondere solche, die nicht (mehr) zur Schule 

gehen. Es gilt, niedrigschwellige Aufklärungs- und Präventionsangebote zu schaffen, um Zu-

gänge zu ermöglichen und Vertrauen aufzubauen. Hierbei ist es von großer Bedeutung, mit 

anderen Einrichtungen zu kooperieren, z.B. mit Familienzentren, Beratungsstellen unterschied-

licher Art, Migrantenorganisationen etc. 

Schulen noch stärker in den Blick nehmen 

Die Ergebnisse der Studie deuten darauf hin, dass insbesondere in der Schule die geregelten 

Abläufe bei Anzeichen oder konkreten Fällen von Zwangsverheiratung nicht immer so wie vor-

gesehen funktionieren, z.B. dass Meldungen von Fällen nicht erfolgen. Hier ist verstärkte Auf-

klärungsarbeit notwendig, z.B. für Schulleitungen – die zentral gesteuert werden sollte –, 

ebenso wie die systematische Weiterbildung von Klassenlehrkräften, Vertrauenslehrkräften und 

Schulsozialarbeit. Weiterhin regen wir an, das Thema Zwangsverheiratung in die Schutzkon-

zepte von Schulen, Kinder- und Jugendeinrichtungen zu integrieren; dies könnte von den zu-

ständigen Stellen geprüft werden. Die für Kinderschutz zuständigen Personen in den jeweiligen 

Institutionen und Einrichtungen sollten verpflichtend in der Thematik fortgebildet werden.   

Erfolgreiche Zugänge zu Eltern erproben 

Darüber hinaus sollte Elternarbeit, die Reflexionsprozesse über soziale Normen, Ehrvorstellun-

gen und Geschlechterrolle anstößt, verstärkt in den Fokus genommen werden. Hierfür kann es 
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sinnvoll sein, ein Modellprojekt anzustoßen, dass entsprechenden Ansätze entwickelt, umsetzt 

und evaluiert. Die Ergebnisse könnten dann weiteren Trägern zur Verfügung gestellt werden.  

Peers in die Prävention einbeziehen 

Bei der Sensibilisierung, Aufklärung und Unterstützung von (potenziell) Betroffenen gilt es, den 

Einsatz von Peers stärker als bisher zu berücksichtigen und zu fördern und hierfür entspre-

chende Konzepte zu entwickeln. Peers haben aufgrund ihrer Geschichte andere Zugangswege 

zu Jugendlichen, für die das Thema Zwangsheirat relevant ist, und werden als authentisch wahr-

genommen; dies gilt es, für die Präventionsarbeit zu nutzen. Auch hier könnte die Entwicklung 

und Umsetzung eines Modellprojektes ein sinnvoller Schritt sein. Weiterhin schlagen wir den 

Aufbau eines Pools von Betroffenen vor, die in entsprechende Konzepte einbezogen werden 

und beratend zur Seite stehen können. 

Social Media verstärkt nutzen 

Social-Media-Plattformen haben sich zu bedeutenden Räumen für Information, Empowerment 

und informelle Unterstützung entwickelt und sollten deshalb auch in der Präventionsarbeit eine 

stärkere Rolle spielen, z.B. durch die Nutzung jugendaffiner Formate wie kurze Videos auf 

Social Media. Des Weiteren kann der Aufbau anonymer Meldewege über digitale Tools oder 

Chats sinnvoll sein, da Betroffene über digitale Kanäle und Social Media gut erreicht werden 

können. 

Schutzplätze für besonders unterversorgte Zielgruppen schaffen 

Trotz des Ausbaus von Schutzplätzen in letzter Zeit sind bestimmte Zielgruppen immer noch 

un- bzw. unterversorgt. Dies gilt insbesondere für Paare, bei denen ein oder beide Partner*innen 

zwangsverheiratet werden sollen. Für diese Zielgruppe besteht kein Angebot in Berlin – eine 

Lücke, die geschlossen werden sollte.  

Rechtliche Regelungen prüfen und ggf. verändern, z.B. Auskunftssperren 

Auskunftssperren spielen eine wichtige Rolle, wenn es um den kurz-, aber auch langfristigen 

Schutz von Betroffenen geht. Hier gilt es, die Verfahren zu vereinfachen und niedrigschwelliger 

zu gestalten. 

Monitoringsysteme und praxisorientierte Forschung ausbauen 

Wir schlagen weiterhin ein regelmäßiges Monitoring zum Thema Zwangsverheiratung vor. Hier-

für regen wir an, zum einen die Dokumentationen durch die Träger auszubauen und wo möglich 

zu vereinheitlichen; diese Anforderungen könnten im Rahmen der Förderungen berücksichtigt 

werden, da sie ggf. zusätzliche Ressourcen erfordern. Zudem sollte mit den beteiligten Akteuren 

(z.B. Zivilgesellschaft, Jugendämter, Polizei) mittelfristig ein Dokumentationssystem erarbeitet 

werden, das Anonymität wahrt, aber Doppelzählungen soweit als möglich vermeidet. Zum an-

deren sollte geprüft werden, ob aufbauend auf dieser Studie der hier eingesetzte Fragebogen – 

ggf. in überarbeiteter Fassung – regelmäßig eingesetzt werden kann, d.h. die im Feld tätigen 

Institutionen und Träger regelmäßig, z.B. alle zwei Jahre, befragt werden, um die Entwicklungen 

im Feld Zwangsverheiratung verfolgen zu können. Diese könnten jeweils um qualitative Module 

ergänzt werden, etwa zu aktuellen Entwicklungen, bestimmten Präventionsformaten oder spe-

zifischen Betroffenengruppen, etwa Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit Behinderung, 

Queers oder Jungen und Männern.  
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7  AB K ÜRZ UNG S V E RZE I CH NI S   

Abkürzungen der Interviews und Fokusgruppen: 

IntBe: Interview mit Beratungsstelle 

IntSch:  Interview mit Schule 

IntJu: Interview mit Jugendarbeit 

IntJug: Interview mit Jugendamt  

IntSen: Interview mit Senatsverwaltung 

IntPol:  Interview mit Polizei 

IntBet: Interview mit Betroffener*m 

FokBe: Fokusgruppe Beratungsstellen 

FokVer: Fokusgruppe Verwaltung 

FokSch: Fokusgruppe Schule 

FaBet:  Fachdialog mit Betroffenen 
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